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17. Sitzung 

Bonn, den 5. Juni 1987 

Beginn: 8.31 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, die Fraktion DIE GRÜ-
NEN hat fristgerecht beantragt, die heutige Tages-
ordnung zu erweitern um den Antrag zu den Grund-
sätzen des Denkmalschutzes bei Bauvorhaben des 
Deutschen Bundestages — Drucksache 11/436 —. 
Der Antrag soll zusammen mit Tagesordnungs-
punkt 22 aufgerufen werden. Es ist Übereinstimmung 
zwischen den Fraktionen erzielt worden, daß dieser 
Antrag zusammen mit dem Tagesordnungspunkt 22 
auf die Tagesordnung gesetzt wird. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider-
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 19 auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Frak-
tion der SPD eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Wiederherstellung eines ausrei-
chenden Schutzes bei Arbeitslosigkeit 

—Drucksache 11/132 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/420, 11/435 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Heyenn 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/429 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 

(Erste Beratung 11. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Verlängerung des Versiche-
rungsschutzes bei Arbeitslosigkeit und Kurz-
arbeit 

—Drucksache 11/198 —  

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/420, 11/435 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Heyenn 

bb) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/429 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 

(Erste Beratung 11. Sitzung) 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die gemeinsame Beratung 
dieser Tagesordnungspunkte 45 Minuten vorgese-
hen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich höre 
und sehe keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heyenn. 

Heyenn (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben heute den Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zur Verlängerung des Arbeitslosengel-
des für ältere Arbeitslose zu beraten. Unseren Antrag, 
der verhindern wollte, daß Arbeitslose ausgegrenzt 
werden, der verhindern wollte, daß Langzeitarbeitslo-
sigkeit immer häufiger zu bitterer Armut führt, haben 
Sie in den Ausschußberatungen bedauerlicherweise 
niedergestimmt. 

Die Bundesanstalt für Arbeit mußte in diesen Tagen 
die erwarteten Zahlen der Arbeitslosen nach oben 
korrigieren, 50 000 mehr als geschätzt, mehr als 
2,2 Millionen im Jahresdurchschnitt, und das mit stei-
gender Tendenz. Der Herr Bundesarbeitsminister hat 
dafür nur Aussagen übrig wie: Aufwärts oder abwärts, 
das liegt in unserer Hand. Aber in Ihrer Hand, stelle 
ich fest, Herr Bundesarbeitsminister, geht es immer 
nur abwärts, und dies halten wir für eine bedauerns-
werte Tatsache. Wir halten es für einen Skandal, daß 
sich bei der Bundesanstalt für Arbeit Überschüsse, bis 
Ende 1986 fast 6 Milliarden DM, angesammelt haben 
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und zwar nicht obwohl sondern weil die Arbeitslosen 
durch Ihre Kürzungspolitik zu Lasten der Arbeitslo-
sen immer ärmer werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das ist Umverteilung von unten nach oben; Sie ziehen 
den Arbeitslosen das Geld aus der Tasche. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das kann ja nicht der Fall 
sein!) 

— Ich will das begründen. Durch die Kürzung der Lei-
stungssätze beim Arbeitslosengeld und bei der 
Arbeitslosenhilfe sowie durch die erheblich längere 
Dauer der Arbeitslosigkeit 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer zahlen!) 

heißt Arbeitslosigkeit immer häufiger sozialer Ab-
stieg. 

Wir haben zur Zeit 2,1 Millionen registrierte 
Arbeitslose, davon erhalten nur noch 800 000, das sind 
38 %, Arbeitslosengeld. 

Die Zahl derjenigen Arbeitslosen, die noch Arbeits-
losengeld als Versicherungsleistung erhalten, nähert 
sich also einem Drittel. 

(Seehofer [CDU/CSU]: Das ist doch der 
Grund für das Gesetz!) 

Die Zahl der Arbeitslosenhilfeempfänger hat sich in 
den letzten Jahren verdoppelt. Neue Armut, die Sie 
leugnen, ist bittere Realität. Wir wissen das, Sie 
bestreiten das. Sie halten die neue Armut offenkundig 
für eine Erfindung der Sozialdemokraten, der GRÜ-
NEN, der Gewerkschaften und der Kirchen. Aber die 
gesellschaftliche Realität widerlegt Sie. 

Sie betrachten die Arbeitslosigkeit als Restgröße, 
die vernachlässigbar ist. Sie, meine Damen und Her-
ren von der Regierungskoalition, wollen den Eindruck 
erwecken, als brauche man sich mit diesen Arbeitslo-
sen nicht mehr zu beschäftigen. 

Ich will Ihnen dazu ein Beispiel sagen: Als wir 
unsere Anhörung planten, war die FDP nicht bereit 
oder nicht in der Lage, Vertreter von Arbeitslosenin-
itiativen oder Betriebsräten zu nennen, Herr Kollege 
Cronenberg, und hat dann einen jungen Unternehmer 
benannt. Der hat in der üblichen Masche gesagt: Die 
Arbeitslosen, die gemeldet sind, taugen alle nichts! 
Ich zitiere aus dem Protokoll: 

Ich versuche seit Ende 1986 beim Arbeitsamt 
Düsseldorf eine Stenotypistin zu finden, und ich 
bin gern bereit, mehr als der Tarif bietet zu 
bezahlen. Es ist mir völlig unmöglich, diese Kraft 
zu bekommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist doch eine wichtige 
Information!) 

Jetzt habe ich mich erkundigt. Diese Firma wollte eine 
perfekte Stenotypistin haben, die mehr als 
300 Anschläge pro Minute schreiben kann und zudem 
Spitze in der Büroorganisation ist. Eine solche Arbeits-
kraft kann das Arbeitsamt Düsseldorf nicht vermitteln, 
weil die Konkurrenz 4 500 bis 5 000 DM zahlt, die 
Firma dieses jungen FDP-Unternehmers aber nur 
bereit war, zwischen 2 300 und 2 800 DM zu bezah-
len. Nebenbei hat diese Firma dann noch dreimal ver-

sucht, diese Stelle über Stellenanzeigen zu besetzen. 
Das ist ihr auch nicht gelungen. — Auf derart unse-
riöse Art soll der Öffentlichkeit suggeriert werden, 
alle Arbeitslosen taugten nichts; wenn man Fach-
kräfte benötige, könne man sie nicht finden. 

Ich habe in diesem Zusammenhang die Bitte an die 
FDP, uns in Zukunft für die Anhörung, bitte schön, 
seriöse Sachverständige zu benennen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Allerdings!) 

Ihr Entwurf setzt im übrigen ein historisches Mar-
kenzeichen dadurch, daß Sie das Arbeitslosengeld für 
über 42jährige verlängern und sagen, Sie verlängern 
„für ältere Arbeitslose". Damit sagen Sie, daß der 
42jährige in unserer Gesellschaft schon ein älterer 
Arbeitsloser und nicht mehr voll vermittelbar ist. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Schlimm! — Schar

-

renbroich [CDU/CSU]: Ein Skandal ist es, 
was Sie da reden! Sprechen Sie doch einmal 

mit einem 43jährigen Arbeitslosen!) 

Ich halte das für eine ganz miese Entwicklung, die Sie 
hier einleiten. 

Wir sind dafür, allen Arbeitslosen ein verlängertes 
Arbeitslosengeld zuzuerkennen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie verzichten in vollem Umfang auf Maßnahmen 
im Bereich der Arbeitslosenhilfe, obwohl immer mehr 
Arbeitslose überhaupt nichts mehr bekommen. Bei 
jedem vierten Sozialhilfeempfänger muß die zu nied-
rige Arbeitslosenhilfe durch kommunale Sozialhilfe 
aufgestockt werden. Da gibt es dann diesen beschä-
menden Kreislauf: Kommunen mit übergroßer 
Arbeitslosigkeit müssen überdurchschnittlich hohe 
Mittel für die Sozialhilfe aufwenden und haben dann 
für ergänzende Maßnahmen auf dem Arbeitsmarkt 
keinerlei Mittel mehr zur Verfügung. 

Sie verweigern sich hier einer Abhilfe, weil Sie nicht 
bereit sind, den Kommunen zu einer besseren Finanz-
ausstattung zu verhelfen. 

Wir kritisieren ganz entschieden an Ihrem Entwurf, 
daß der Bundesfinanzminister daran verdient. 1,4 Mil-
liarden DM steckt er sich jährlich in seine Tasche, um 
andere Löcher seines Haushaltes zu stopfen, 

(Kolb [CDU/CSU]: Ihr habt doch die Arbeits

-

losenhilfe dorthin geschoben!) 

um z. B. die Kindererziehungszeiten, diesen unwürdi-
gen Stufenplan, zu finanzieren. 

Ich will nur kurz darauf hinweisen, daß selbst die 
Arbeitgeber in der Bundesrepublik dieses Verhalten 
des Norbert Blüm kritisieren. 

Wir meinen, daß die eingesparten Mittel bei der 
Bundesanstalt für Arbeit auch den Arbeitslosen 
zugute kommen müssen, um der neuen Armut entge-
genzuwirken. Sie bleiben bei Ihrer Politik der sozialen 
Kälte. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Dies ist sehr negativ für die soziale Situation der 
Arbeitslosen. 
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Ich will daran erinnern, daß in wenigen Jahren die 
Zahl der Haushalte, die laufend Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Sozialhilfegesetz in Anspruch neh-
men müssen, um nicht weniger als 60 % gestiegen ist. 
Arbeitslosigkeit war schon 1985 in durchschnittlich 
33 % und in Zentren hoher Arbeitslosigkeit sogar bis 
zu 45 % die Hauptursache für die Inanspruchnahme 
der Sozialhilfe. Insgesamt beziehen heute schät-
zungsweise drei Millionen Menschen in der Bundes-
republik, das ist jeder 20., Sozialhilfe. 

(Kolb [CDU/CSU]: Weil sie nicht arbeiten!) 

Die Sozialhilfe ist beim Risiko der Arbeitslosigkeit 
zum Ausfallbürgen geworden. 

Die Sozialhilfeträger müssen die Lücken schließen, 
die die Arbeitslosenversicherung läßt, und zwar im 
wesentlichen durch Ihre Kürzungspolitik zu Lasten 
der Arbeitslosen. Und die Familien werden zur Kasse 
gebeten. Auch die Renteneinkommen der 80jährigen 
Eltern werden herangezogen, wenn die älteren 
Arbeitslosen kein Arbeitslosengeld mehr erhalten. 

(Frau Weyel [SPD]: Unglaublich!) 

Ich finde, darüber kann man nun wirklich nicht 
lachen, so wie Sie es tun. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Christlich-sozial!) 

Der schleichende Verfall der Arbeitslosenversiche-
rung in den letzten Jahren ist die negative Folge Ihrer 
Kürzungen. Er ist die Folge der zunehmenden Dauer 
der Arbeitslosigkeit; sie dauert durchschnittlich schon 
mehr als ein Jahr. Für beides sind Sie, Herr Kollege 
Blüm, verantwortlich. 

Warum, so möchte ich fragen, sind Sie nicht bereit, 
die unsozialen Kürzungen der Leistungssätze, wie wir 
das beantragt haben, zurückzunehmen? Warum 
gehen Sie auf unsere Vorschläge nicht ein, die 
Anspruchsdauer beim Arbeitslosengeld ohne Alters-
begrenzung zu verlängern? Warum beenden Sie nicht 
die bittere Armut der Berufsanfänger und folgen 
unseren Forderungen, das Arbeitslosengeld und die 
Arbeitslosenhilfe für diesen Personenkreis zu erhö-
hen? Warum, so möchte ich weiter fragen, verweigern 
Sie sich unseren Forderungen, Gleichstellungsbeauf-
tragte bei den Arbeitsämtern einzusetzen, um die 
Situation der Frauen zu verbessern? 

Wir sind dafür dankbar, daß — nicht auf Ihre Anre-
gung, sondern auf Anregung des Ausschusses für Bil-
dung und Wissenschaft — die Arbeitsämter in 
Zukunft in ihren Maßnahmen dafür zu sorgen haben, 
daß auf die geschlechtsspezifische Situation der 
Frauen auf dem Ausbildungs- und Stellenmarkt Rück-
sicht genommen wird. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wissen Sie 
auch, wer in diesem Ausschuß die Mehrheit 

hat?) 

Warum sind Sie nicht bereit, Herr Bundesarbeitsmini-
ster, unserer Forderung nach Öffnung der Arbeitslo-
senhilfe für mehr Arbeitslose, z. B. für Frauen nach 
Zeiten der Kindererziehung oder für Frauen nach Zei-
ten der Pflege von Personen, nachzugehen? 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Eben! Und draußen 
im Wahlkreis wird gequatscht!) 

Denn hiermit würden wir einen Weg beschreiten, um 
Armut zu beseitigen. Warum sind Sie nicht bereit, 
Absolventen von berufsbildenden Schulen, von Fach-
und Hochschulen aufzunehmen? All diesen Dingen 
verweigern Sie sich. 

(Kolb [CDU/CSU]: Alles Blüm!) 

— Elmar, du nimmst die Sache ja noch ernst. Weiter zu 
meiner Rechten aber, wird darüber nur gelacht. Das 
halte ich für zynisch und für einen Skandal. 

(Beifall bei der SPD — Scharrenbroich [CDU/ 
CSU]: Das ist doch nur dummes Zeug! Sie 
wissen doch nicht, worüber wir geredet 
haben! Das ist eine Diffamierung von Abge

-

ordneten! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Ich will, Herr Kollege Seehofer, sagen, daß die not-
wendigen Maßnahmen finanziert werden müssen. 
Die Finanzierungsfrage aber kann man nicht unab-
hängig davon stellen, wie sich Beschäftigung und 
Arbeitslosigkeit weiter entwickeln. Wenn die Bundes-
regierung tatenlos zusieht, wie die Massenarbeitslo-
sigkeit weiter ansteigt, 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Das haben Sie 
1981 und 1982 gemacht! Da haben Sie taten

-

los zugesehen!) 

dann ist ihr eigener Gesetzentwurf, wie der Präsident 
der Bundesanstalt für Arbeit gesagt hat, schon in 
Kürze nicht mehr zu finanzieren. 

Wir Sozialdemokraten setzen uns mit Nachdruck 
dafür ein, daß insbesondere mit den Instrumenten der 
Wirtschafts-, der Finanz- und der Arbeitszeitpolitik 
die Massenarbeitslosigkeit wirksam bekämpft wird. 
In diesem notwendigen Zusammenhang sind die 
Kosten der Wiederherstellung eines ausreichenden 
Schutzes bei Arbeitslosigkeit auf jeden Fall zu tragen. 
Aber Sie verweigern sich noch unseren Forderungen 
nach einem Programm „Arbeit und Umwelt". Sie ver-
weigern sich unserer Forderung nach einer Stärkung 
der kommunalen Finanzen. Sie verweigern sich unse-
rer Forderung nach einer wesentlichen Reduzierung 
der Überstunden. Sie betreiben keine aktive Beschäf-
tigungspolitik, sondern wollen alles den Markt regeln 
lassen. Ich sage Ihnen: Das geht zu Lasten der Leute, 
die Sie als Restgröße behandeln, nämlich zu Lasten 
der sozial Schwachen, der Arbeitslosen in unserer 
Bundesrepublik. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: Elf 
solcher Programme haben wir schon 
gehabt! — Scharrenbroich [CDU/CSU]: 

Wider besseres Wissen!) 

Meine Damen und Herren, Sie haben im Ausschuß 
selbst gesagt, Sie würden einigen unserer Vorschläge 
gerne folgen, wenn Sie die Mittel dafür hätten. 

Nun wissen wir ja nicht, was der Herr Bundesfi-
nanzminister aus Venedig mitbringen wird. Vielleicht 
werden Sie Ende Juni hier in diesem Parlament schon 
ganz anders reden müssen, als Sie es heute tun. 
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Heyenn 
Aber natürlich muß ich Ihnen den Spitzensteuer-

satz, 
(Seehofer [CDU/CSU]: Haben wir schon 
dreißigmal gehört! Vier Jahre lang Spitzen-

steuersatz, jetzt?) 

muß ich Ihnen die Vermögensteuer vorhalten. Ich 
muß Ihnen vorhalten, daß Sie Prioritäten zugunsten 
der Reichen setzen und die Arbeitslosen in die Armut 
schicken. Das ist die Situation. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, ich finde, es ist kalt-
schnäuzig, es ist eine Politik der sozialen Kälte — der 
Frau Weiler verdanke ich diesen Begriff — , wenn Sie 
hier die notwendigen Maßnahmen ablehnen. Ich muß 
Ihnen allerdings sagen: Dem Tropfen auf den heißen 
Stein, den Sie hier heute morgen verabschieden wol-
len, 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist aber ein gewalti-
ger Tropfen!) 

werden wir zustimmen. Aber wir meinen: Dies ist in 
keiner Weise ausreichend. Dies ist von Ihnen nicht 
vorgeschlagen, um Arbeitslosen zu helfen, dies ist ein 
Verschiebebahnhof, um dem Bundesfinanzminister 
die Möglichkeit der Finanzierung von Kindererzie-
hungszeiten und anderem zu eröffnen. 

Ich will Ihnen abschließend sagen, daß Sie die Pro-
bleme nicht loswerden. Die Lawine wächst weiter. 

(Seehofer [CDU/CSU]: Sind Sie jetzt 
dafür?) 

— Natürlich. 

Im Ausschuß wird gesagt, Sie hätten die Erwartun-
gen für wirtschaftliches Wachstum in diesem Jahr von 
2,5 auf 1,8 % reduziert. Aber vom nächsten Jahr an 
rechnen Sie, um Ihre unwirkliche Betrachtung, Ihre 
schönfärberische Betrachtung aufrechterhalten zu 
können, schon wieder mit 2,5 % wirtschaftlichem 
Wachstum. Dies ist durch nichts gedeckt. 

Wir Sozialdemokraten werden keine Ruhe geben, 
weiter eine aktive Beschäftigungspolitik zu fordern. 
Und wir werden weiter mit allen politischen Mitteln 
für eine ausreichende Absicherung bei Arbeitslosig-
keit streiten. Die Bundesrepublik ist einer der reich-
sten Staaten der Welt. Für sie ist es unwürdig, daß eine 
Politik der Ausgrenzung zu Lasten der Arbeitslosen 
getrieben wird, die einen Großteil von ihnen in bittere 
Armut treibt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kolb  [CDU/CSU]: Und dann werden wir 

wegen der Schulden beschimpft!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Hasselfeldt. 

Frau Hasselfeldt (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frak-
tion der CDU/CSU begrüßt den Entwurf der Bundes-
regierung. Damit wird ein Versprechen eingelöst, das 
wir vor der Wahl gegeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir verfolgen damit drei Ziele. 

Erstens. Wir wollen eine Verbesserung des sozialen 
Schutzes bei Arbeitslosigkeit für alle Arbeitnehmer. 

Zweitens. Wir werden dabei die von der Arbeitslo-
sigkeit besonders betroffenen älteren Arbeitnehmer 

(Zuruf von der SPD: Die 42jährigen?) 

auch besonders schützen. 

Drittens. Wir wollen den Arbeitnehmern in der 
Stahlindustrie durch die Verlängerung der Dauer des 
Anspruchs auf Kurzarbeitergeld helfen. 

Diese Verbesserungen, meine Damen und Herren, 
sind nur möglich, weil es in der Bundesanstalt für 
Arbeit im Gegensatz zu der Zeit der Regierungsver-
antwortung der SPD wieder volle Kassen gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kirschner  [SPD]: Warum?) 

Bei unserem Gesetzentwurf wird deutlich, daß wir 
keine Sozialpolitik im Gießkannensystem wollen und 
daß wir keine Sozialpolitik ohne finanzpolitische Ver-
antwortung betreiben wollen. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: „Spitzensteuer

-

satz" sage ich da! — Zurufe von der SPD und 
den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unser Ziel ist eine diffe-
renzierte Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, eine Politik, 
die abstellt auf die tatsächlichen Schwachstellen, auf 
die besonders Betroffenen, und dies alles, meine 
Damen und Herren von der SPD, im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten. 

Durch die deutliche Zunahme der durchschnittli-
chen Dauer der Arbeitslosigkeit seit Mitte der 70er 
Jahre ist der Anteil der Arbeitslosengeldbezieher an 
der Gesamtzahl der Bezieher von Lohnersatzleistun-
gen erheblich zurückgegangen. Während 1981 von 
100 Arbeitslosen noch 80 Arbeitslosengeld und 
20 Arbeitslosenhilfe bezogen, lag dieses Verhältnis 
1986 bei 57 zu 43. Hier wird deutlich, daß die Arbeits-
losenversicherung ihre soziale Sicherungsfunktion 
nicht mehr voll erfüllt. Wir wollen die günstigere 
finanzielle Lage der Arbeitslosenversicherung dazu 
nutzen, dies wieder sicherzustellen. 

Durch die Änderung des Verhältnisses der beitrags-
pflichtigen Beschäftigungszeit zur Dauer des Arbeits-
losengeldbezugs von bisher 3 zu 1 auf 2 zu 1 wird eine 
Regelung getroffen, die allen Arbeitnehmern, den 
jüngeren und den älteren, gleichermaßen zugute 
kommt. Einen besonderen Wert hat diese Regelung 
auch für die Saisonarbeitnehmer, die damit bei acht-
monatiger Beschäftigung bereits eine volle Risikoab-
deckung für das ganze Jahr haben, was bisher nur bei 
neunmonatiger Beschäftigung der Fall war. Erlauben 
Sie mir, daß ich gerade als CSU-Abgeordnete dieses 
besonders betone und hervorhebe und daß ich mich 
darüber auch besonders freue, weil gerade in Bayern 
die Anzahl der Saisonarbeitslosen auf Grund der Wirt-
schaftsstruktur und der Witterungsbedingungen 
besonders hoch ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Unruh [GRÜNE]: Traurig, traurig, trau-

rig!) 
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In den Statistiken und Strukturuntersuchungen der 
Bundesanstalt für Arbeit wird deutlich, daß die Dauer 
der Arbeitslosigkeit bei älteren Arbeitnehmern höher 
ist als bei jüngeren. Bei den 20- bis 24jährigen bei-
spielsweise sind es im letzten Jahr durchschnittlich 
6,4 Monate gewesen, bei den 40- bis 60jährigen lag 
diese Dauer aber zwischen 14,2 und 23,5 Monaten. 
Unbestritten ist auch, daß die älteren Arbeitslosen 
erheblich größere Probleme bei der Suche nach einer 
neuen Arbeitsstelle haben. Unbestritten ist auch, daß 
ältere Arbeitslose in der Regel längere Zeit Beiträge 
gezahlt haben. Dies waren die Gründe, die uns bewo-
gen haben, für ältere Arbeitslose ab dem 42. Lebens-
jahr die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld zu verlän-
gern. Dies ist keine willkürliche Grenze — im übrigen 
auch verfassungsrechtlich abgedeckt —, sondern 
begründet in diesen drei Kriterien: länger dauernde 
Arbeitslosigkeit, schwierigere Vermittlung und in der 
Regel auch längere Beitragszahlungen. 

Die Verlängerung des Arbeitslosengeldbezugs 
macht aber auch eine Änderung des § 128 AFG erfor-
derlich. Deshalb haben wir einen Änderungsantrag 
eingebracht mit der Maßgabe, daß die Erstattungs-
pflicht des Arbeitgebers nicht eintritt, wenn das 
Arbeitsverhältnis vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gelöst oder gekündigt wurde und die Erstattungs-
pflicht nur wegen der Verlängerung der Dauer des 
Anspruchs auf Arbeitslosengeld eintreten würde. Die-
ser Änderungsantrag gewährleistet, daß die Bet riebe 
durch die Gesetzesänderung nicht benachteiligt wer-
den. 

Im Ausschuß wurde auch die Problematik des § 128 
AFG in der Stahlindustrie beraten. Es bestand Einver-
nehmen darüber, daß diese Handhabung großzügig 
ausgelegt wird. Wir hoffen, daß dies auch für die Vor-
abentscheidung nach § 128 Abs. 5 AFG gilt. 

Das Ziel unserer differenzierten Arbeitsmarktpolitik 
zeigt sich auch im dritten Teil dieses Regierungsent-
wurfs in der Verlängerung des Bezugs von Kurzarbei-
tergeld in der Stahlindustrie von 24 auf 36 Monate, 
die darin begründet liegt, daß die Arbeitnehmer in der 
Stahlindustrie keine Möglichkeit haben, auf Grund 
der hier vorhandenen Produktionsbeschränkungen 
eine neue Anwartschaft auf Kurzarbeitergeld zu 
erwerben. 

(Heyenn [SPD]: Und wie ist das mit der 
Werftindustrie?) 

— Hier liegen diese Probleme anders, weil hier die 
Produktionsbeschränkungen nicht vorhanden sind. 
Wir wissen, meine Damen und Herren, daß wir die 
generellen Probleme in der Stahlindustrie damit nicht 
lösen können. 

(Kolb [CDU/CSU]: So ist es!) 

Dazu ist eine enge Kooperation aller Beteiligten erfor-
derlich, die über das bisher Gesagte weit hinaus-
geht. 

Lassen Sie mich aber auch noch einige Worte zum 
Entwurf der SPD verlieren. Sie wollen allen alles bie-
ten, und zwar ohne Rücksicht darauf, wie dies finan-
ziert werden soll. 

(Seehofer [CDU/CSU]: Sehr richtig! — Hey-
enn [SPD]: Wir wollen die neue Armut besei-

tigen, die Sie geschaffen haben! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

Im übrigen waren Ihre Vorschläge auch früher teil-
weise schon Gesetz. Die Situation damals war: leere 
Kassen, hohe Arbeitslosenzahlen. Und die Konse-
quenz aus Ihren Vorschlägen heute wäre, daß die 
Finanzen der Bundesanstalt für Arbeit genauso 
kaputtgehen, wie sie während Ihrer Regierungsver-
antwortung kaputtgingen, und daß die Steuerzahler, 
die Beitragszahler und die Arbeitslosen dann diejeni-
gen sind, die das ausbaden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Heyenn [SPD]: 
Und wofür geben Sie jetzt das Geld aus? 
Soziale Kälte! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Sozialpolitik, meine Damen und Herren, muß immer 
auch finanzpolitisch vertretbar sein. 

Wir wissen auch, daß wir uns mit diesem uns heute 
vorliegenden Gesetzentwurf nicht von einer der wich-
tigsten Aufgaben der nächsten Jahre entbinden, näm-
lich der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Das stimmt! — Frau 
Vennegerts [GRÜNE]: Aber die Senkung des 

Spitzensteuersatzes, das paßt, ja?!) 

Aber dieses Gesetz, dessen Entwurf wir Ihnen heute 
vorlegen, ist ein Leistungsgesetz, dessen Zielsetzung 
es ist, die Arbeitslosenversicherung wieder zu dem zu 
machen, was sie sein soll, nämlich eine echte Risiko-
versicherung bei Arbeitslosigkeit 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Bei rund 
2,2 Millionen Arbeitslosen! Das ist ungeheu

-

erlich!) 

unter Berücksichtigung besonderer Vermittlungser-
schwernisse und geleisteter Beiträge. 

Im übrigen, meine Damen und Herren, brauchen 
wir angesichts der Arbeitsmarktbilanz kein schlech-
tes Gewissen zu haben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Doch!) 

Im Gegensatz zur SPD haben wir nämlich die Millio-
nenarbeitslosigkeit nicht verursacht, sondern ge-
stoppt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen und 
Widerspruch bei der SPD und den GRÜ

-

NEN) 

Und im Gegensatz zur SPD, die Tausende von 
Arbeitsplätzen verspielt hat, wurden unter unserer 
Verantwortung erstmals wieder neue Arbeitsplätze 
geschaffen. Auf diesem Weg, meine Damen und Her-
ren, werden wir fortfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
— Kirschner [SPD]: Das ist doch eine Mär

-

chenstunde! — Frau Vennegerts [GRÜNE]: 
Befristete Arbeitsverträge haben Sie abge

-

schlossen! — Weitere Zurufe von der SPD 
und den GRÜNEN) 

Sie, meine Damen und Herren von der SPD, erhe-
ben den Anspruch, die Arbeitsmarktsituation mit 
Ihrem Gesetzentwurf zu verbessern. Glauben Sie 
denn im Ernst, daß Sie mit höherem Arbeitslosengeld, 
mit längerer Bezugsdauer für alle Altersgruppen, mit 
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Verkürzung der Sperrzeiten, den Erweiterungen des 
Arbeitslosenhilfeanspruchs auch nur einen einzigen 
Arbeitsplatz zusätzlich schaffen können? Und 
Beschäftigungsprogramme mit der bekannten 
arbeitsmarktpolitischen Null-Wirkung haben wir 
während Ihrer Regierungszeit wahrlich genug 
gehabt. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Herabsetzung der Beschäftigungszeit sowie die 
Verkürzung der Sperrzeiten — auch Forderungen in 
Ihrem Gesetzentwurf — können schon im Interesse 
einer wirksamen Bekämpfung von Leistungsmiß-
brauch nicht in Betracht kommen. Im übrigen ist diese 
Aufgabe, die Bekämpfung des Leistungsmißbrauchs, 
nicht nur im Zusammenhang mit der Arbeitslosen-
geldverlängerung, sondern auch im gesamten Bereich 
des Arbeitsförderungsgesetzes eine Aufgabe, die uns 
in den nächsten Monaten verstärkt beschäftigen 
muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen eine Sozialpolitik für die ehrlichen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer, für die, die unser Sozialsy-
stem mittragen und mitfinanzieren. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Wie bitte? Es 
gibt auch unehrliche Arbeitslose? — Kolb 
[CDU/CSU]: Was ist denn der Herr Beck-
mann? Ein Ganove! — Frau Unruh [GRÜNE ] : 
Das ist ja das letzte! „Ganove" hat er gesagt! 
Der Herr Beckmann und ein Ganove? — Kolb 
[CDU/CSU]: Ja, das ist er doch auch! — Wei-
tere Zurufe von den GRÜNEN — Glocke des 

Präsidenten) 

Hier haben Schwarzarbeit, illegale Beschäftigung und 
andere Mißbräuche keinen Platz. Deshalb werden wir 
alle Bemühungen der Bundesanstalt für Arbeit und 
der Bundesregierung unterstützen, Mißbräuche in der 
Arbeitslosenversicherung zu verhindern. 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN und 
der SPD — Glocke des Präsidenten) 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung, meine 
Damen und Herren, ist sozial ausgewogen, ist arbeits-
marktpolitisch und versicherungspolitisch geboten. 
Und, meine Damen und Herren: Er ist solide finan-
ziert. Deshalb bitten wir um Ihre Zustimmung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Seehofer [CDU/ 
CSU]: Das war eine bayerische Rednerin, 

eine Rednerin aus Bayern!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
ich wende mich an alle Seiten des Hauses mit der 
Bitte, den Ausführungen der Redner und der Redne-
rinnen mit ein bißchen mehr Geduld und Zurückhal-
tung zuzuhören. 

Die Frau Abgeordnete Hasselfeldt hat ihre erste 
Rede in der 11. Wahlperiode des Deutschen Bundes-
tages gehalten. Ich beglückwünsche sie dazu. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Bei mir haben Sie das 
nicht gesagt!) 

— Frau Unruh, Sie waren jetzt nicht dran. — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP)  

Man nannte das früher „Jungfernrede". 

Ich möchte Sie ermuntern, an den Beratungen des 
Deutschen Bundestages auch weiterhin so aktiv, cou-
ragiert und mit so großer Anteilnahme teilzuneh-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Den männlichen Abgeordneten, wiederum nach 
allen Seiten gewandt, möchte ich ganz besonders ans 
Herz legen, daß man sie im allgemeinen als Kavaliere 
bezeichnet. 

(Zurufe: Oh!) 

Diesem guten Ruf sollten Sie auch weiterhin gerecht 
werden. 

(Zurufe — Dreßler [SPD]: Warum nach allen 
Seiten? Der Blick nach geradeaus genügt!) 

— Der Blick war nach allen Seiten. Sie wissen nichts 
von meiner Routine, wie das bei mir funktioniert. 

Das Wort hat Frau Abgeordnete Trenz. Bitte sehr. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir wollen die 
Frau Unruh hören!) 

Frau Trenz (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Zuerst ein Wort zur SPD-Frak-
tion. Ich finde es bedauerlich, daß Sie diesem Entwurf 
zustimmen werden, wie Sie hier bekundet haben. Es 
ist mir etwas unverständlich. 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Gesetz-
entwurf zur Verlängerung des Versicherungsschutzes 
bei Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit findet nicht 
unsere Unterstützung, und zwar aus zwei Gründen. 

Erstens. Dieser Entwurf bewirkt vor allem eine 
Umverteilung der Kosten vom Bund auf die Bundes-
anstalt für Arbeit und ändert nichts am Grundprinzip 
der Arbeitslosenversicherung, die den heutigen 
Anforderungen längst nicht mehr entspricht. 

Zweitens. Durch seine Beschränkung auf das Krite-
rium Alter schließt der Entwurf eine große Gruppe 
von Langzeitarbeitslosen aus. Für die Langzeitar-
beitslosen über 42 Jahre wird die Änderung des AFG 
eine kleine Veränderung bringen. 

Ich möchte vorab betonen, meine Damen und Her-
ren, daß ich mich für diese Menschen freue, wenn sich 
wenigstens für sie die Situation ein klein bißchen ver-
bessert. Das steht völlig außer Frage. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Zugleich kann aber diese Änderung nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß die Gesetzgebung alle von 
Arbeitslosigkeit Betroffenen berücksichtigen muß 
und nicht, wie durch die Altersbegrenzung gesche-
hen, die Mehrheit der Langzeitarbeitslosen ausgren-
zen darf. 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

Was ist denn mit den Hunderttausenden von Jugend-
lichen, die in zunehmendem Maße Schwierigkeiten 
haben, überhaupt erst einmal in das System der 
Arbeitslosenversicherung hineinzukommen? Wo blei-
ben die Menschen, die behindert sind oder in einer 
strukturschwachen Region leben? Was ist mit den 
Ungelernten, die nie in ihrem Leben die Möglichkeit 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode - 17. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1987 	 1073 

Frau Trenz 

hatten, eine Berufsausbildung mit Perspektive zu 
absolvieren? 

Was, Herr Blüm, wird mit den vielen Frauen, die 
nach der sogenannten Familienphase nicht die min-
deste Chance haben, einen Neu- oder Wiedereinstieg 
in das Berufsleben zu finden? 

Die Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung zwingt 
sie, sich mit dem Funktionieren in der sanften Macht 
der Familie zu begnügen. 

Sowenig diese Bundesregierung bereit und in der 
Lage ist, die Wurzeln von Massenarbeitslosigkeit und 
Armut zu beseitigen, sowenig ist sie bereit und in der 
Lage, diejenigen, die unter ihrer verfehlten Politik zu 
leiden haben, wenigstens sozial abzusichern. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was sie betreibt, ist eine Politik der Verwaltung von 
stetig wachsenden Arbeitslosenzahlen. 

Sehen wir uns an, was die vorgesehene Änderung 
des AFG unter diesem Aspekt zu bieten hat. Der Bund 
wird in den Jahren 1987 bis 1990 insgesamt rund 
4,4 Milliarden DM an Zahlungen für die Arbeitslosen-
hilfe einsparen, während die Bundesanstalt für Arbeit 
im gleichen Zeitraum mit 9,7 Milliarden DM zusätz-
lich belastet wird. 

(Hoss [GRÜNE]: So ist es!) 

Durch diese Kostenumverteilung wird freilich kein 
einziger Arbeitsplatz geschaffen. 

(Hoss [GRÜNE]: So ist es!) 

Sie ändert nichts am nachweislichen Abbau von Dau-
erarbeitsplätzen zugunsten befristeter Neueinstel-
lungen und an dem damit einhergehenden Abbau von 
Arbeitnehmerrechten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ihr Beschäftigungsförderungsgesetz, meine Damen 
und Herren von der Regierungskoalition, hat wirklich 
ganze Arbeit geleistet. 

Und noch ein Aspekt. Die Änderung des AFG trägt 
dazu bei, nach der Spaltung unserer Gesellschaft in 
Arbeitsplatzbesitzer und Arbeitslose nun auch die 
Arbeitslosen untereinander zu spalten: 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist es!) 

auf der einen Seite Langzeitarbeitslose über 42 Jahre, 
die nun auch schon zum alten Eisen gehören, und auf 
der anderen Seite die Jüngeren, die von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe leben. Auf wessen Seite diese 
Bundesregierung steht, ist ohnehin eine klare Sache, 
die sich nicht an begrenzter Sozialkosmetik festmacht, 
sondern an grundlegenden gesellschaftspolitischen 
Maßnahmen. Und da wird nach dem Motto verfahren: 
Wer hat, dem wird gegeben. Geht es nach den steu-
erpolitischen Vorstellungen der Koalitionsparteien, 
dann wird die Steuerreform für 8 Millionen Arbeit-
nehmer — das sind 40 % der Steuerpflichtigen — eine 
Entlastung von nicht einmal 40 DM pro Monat brin-
gen, während Spitzenverdiener mindestens 1 000 DM 
pro Monat mehr einstecken. Nicht in Maßnahmen zur 
Beseitigung von Arbeitslosigkeit und Armut fließen 
unter dieser Regierung die Riesenbeträge, sondern in 

die Umverteilung von unten nach oben. Das ist christ-
demokratisch-freiheitliche Politik in diesem Land. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
Wie zynisch und aufgesetzt es ist, wenn sich diese 

Regierung als Vertreterin der sozial Schwachen aus-
zugeben versucht — und damit, meine Damen und 
Herren, komme ich zum Schluß —, können auch 
kleine Zugeständnisse nicht vertuschen. Notwendig 
ist ein ökologischer Umbau dieser Industriegesell-
schaft, der sinnvolle Arbeitsplätze schafft, und dar-
über hinaus eine Grundsicherung für alle, die men-
schenwürdig die Existenz sichert. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Kolb [CDU/ 
CSU]: Koste es, was es wolle! — Frau Unruh 
[GRÜNE]: Das war auch die erste Rede!) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
auch Frau Abgeordnete Trenz hat ihre erste Rede in 
der 11. Wahlperiode hier im Deutschen Bundestag 
gehalten. Ich beglückwünsche sie, und auf sie trifft all 
das zu, was ich auch der Vorrednerin gesagt habe. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Günther Heyenn hat drei

-

zehneinhalb Minuten begründet, warum er das 
Gesetz ablehnen muß, um dann zum Schluß zu erklä-
ren, er stimmt zu. Es scheint mir ein schwer aufzulö-
sender Widerspruch zwischen Begründung und 
Abstimmungsverhalten zu sein. Denn immerhin, Kol-
lege Heyenn, im verregneten Wonnemonat Mai weist 
die Statistik erfreulicherweise die niedrigste Arbeits-
losenquote seit Jahren aus. Natürlich wünsche ich mir 
auch mehr, viel mehr Beschäftigte und weniger 
Arbeitslose; aber es ist immerhin die niedrigste 
Arbeitslosigkeit. 
Der Herr Kollege Heyenn hat gefragt, warum wir 

denn in dem Gesetz nicht mehr Leistungen geben. 
Ganz einfach: weil Sozialpolitik auf Pump ebenso 
schädlich ist, wie es höhere Beiträge sind. Aktive 
Beschäftigungspolitik bedeutet niedrige Beitrags-
sätze in der Sozialversicherung. Das sollten wir nicht 
vergessen. Sozialpolitik auf Pump ist sicher das Böse-
ste, was man machen kann. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident, 
wenn es nicht angerechnet wird — Frage und Ant-
wort —, dann sehr gern; meine Zeit ist sehr knapp. 

Vizepräsident Stücklen: Immer diese Versuchung. 
— Bitte! 

Heyenn (SPD): Herr Kollege, ich möchte nicht von 
Steuerpolitik auf Pump reden, die Sie planen, sondern 
möchte Sie fragen, ob Sie die Auffassung des Präsi-
denten der Bundesanstalt für Arbeit teilen, wonach 
die saisonbereinigte Zahl der Arbeitslosen sich seit 
Monaten im Anstieg befindet. Ich möchte Sie fragen, 
ob Sie die Auffassung des Präsidenten der Bundesan-
stalt für Arbeit teilen, es gebe keine konjunkturell, 
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sondern nur saisonal bedingte Gründe für die Verän-
derung der Zahl der Arbeitslosen. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP) : Die Interpretation 
des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit ist rich-
tig, wenn sie die kurzfristige Betrachtung wählen. Wir 
haben nun seit 1982 eine strukturelle Verbesserung 
unserer Arbeitsmarktsituation. Wenn Sie eben gefragt 
haben, warum eigentlich so viel Geld, das hier ja ver-
teilt wird, in der Kasse ist, dann ist darauf zu erwie-
dern, dies ist darauf zurückzuführen, daß über 600 000 
Menschen mehr Arbeit und Brot haben. 

(Beifall bei der FDP) 

In der Tat hat sich in den letzten sechs Monaten die 
strukturelle Situation nicht mehr verbessert. Das ist 
aber über lange Zeit der Fall gewesen. Und, Herr Kol-
lege Heyenn, Sie können einen guten Beitrag dazu 
leisten, daß sich dieser Trend wieder umkehrt, indem 
Sie statt Beschimpfungen der Unternehmer vorzu-
bringen, wie Sie es eben getan haben, mit dafür sor-
gen, daß ordentliche und aktive Unternehmer in der 
Lage sind, auf Grund vernünftiger Bedingungen 
Arbeitsplätze anzubieten. 

(Beifall bei der FDP — Zurufe von der SPD) 

Statt, wie eben geschehen, Unternehmer zu diffamie-
ren, sollten Sie sich bemühen, vernünftige, ordentli-
che Unternehmer zu bekommen, die in der Lage sind, 
Arbeitsplätze zu besorgen. Dann sind wir aus den 
Schwierigkeiten heraus. 

Im übrigen möchte ich an dieser Stelle, Herr Kollege 
Heyenn, darauf hinweisen, daß die Qualifizierungs-
maßnahmen der Bundesanstalt mit ein Beitrag dazu 
sind, daß wir mehr Beschäftigte haben. Erfolgreiche 
Qualifizierungsmaßnahmen sind besser als ABM- 
Maßnahmen. Wer die Statistiken unserer Arbeitslosen 
sieht, weiß, daß die nicht Qualifizierten und Älteren 
die Problemgruppen sind. Insofern geht der Gesetz-
entwurf der SPD ebenso wie jener der Koalition genau 
in die richtige Richtung — ich möchte auch einmal die 
Gemeinsamkeit herausstellen —, er hilft nämlich 
gezielt den älteren Arbeitslosen. 

Ich begrüße das ausdrücklich, weil dies genau der 
Intention von Wolfgang Mischnick, seit vielen Jahren 
vertreten, entspricht, daß derjenige, der lange Zeit 
Beiträge in die Kasse gezahlt hat, auch längere Zeit 
Ansprüche auf den Bezug von Arbeitslosengeld 
haben muß. 

Ich nehme die Gelegenheit wiederum wahr, den 
Bundesarbeitsminister darum zu bitten, dafür Sorge 
zu tragen, daß wir möglichst bald individuelle Bei-
tragskonten bekommen, damit wir auch hier ein wirk-
liches Versicherungssystem einführen können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir stimmen diesem 
Gesetzentwurf zu, weil wir der Meinung sind, daß wir 
diesen von uns verlangten Zielen ein Stück näher-
kommen. Wir sind auch der Meinung, daß diese 
Zustimmung keine Verletzung unseres Grundsatzes, 
den ich hier ausdrücklich noch einmal erwähnen 
möchte und den ich auch eingangs in Erwiderung auf 
den Kollegen Heyenn schon erwähnt habe, bedeutet, 
daß wir möglichst niedrige Beiträge brauchen, um  

eine aktive Beschäftigungspolitik zu betreiben. Jedes 
Zehntel für die Arbeitslosenversicherung mehr 
bedeutet für Arbeitnehmer und Arbeitgeber 750 Mil-
lionen DM mehr Kosten. Jedes Zehntel weniger an 
Belastung ist ein Stück mehr Chance zur Investition, 
ein Stück Chance zu mehr Nettolohn. Beides ist im 
Interesse der Wirtschaft wünschenswert. 

Ich möchte das an dieser Stelle deswegen sagen, 
weil wir möglicherweise wieder einmal vor derselben 
Frage stehen. Dann sollten wir uns daran erinnern, 
daß Beitragssenkung aktive Beschäftigungspolitik 
sein kann und ist. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, daß trotz der 
Kontroverse über die Arbeitslosigkeit nicht vergessen 
wird, daß es ein Stück Gemeinsamkeit im Hause gibt, 
das sich nicht nur in der Zustimmung der SPD-Frak-
tion ausdrückt, sondern auch darin, daß klar wird, daß 
alle Seiten des Hauses bemüht sind, mindestens den 
älteren Arbeitslosen in ihrer schwierigen Phase durch 
dieses Gesetz Erleichterung zu verschaffen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf von der SPD: Zu den Gutachtern 

haben Sie nichts gesagt!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort erteile ich dem 
Herrn Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
erste Gesetz, das dieses Hohe Haus in der 11. Legis-
laturperiode verabschiedet, ist eine Gesetz für die 
Arbeitslosen. Das ist kein Zufall, sondern auch Aus-
druck unserer Sorge für die Arbeitslosen. 

(Heyenn [SPD]: Dann hätte es ja mehr sein 
müssen!) 

Dieses Gesetz ist die Einlösung unseres Wahl-
kampfversprechens; von Ihnen, der Opposition, ange-
zweifelt, aber jetzt als erstes Gesetz in dieser Legisla-
turperiode im Deutschen Bundestag durchgesetzt. 
Das Gesetz soll die Lage der Arbeitslosen verbes-
sern. 

(Dreßler [SPD]: Das hätten Sie schon im 
November vorigen Jahres machen können! 
Das Geld war schon da! Das haben Sie den 

Arbeitslosen vorenthalten!) 

— Herr Kollege Dreßler, das ist der Unterschied: Zu 
Ihrer Zeit waren Schulden da. Da konnte man für die 
Arbeitslosen überhaupt nichts tun. Verteilen Sie mal 
Schulden für die Arbeitslosen! 

(Dreßler [SPD]: Weichen Sie nicht aus! Kein 
Feuilleton!)  

Wir haben wieder Geld, um eine aktive Arbeitsmarkt-
politik zu betreiben. 

(Dreßler [SPD]: Sie haben im November und 
Dezember das Geld gehabt!) 

Sie haben die Bundesanstalt für Arbeit mit einem 
Defizit von 13 Milliarden DM, das ins Haus stand, ver-
lassen. Das ist so viel, wie die ganze Kriegsopferver- 
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sorgung kostet. Das ist das Ergebnis Ihrer arbeits-
marktpolitischen Finanzpolitik. 

(Kolb [CDU/CSU]: Mit 7 Milliarden DM Plus 
haben die das übernommen!) 

Deshalb bleiben wir bei dem Gesetz. 

(Dreßler [SPD]: Warum weichen Sie aus?) 

— Sonst muß ich zu lange über die Fehler der SPD 
reden. Ich will aber davon reden, was wir für die 
Arbeitslosen tun. Wir wollen ihre Lage verbessern und 
Entlassungen vermeiden. 

(Heyenn [SPD]: Reden Sie doch mal über 
Ihre Fehler!) 

Wir verlängern wiederum das Arbeitslosengeld. 
Meine Damen und Herren, wir mußten sparen; das ist 
richtig. Wie soll man sonst Schulden abbauen? Aber 
inzwischen übertreffen die Leistungsverbesserungen 
die Sparmaßnahmen. Die Leistungsverbesserungen 
belaufen sich auf rund 3 Milliarden DM, die Sparmaß-
nahmen auf 2 Milliarden DM. Das wir wieder mehr 
Geld in der Kasse haben, ist unter anderem darauf 
zurückzuführen — der Kollege Cronenberg hat es 
schon gesagt — , daß wir mehr Beitragszahler haben, 
weil wir mehr Beschäftigte haben. Herr Heyenn, wie 
kommen Sie eigentlich auf die Idee zu sagen, es 
würde nichts geschehen. Ich meine, ich wiederhole 
mich nicht gerne, aber wenn Sie pausenlos das Fal-
sche wiederholen, muß ich halt das Richtige auch wie-
derholen. Seit Oktober 1983 — so die jüngste Zahl — 
haben wir 750 000 sozialversicherungsrechtlich 
Beschäftigte mehr. Ist das nichts? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Nein, lassen Sie mich den Zusammenhang darstel-
len. 

Verehrte Sprecherin der GRÜNEN, ich halte es fast 
für Zynismus, wenn Sie sagen, das, was wir machten, 
sei Kosmetik. Wissen Sie, was das Ganze kostet? 
2,8 Milliarden DM, und das bezeichnen Sie als Kos-
metik! Bezeichnen Sie es als Kosmetik, wenn Arbeit-
nehmer länger unter dem Schutz der Arbeitslosenver-
sicherung bleiben und nicht in die Arbeitslosenhilfe 
fallen? Ist das Kosmetik? 

(Hoss [GRÜNE]: Für den Airbus gebt ihr 
5 Milliarden!) 

Das ist ganz konkrete Hilfe für Arbeitslose. 

Ich teile auch die Ansicht, die hier vorgetragen 
wurde, daß darin auch ein Moment der Gerechtigkeit 
liegt. Wer länger Beitrag gezahlt hat, sollte auch län-
ger unter dem Dach der Arbeitslosenversicherung 
bleiben. Es liegt mir fern, die Logik zu vertreten, damit 
würden die Alten abgewertet; das stimmt überhaupt 
nicht. Wo steht denn, daß es, wenn länger Arbeitslo-
sengeld gezahlt wird, eine Einladung zur Arbeitslo-
sigkeit sei? Nein, wir machen eine menschennahe,  

den Verhältnissen angepaßte Sozialpolitik, nicht die 
Sozialpolitik mit der Gießkanne. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Nein, Sie 
machen eine Senkung des Spitzensteuersat

-

zes!) 

Da wiederhole ich: Einer, der 30 Jahre gearbeitet 
hat und Beiträge gezahlt hat, der sollte länger Arbeits-
losengeld bekommen als einer, der zwei Jahre Bei-
träge gezahlt hat. Das entspricht doch auch einem 
Stück Gerechtigkeitsempfinden, das auch in der So-
zialversicherung seinen Platz hat. 

(Abg. Heyenn [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Heyenn, ich möchte im Zusammen-
hang darstellen. Ich bin ja für jede Diskussion dank-
bar. Aber lassen Sie mich noch einmal die Ziele des 
Gesetzes darstellen; innerhalb von acht Minuten kön-
nen wir ja kaum noch mehr machen. 

Zweitens. Dieses Gesetz entlastet die Kommunen, 
und zwar gerade jene Gemeinden, die durch hohe 
Arbeitslosigkeit betroffen sind. Es entlastet sie von 
Sozialhilfeleistungen. 

(Frau Limbach [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Sie sehen, auch das hat einen arbeitsmarktpolitischen 
Bezug. Denn das Geld, das sie bei der Sozialhilfe spa-
ren, weil jetzt die Bundesanstalt zahlt, können sie nut-
zen, um neue Arbeitsplätze zu schaffen. Neue 
Arbeitsplätze sind das wichtigste in der ganzen 
Arbeitsmarktpolitik. So wichtig es ist, die Lage der 
Arbeitslosen zu verbessern, noch wichtiger ist es, gar 
keine Arbeitslosigkeit entstehen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ein weiterer Punkt: Wir verändern das Verhältnis 
zwischen der Dauer des Anspruches auf Arbeitslo-
sengeld und der Beitragszeit. Bis jetzt war es so, daß 
man für ein Jahr Arbeitslosengeld drei Jahre Beitrag 
gezahlt haben mußte; das bedeutet ein Verhältnis von 
1 : 3. Wir verkürzen das auf 1 : 2. Das hört sich 
zunächst einmal ganz technisch an. Wissen Sie, wem 
das hilft? Vielen Jugendlichen, die ihren Anspruch auf 
Arbeitslosengeld gar nicht einlösen konnten, vielen 
Saisonarbeitern, die mit dem alten Anspruchsverhält-
nis gar nicht über das Jahr kommen. Insofern machen 
wir auch keine Politik, die die Jungen gegen die Alten 
ausspielt, die Männer gegen die Frauen, die Frauen 
gegen die Männer. Lassen Sie uns doch eine Politik 
für alle machen. 

Wenn Sie beklagen, verehrte Kollegin, wir hätten 
für die arbeitslosen Frauen nichts getan, dann sage 
ich Ihnen, daß das durch die Wiederholung der 
Behauptung nicht richtiger wird. Wir haben die Rah-
menfristen verlängert, die Anspruch auf das Unter-
haltsgeld geben, und deshalb gerade jenen Frauen, 
die in das Erwerbsleben zurückkehren wollen, auch 
früher wieder die Hilfe der Bundesanstalt zur Verfü-
gung gestellt. Wir haben das Programm Teilzeit ver-
bunden mit Teilzeitqualifizierung, das gerade jenen 
Frauen hilft, die nicht sozusagen in einem Schritt in 
die Erwerbsarbeit zurückkehren, sondern durch neue 
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Qualifikationen auch an qualifizierte Arbeitsplätze 
zurückkehren wollen. 

(Frau Weyel [SPD]: Aber ohne soziale Absi-
cherung!) 

Wissen Sie, diese allgemeine Beschreibung, diese 
allgemeinen Klagelieder hören sich ja ganz gut an 
und sind für Kundgebungen auch ganz gut. Nur, den 
Menschen wird nicht geholfen. Wir machen eine Poli-
tik für die Menschen und nicht für die Sprüche. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bleiben wir noch bei den Stahlarbeitern. Wissen Sie, 
was drei Jahre Kurzarbeitergeld bedeuten? Sie 
bedeuten, daß der Strukturwandel Zeit gewinnt, daß 
man sozusagen die Zeitschiene, 

(Frau Unruh-  [GRÜNE]: Immer hinterher!) 

auf der sich der Strukturwandel vollziehen muß, nun 
mit Kurzarbeitergeld so unterstützt, daß Entlassungen 
vermieden werden können. Auch das ist ganz haut-
nahe Politik für die Arbeitnehmer. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hinterher!) 

—Frau Unruh, das ist nicht die Sozialpolitik der Kon-
fettiparaden, sondern zielgenaue Sozialpolitik. Darum 
geht es uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Sellin? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Bitte! 

(Heyenn [SPD]: Und warum bei mir nicht?) 
— Doch, gleich, aber ich wollte das im Zusammen-
hang darstellen. Verstehen Sie das bitte nicht als Miß-
achtung. Sie sind gern dazu eingeladen, daß wir das 
jetzt im Gespräch klären. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte, Herr Abgeordneter 
Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Vielleicht kann ich heute die Zwi-
schenfrage zu Ende bringen, die ich schon einmal stel-
len wollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat die Hände 
aus den Hosentaschen genommen!) 

Es geht um denselben Anlaß. Sie haben über Jugend-
liche , ABM-Maßnahmen und Teilzeitqualifizierung 
geredet. Ist es richtig, daß diese Qualifizierungsmaß-
nahmen im Regelfall nicht zu anerkannten Berufsab-
schlüssen führen? Es gibt über die EG finanzierte Aus-
nahmeprogramme — das ist richtig — ,aber das 
betrifft nur eine Minderheit. Von da aus geraten 
gerade Jugendliche in die Situation, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Fragen!) 

daß ihnen im Rahmen des ABM-Programms keine 
Berufsperspektive angeboten wird, sondern eine War-
teschleife. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: 70 % der Teilnehmer an beruflichen Bildungs-
maßnahmen waren drei Monate später nicht mehr im 

Leistungsbezug. Das ist mehr Perspektive, als Sie mit 
Ihrer Frage unterstellen, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der FDP) 

Ich bleibe dabei: Das Wichtigste ist, Arbeitsplätze zu 
schaffen, und das Wichtigste ist Qualifizierung. 

Da möchte ich, weil immer wieder das Gegenteil 
behauptet wird, auch dies wiederholen: Nie hat eine 
Bundesanstalt, nie hat eine Bundesregierung, nie hat 
eine Regierungskoalition mehr für Umschulung und 
Fortbildung getan als diese! Dafür sprechen die Zah-
len. Darüber brauchen Sie gar nicht zu streiten. 

(Dreßler [SPD]: Ihr habt ja auch eine halbe 
Million Arbeitslose mehr!) 

Als Sie Ihr Amt abgegeben haben, gab es 260 000 
Umschüler und Fortzubildende. Heute gibt es über 
500 000. Ich wiederhole: Selbst ein Mathematiklehrer, 
der der GEW angehört, muß zugeben, daß 500 000 
mehr sind als 260 000. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Wenn er noch rechnen 
gelernt hat! — Dreßler [SPD]: 500 000 

Arbeitslose mehr!) 

—Herr Dreßler, Sie reizen mich immer dazu, das Kon-
trastprogramm Blüm/Dreßler darzustellen. Als ich 
mein Amt übernommen habe, 

(Zuruf von der SPD: Halbwahrheiten!) 

gab es unter dem Parlamentarischen Staatssekretär 
Dreßler 29 200 ABM-Plätze. Inzwischen gibt es 
110 000. 

(Dreßler [SPD]: Inzwischen gibt es eine halbe 
Million Arbeitslose mehr!) 

—Herr Dreßler, die einfachen Grundrechenarten rei-
chen, um zu beweisen: Dreimal besser als Dreßler und 
Kompanie sind CDU, CSU und FDP. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Dreßler [SPD]: Eine halbe Million 
Arbeitslose mehr! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Wissen Sie, ich habe an Ihnen ja immer das Kunst-
stück bewundert — — 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

—Seien Sie doch nicht so aufgeregt! 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, ent-
schuldigen Sie bitte, wenn ich Sie unterbreche. Meine 
Damen und Herren, so geht es nicht! 

(Dreßler [SPD]: Ja, so geht es aber auch 
nicht! Das ist Blümsche Mengenlehre!) 

Herr Abgeordneter Dreßler, Sie haben für Ihre Frak-
tion Redezeiten, und die können Sie nutzen, aber es 
geht nicht an, daß man durch permanente Zwischen-
rufe den Redner bei seinen Ausführungen stört. Dies 
gilt für alle, auch für Sie, Herr Dreßler. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident, ich bedanke mich. — Ich lege 
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Wert auf die Feststellung, daß meine Zahlenbei-
spiele 

(Zuruf von der SPD: Falsch sind!) 

nicht Blümsche Rechnungsarten sind, sondern in 
Übereinstimmung mit Adam Riese stehen, und da sind 
110 000 mehr als 29 000. Das hat nichts mit Blüm zu 
tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

110 000 sind mehr als 29 200. Diese Mitteilung ist par-
teipolitisch völlig neutral; es ist eine rein mathemati-
sche Mitteilung. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Jetzt noch einmal zu dem von mir immer bewunder-
ten Illusionstrick der SPD: 7,3 Milliarden DM kostet 
der Vorschlag, den die SPD in ihrem Gesetzespaket 
zusammengefaßt hat, 7,3 Milliarden! Können Sie mir 
das Betriebsgeheimnis verraten, wie Sie das finanzie-
ren wollen? Sollen Beiträge erhöht werden? Sollen die 
Beiträge der Arbeitnehmer und die Beiträge der 
Arbeitgeber erhöht werden? Wissen Sie, meine 
Damen und Herren, die Feststellung will ich doch 
noch einmal treffen: Sozialpolitik, die über ihre Ver-
hältnisse lebt, die mehr ausgibt, als sie eingenommen 
hat, ist keine Stütze des Sozialstaats, sondern ruiniert 
den Sozialstaat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage? — Bitte sehr. 

Egert (SPD): Anders als mein Kollege Dreßler habe 
ich Ihnen mit bemerkenswerter Geduld zugehört, 
Herr Minister. Ich habe den Eindruck gewonnen, daß 
Sie sich hier darauf beschränken, ausschließlich die 
Erfolge darzustellen, und daß Sie über die Mißerfolge 
hinwegschweigen wollen. Kann dieser mein Eindruck 
richtig sein, Herr Minister? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Er muß falsch sein, und zwar deswegen: Wür-
den wir die Arbeitslosigkeit nicht als Herausforderung 
und als großes Problem annehmen, hätte ich dieses 
Gesetz nicht vorgelegt. Das ist der klassische Gegen-
beweis! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Das erste Gesetz dieser Legislaturperiode, das erste 
Gesetz, das dieses Hohe Haus verabschiedet, dient 
den Arbeitslosen. Insofern bedanke ich mich für die 
Zwischenfrage, weil sie mir Gelegenheit bietet, die 
Bedeutung unserer Arbeitsmarktpolitik darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 

Zwischenfrage) 

— Lassen Sie mich noch auf ein paar Sachen einge-
hen. 

Arbeitsplätze zu schaffen ist in der Sozialen Markt-
wirtschaft freilich in erster Linie die Aufgabe der 
Unternehmen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der Tarifpartner!) 

Deshalb auch mein Appell an die Unternehmen, jede 
Chance zur Einstellung zu nutzen. Das heißt nicht, 
daß wir mit leeren Händen dastünden, daß wir uns auf 
die Zuschauerbänke begäben. 
Ich nehme jedes Stichwort auf. Vorhin ist gesagt 

worden, im Bereich des Umweltschutzes hätten wir 
nichts getan. Großfeueranlagenverordnung : erste 
Stufe 20 Milliarden DM Investitionen ausgelöst. Was-
serabgabengesetz: diese Abgaben führen dazu, daß 
Kläranlagen gebaut werden. Störfallverordnung: 
Wenn sie in Kraft tritt, wird die chemische Indust rie 
Rieseninvestitionen tätigen müssen. Wir sind dafür, 
daß das nicht der Steuerzahler zahlt, sondern wir sind 
für das Verursacherprinzip. Ich finde, das ist sehr viel 
gerechter als alles, was bürokratisch geregelt werden 
soll. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie mich meinen 

Beitrag schließen. 

Vizepräsident Stücklen: Wollen Sie noch eine Zwi-
schenfrage zulassen, Herr Bundesminister? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Wenn es gewünscht wird, Herr Präsident. 
Bitte, Herr Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Ich möchte Sie fragen, ob Ihr soge-
nanntes erstes Gesetz in dieser Legislaturperiode dar-
auf zurückzuführen ist, daß Sie vor vier Jahren in 
der 10. Legislaturperiode als erste Maßnahme die 
Arbeitslosenversicherung so zusammengestrichen 
haben, daß Sie heute angesichts anhaltend hoher 
Arbeitslosigkeit, nämlich von mehr als 2 Millionen zu 
Korrekturmaßnahmen gezwungen sind. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Sellin, ich bedanke mich wiederum, daß 
Sie mir den Ball vor das Tor schießen. Ich muß ja nur 
noch den Fuß hinhalten. Soll ich wiederholen? Die 
Sparmaßnahmen waren geringer als die Leistungs-
verbesserungen, die wir beschlossen haben und jetzt 
beschließen. Ich bedanke mich bei Ihnen, daß ich 
diese Mitteilung noch einmal machen konnte. 
Bleiben wir bei allem Streit dabei: Unsere größte 

Sorge muß sein, daß die Arbeitslosen wieder Arbeit 
erhalten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort zu einer persönli-
chen Erklärung nach § 32 unserer Geschäftsordnung 
hat Herr Abgeordneter Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich muß sagen: Mir fällt es sehr schwer, 
diesem Gesetz zuzustimmen, vor allem deswegen, 
Herr Kollege Heyenn, — — 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Kolb, 
wenn Sie eine Erklärung zur Abstimmung abgeben 
wollen, dann darf ich Sie bitten, sich wieder zu setzen. 
Ich rufe Sie dann nach der Abstimmung auf. Das ist 
eine Regelung, der alle Fraktionen zugestimmt 
haben. 

Kolb (CDU/CSU): Dieses Gesetz — deshalb die 
Schwierigkeit für mich — gibt manchen wieder die 
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Möglichkeit, das zu tun, was wir als Leistungsmiß-
brauch bezeichnen. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Das gibt es doch 
nicht! — Weitere Zurufe von der SPD und 

den GRÜNEN) 

Für mich ist es langsam schwierig, in der Sozialpo-
litik alle Zahlen gleichzusetzen. Herr Kollege Heyenn, 
wenn von 2,1 Millionen Arbeitslosen 789 000 ohne 
Leistungsbezug sind und gleichzeitig Gruppen in die-
sem Lande dazu auffordern, sich arbeitslos zu melden, 
auch wenn sie keine Arbeit haben möchten, dann 
empfinde ich das ebenso als Mißbrauch. Ich empfinde 
es ebenso als Mißbrauch, wenn Herr Beckmann die 
Sozialversicherung zur Alimentation benutzt. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Das 
ist doch eine Rede zur Sache!) 

Vizepräsident Stücklen: Einen Augenblick. Die 
CDU/CSU und die FDP einschließlich Bundesregie-
rung haben noch zwei Minuten Redezeit gut. Ich 
betrachte den Beitrag des Kollegen Kolb nicht als eine 
klassische Erklärung nach § 32 unserer Geschäftsord-
nung, sondern als einen Zweiminutenredebeitrag, der 
diesen Fraktionen noch zusteht. 

(Heiterkeit) 

Aber, Herr Abgeordneter Kolb, kommen Sie jetzt bitte 
mit zwei Minuten aus. 

(Zuruf von der SPD: Eine Minute ist schon 
herum!) 

Kolb (CDU/CSU): Deswegen werden wir uns end-
lich darüber einig werden müssen, daß nicht jedes 
Gesetz die Möglichkeit eröffnen darf, daß auch hinten 
kräftig mitgenommen wird. 

Frau Unruh, Ihnen empfehle ich: Lesen Sie 
Lukas 23,34. Dann kommen wir ein Stück weiter. 

Schönen Dank. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Das war aber 
unchristlich! — Weitere Zurufe von der SPD 

und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen zuerst zur Einzelberatung und 
Abstimmung über Punkt 19a der Tagesordnung, den 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD auf Druck-
sache 11/132. Der Ausschuß empfiehlt auf Druck-
sache 11/420 unter Nr. 1, diesen Gesetzentwurf abzu-
lehnen. 

Ich rufe die §§ 1 bis 3, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Damit unterbleibt nach § 83 Abs. 3 unserer 
Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Wir kommen jetzt zur Einzelberatung und Abstim-
mung über Punkt 19b der Tagesordnung, und zwar 
über den Gesetzentwurf der Bundesregierung auf 
Drucksache 11/198 in der Ausschußfassung. 

Ich rufe die Art. 1 bis 5, Einleitung und Überschrift 
in der Ausschußfassung auf. Wer den aufgerufenen 
Vorschriften zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Mit Mehrheit bei einer Anzahl von Enthaltungen 
angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Wenn die neue Ordnung in diesem Plenarsaal einge-
führt ist, kann man dann auch die Enthaltung der 
Fraktion DIE GRÜNEN konkretisieren. — Der Gesetz-
entwurf ist bei einer Anzahl von Enthaltungen mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die sechzehnte Anpassung der 
Leistungen nach dem Bundesversorgungsge-
setz (Sechzehntes Anpassungsgesetz-KOV 

—16. AnpG-KOV) 

— Drucksachen 11/150, 11/199 — 

a)  Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Arbeit und Sozialordnung 
(11. Ausschuß) 

—Drucksache 11/416 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Louven 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 11/428 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler (Amberg) 
Strube 
Zywietz 

(Erste Beratung 11. Sitzung) 

Hierzu liegen Änderungsanträge der Fraktion der 
SPD auf den Drucksachen 11/421 bis 11/426 sowie ein 
Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Drucksache 11/434 vor. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio-
nellen Vereinbarung sind für die Beratung 45 Minu-
ten vorgesehen. Ist das Haus damit einverstanden? — 
Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Ich erteile Herrn Abge-
ordneten Louven das Wort. 

Louven (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mit der heutigen Ver-
abschiedung des Sechzehnten Anpassungsgesetzes 
zum Kriegsopferversorgungsgesetz ist sichergestellt, 
daß unsere Kriegsopfer zum 1. Juli eine Rentenerhö-
hung von 3,03 % erfahren. Wir sind erfreut, daß nach 
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1986 auch in diesem Jahr ein echtes Mehr für die 
Kriegsopfer übrigbleibt. Obwohl dieses Gesetz als rei-
nes Anpassungsgesetz vorgelegt worden ist, sind wir 
auch darüber erfreut, daß es gelungen ist, im Verord-
nungswege strukturelle Verbesserungen in Höhe von 
20 Millionen DM zu erreichen. 

Strukturelle Verbesserungen in größerem Umfange 
sind erst — dies haben wir bereits in der ersten Lesung 
angekündigt — 1989 möglich. Ich erkläre aber für 
meine Fraktion, daß wir versuchen wollen, schon 1988 
in den wichtigsten Bereichen zu Verbesserungen zu 
kommen. 

In der ersten Lesung heute vor vier Wochen und im 
Ausschuß ist von der SPD massiv Kritik an diesem 
Gesetzentwurf geübt worden. Sicher wird auch heute 
wieder von der „sozialen Kälte" und von der „Herzlo-
sigkeit" der CDU gesprochen. Deshalb möchte ich 
mich an dieser Stelle mit den Argumenten der SPD 
auseinandersetzen. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Aber auch mit denen 
des Bundesrates!) 

—Wenn Sie es wünschen. 

Richtig ist, meine Damen und Herren, daß die 
Kriegsopfer keine Beiträge zur Krankenversiche-
rung bezahlen. Daraus zu fordern, daß der Anpas-
sungssatz um den Krankenversicherungsbeitrag 
erhöht werden müsse, ist jedoch unrealistisch. Wenn 
Sie den Anpassungsverbund feiern, dann muß es doch 
wohl dabei bleiben, daß Renten und Kriegsopferren-
ten im Gleichklang den verfügbaren Einkommen der 
Aktiven folgen. 

Wenn kritisiert wird, daß durch den Rückgang der 
Zahl der Berechtigten der eingesparte Betrag den 
Kriegsopfern zugute kommen müsse, so ist auch dies 
unberechtigt und mir unverständlich. Erstens stimmt 
dies rein rechnerisch nicht; ich habe dies an Hand von 
Zahlen am 8. Mai 1987 hier nachgewiesen. Zweitens 
würde dies, zu Ende gedacht, bedeuten, daß dann die 
letzten 12 000 Kriegsopfer je 1 Million DM bekommen 
würden. 

Ich weiß nicht, woher Sie — wie hier vor vier 
Wochen durch Herrn Kirschner geschehen — den 
Schneid nehmen, in diesem Zusammenhang dem 
Minister Norbert Blüm vorzuwerfen, er habe seine 
Glaubwürdigkeit verloren. 

(Kirschner [SPD]: Hat er doch auch!) 

Wie war das denn bei Ihnen, Herr Kirschner? 1979 
—Sie regierten damals — Anpassung 4 % , Inflations-
rate 5,4 %; 1980 Anpassung 4 % , Inflationsrate 5,5 %; 
1981 Anpassung 4 %, Inflationsrate 6,3 %. Dies 
kostete unsere Kriegsopfer 2,8 Milliarden DM. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist alles vergessen!) 

Von Strukturverbesserungen, Herr Kirschner, war 
damals überhaupt nichts zu sehen. 

Nun haben die Kriegsopfer nach Jahren einen ech-
ten Zuwachs, aber Sie reden von Unglaubwürdig-
keit. 

(Seehofer [CDU/CSU]: 1978 gab es über-
haupt nichts!) 

—Das ist richtig, Herr Kollege Seehofer. 1978 haben 
Sie überhaupt keine Anpassung durchgeführt. 

Sie fordern mit dem Hinweis auf das Alter der 
Kriegsopfer Strukturverbesserungen. Ich frage Sie 
einmal, Herr Kirschner: Gab es nicht auch 1979, 1980, 
1981 sehr alte Kriegsopfer, die damals Anspruch auf 
Strukturverbesserungen gehabt hätten? Wir haben 
dann in den letzten Jahren eine Reihe von Struktur-
verbesserungen durchgeführt. Es würde mich auch 
heute wieder reizen, Ihnen die gesamte Liste hier vor-
zutragen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist das 
gute Recht und die Pflicht der Kriegsopferverbände, 
Verbesserungen zu fordern und einzuklagen. Wir ste-
hen zu der Zusage, jetzt und in Zukunft für die Kriegs-
opfer zu sorgen. Es hat uns schon gefreut, in der Anhö-
rung von den Verbänden auch Positives zu hören. Der 
VdK erklärte, die vorgesehene Anpassung sei positiv. 
Der Reichsbund: Die Kriegsopferversorgung hat 
einen hohen Stand erreicht; die Leistungen für die 
Blinden sind gut; man kann mit dem Erreichten zufrie-
den sein. — Dies sollten auch Sie einmal würdigen. 
Oder wollen Sie auch hier behaupten — wie vorhin 
von Herrn Heyenn geschehen — , es seien nur unse-
riöse Experten gewesen, die dort für die Verbände zu 
Wort gekommen sind? 

(Kirschner [SPD]: Lesen Sie doch das ganze 
Protokoll! — Frau Steinhauer [SPD]: Fragen 

Sie einmal die Verbände!) 
—Frau Steinhauer, mit Ihren 14 Anträgen, die Kosten 
von 700 Millionen DM verursachen, handeln Sie 
unsolide. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Teilweise gehen sie über das hinaus, was der VdK in 
einer Resolution von uns fordert. In dieser Resolution, 
die Sie ja alle bekommen haben, heißt es, daß wenig-
stens versucht werden sollte, teilweise strukturelle 
Verbesserungen durchzusetzen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordneten 
Weiler? 

Louven (CDU/CSU): Nein, ich erlaube keine Zwi-
schenfrage. 

Glauben Sie im Ernst, meine Damen und Herren 
von der SPD, damit könnten Sie bei den Betroffenen 
Eindruck machen? Die messen Ihre Anträge an Ihren 
Leistungen von 1978 bis 1981. 

Die deutschen Kriegsopfer, meine Damen und Her-
ren, die für unser Land vielfach schwere Opfer 
gebracht haben, können auch in Zukunft die Gewiß-
heit haben, daß sie unsere volle Solidarität erwarten 
können, und ich glaube, sie vertrauen auch auf uns. 
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herrn! Herr Kollege Louven, es ist doch unredlich, 
wenn Sie die Aussage des Bundeskanzlers, der 1983 
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die Kriegsopfer — dies können Sie in der Regierungs-
erklärung nachlesen — ausdrücklich von Kürzungen 
ausnahm — — 

(Seehofer [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
auch!) 

—Was stimmt da auch? Ist die Rentenanpassungsver-
schiebung vom 1. Januar auf den 1. Juli denn keine 
Kürzung? Oder wissen Sie, Herr Seehofer, nicht mehr, 
welchen Regelungen Sie alle hier zugestimmt 
haben? 

(Louven [CDU/CSU]: Ich habe Ihnen das 
beim letztenmal vorgerechnet!) 

—Das ist für Sie alles keine Kürzung, das ist nur Wort-
kosmetik, Herr Kollege Seehofer, was Sie hier an den 
Tag legen, nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Das möchte ich noch einmal deutlich machen, Herr 
Kollege Louven: Wenn Sie, Herr Kollege Louven, 
sagen, wir wollten den letzten 12 000 Kriegsopfern 
damit am Schluß 1 Million DM geben, dann ist das 
wirklich Zynismus. Wir wollen nichts anderes als das, 
was der Bundeskanzler damals gesagt hat. Wir wollen 
das noch einmal ausdrücklich in Erinnerung rufen. 
Seien Sie so gut und gehen Sie an die notwendigen 
strukturellen Verbesserungen heran! 

(Seehofer [CDU/CSU]: Die Kriegsopferren-
ten sind stärker gestiegen als die Arbeitneh-

mereinkommen!) 

Noch eine Bemerkung. Sie jubeln uns immer wieder 
diese 700 Millionen DM unter. Ich habe die Vertreter 
des Bundesarbeitsministeriums gebeten, sie sollten 
uns mal ihre Berechnungsgrundlagen detailliert 
geben. Das werden wir bekommen, und dann werden 
wir eine neue Datenbasis finden. Im übrigen darf ich 
darauf hinweisen, daß auch der Vertreter des Bundes-
arbeitsministeriums beim Durchgang im Bundesrat 
von den dort gestellten Anträgen in einer Größenord-
nung von 500 Millionen DM gesprochen hat. Zunächst 
muß sich die Bundesregierung einigen, welche Daten-
grundlage sie letzten Endes nimmt. Ich glaube, dies ist 
auch mal wichtig, um hier zu einer einheitlichen 
Datengrundlage zu kommen. 

(Louven [CDU/CSU]: Das ist Ihnen doch im 
Ausschuß vorgerechnet worden!) 

Sie wissen ganz genau: Es kommt entscheidend dar-
auf an, wie hoch Sie die Zahl derjenigen ansetzen, die 
beispielsweise die Badekuren in Anspruch nehmen 
—das hat auch der Vertreter der Bundesregierung im 
Ausschuß deutlich gesagt — , ob es 6 % oder 2 % sind. 
Bei 6 % kommen 180 Millionen DM und bei 2 % 
60 Millionen DM heraus. Das ist der Unterschied. 
Dazu hat auch der Vertreter des Bundesarbeitsmini-
steriums gesagt, daß das Annahmen sind, die auch Sie 
nicht beweisen können. Das Bundesarbeitsministe-
rium ist auf die höchste Stufe gegangen. Deshalb 
kommen diese von Ihnen genannten 700 Millionen 
DM zustande. Wir sollten ehrlich miteinander über 
diese Dinge diskutieren. 

Meine Damen und Herren, eines ist festzustellen 
—deshalb besteht auch kein Anlaß zum Jubel für die-
ses Gesetz — — 

(Louven [CDU/CSU]: Daß Sie nichts 
gemacht haben!)  

— „Daß Sie nichts gemacht haben". Was soll denn das 
eigentlich? Sie leben doch heute noch von der Sub-
stanz einer Kriegsopferversorgung, die unter sozial-
demokratischen Arbeitsministern gemacht worden 
ist. 

(Beifall bei der SPD — Louven [CDU/CSU]: 
Vier Jahre haben Sie nichts gemacht! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU) 

—Herr Kollege Günther. Erzählen Sie doch nichts! 

(Frau Steinhauer [SPD]: 17 Jahre keine 
Dynamisierung!) 

Sie jubeln heute noch den Anpassungsverbund hoch, 
der 1971 zum erstenmal in Kraft getreten ist. Das wis-
sen Sie. Das ist die entscheidende Substanz, von der 
Sie heute noch leben. Sie kürzen doch diesen Anpas-
sungsverbund durch den in keiner Weise gerechtfer-
tigten Abzug des Krankenversicherungsbeitrages, 

(Heyenn [SPD]: So ist es!) 

den Sie aus der Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten übertragen und den Sie in die Kriegsop-
ferversorgung übernehmen, für den es jedoch in der 
Kriegsopferversorgung keine Begründung gibt. Dies 
wissen Sie. Sagen Sie das doch offen und ehrlich, 
wenn Sie eine verkürzte Anpassung durchführen wol-
len! Das ist der entscheidende Punkt. Lassen Sie uns 
doch darüber mal offen diskutieren! Wenn Sie hier 
Einsparungen machen wollen, dann sagen Sie es, 
aber verstecken Sie sich nicht hinter Wortklaubereien, 
indem Sie sagen, wir müßten den Anpassungsver-
bund erhalten, den Sie in Wirklichkeit nicht erhalten. 
Das ist der entscheidende Punkt. 

(Beifall bei der SPD — Seehofer [CDU/CSU]: 
Sind Sie nun für den Anpassungsverbund 

oder nicht?) 

Meine Damen und Herren, ich sage gar nicht, daß 
wir nicht die Anpassung der Versorgungsbezüge um 
3,03 % begrüßen, nach dem Motto: lieber den Spatz in 
der Hand als die Taube auf dem Dach; das wissen 
auch wir. Aber es ist nicht berechtigt, daß Sie diese 
0,7 % wegnehmen. 

Lassen Sie mich eines noch einmal deutlich 
machen: Die Kriegsopfer benötigen dringendst eine 
Erhöhung. Sie wissen genau, daß durch die Kürzungs-
maßnahmen, durch die Anpassungsverschiebung und 
durch den Abzug des Krankenversicherungsbeitrags 
bis zum vergangenen Jahr eine reale Einkommens-
minderung für die Kriegsopfer zu verzeichnen war. 
Leider müssen wir immer wieder betonen — wir 
wären froh, es wäre anders — , es würde auch etwas 
dem ursprünglichen Willen des Gesetzgebers ent-
sprechen, wenn die Anpassung voll und nicht über 
den Krankenversicherungsbeitrag gekürzt weiterge-
geben worden wäre. Über diese Problematik — das 
möchte ich noch einmal deutlich machen — haben wir 
uns schon wiederholt auseinandergesetzt, hier und 
auch im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 17. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1987 	 1081 

Kirschner 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
einmal sagen, es ist richtig, daß sich der Anpassungs-
verbund bewährt hat. Er soll auch nicht in Frage 
gestellt werden. Auch dies habe ich wiederholt 
gesagt. 

(Zuruf des Abg. Louven [CDU/CSU]) 

— Nein, Herr Kollege Louven, hören Sie genau zu, 
was ich damit sagen will. Ich habe es auch schon im 
Ausschuß gesagt: Wir wollen ihn nicht in Frage stel-
len; aber richtig ist auch, daß ein Krankenversiche-
rungsbeitrag in der Kriegsopferversorgung keinerlei 
Berechtigung hat — ich muß dies noch einmal 
sagen —, 

(Louven [CDU/CSU]: Wichtig ist doch, daß 
man im Gleichklang marschiert!) 

weil die Kriegsopfer einen gesetzlich verbürgten 
Anspruch auf kostenfreie Heil- und Krankenbehand-
lung haben. Dies wissen Sie genau. 

Wenn Sie also Ihre Kürzungspraxis fortsetzen und 
den Kriegsopfern weiterhin systemwidrig einen Teil 
der Kosten für medizinische Versorgung aufbürden 
wollen, dann sagen Sie es offen, und verstecken Sie 
sich nicht hinter dem Anpassungsverbund. Dieses 
Kürzungsverfahren hat dazu geführt, daß Sie seit 1983 
einen rentenmindernden Gesamtabschlag in Höhe 
von 5,9 To  durchgesetzt haben. Dies ist Unrecht, und 
solange Sie das fortführen, so lange werden wir dies 
auch als Unrecht bezeichnen und unsere Gegenposi-
tion zur Abstimmung stellen, wie wir das auch heute 
wieder tun. 

Über die Anpassung hinaus enthält der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung — darauf habe ich schon 
einmal hingewiesen — keinen einzigen Vorschlag zur 
strukturellen Verbesserung der Leistungen nach 
dem Bundesversorgungsgesetz. 

(Louven [CDU/CSU]: Das habe ich doch 
eben gesagt!) 

— Nein, der Gesetzentwurf enthält keinen einzigen 
strukturellen Vorschlag, auch nicht in der Fassung 
nach Abschluß der Ausschußberatungen. 

Sie, die Koalitionsfraktionen können wirklich nicht 
behaupten, es sei Ihnen nicht eindringlich vor Augen 
geführt worden, daß solche Leistungsverbesserungen 
nicht sofort und nicht erst nach einer weiteren Verzö-
gerung bis in die zweite Hälfte dieser Legislaturpe-
riode hinein notwendig sind. Dies haben wir nun alle 
im Laufe der Sachverständigenanhörung, die der 
federführende Ausschuß für Arbeit und Sozialord-
nung zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung am 
20. Mai durchgeführt hat, miterleben können. Kein 
einziger Vertreter der Kriegsopferverbände, die dort 
gesprochen haben, hielt ein weiteres Hinausschieben 
struktureller Leistungsverbesserungen für vertretbar. 
Im Gegenteil, es wurde übereinstimmend dargelegt, 
daß die altersbedingte besondere Situation in der 
Kriegsopferversorgung sofortiges Handeln notwendig 
macht. 

Im Grunde, Herr Bundesarbeitsminister — das 
möchte ich noch einmal sagen —, sollten Sie endlich 
die notwendigen strukturellen Verbesserungen in 
Angriff nehmen. 

Hätten Sie wenigstens zeitweise an der Anhörung 
teilgenommen, dann hätten Sie unmittelbar erleben 
können, wie schlecht Ihr Gesetzentwurf von den 
Sachverständigen benotet wurde. Im Ergebnis bedeu-
tete es einen Verriß. 

(Louven [CDU/CSU]: Das stimmt nicht!) 

— Natürlich, Herr Kollege Louven, holen Sie sich doch 
nicht nur die Rosinen heraus, sondern nehmen Sie 
einmal unter dem Strich, was die Sachverständigen 
gesagt haben, die übereinstimmend zu dem Ergebnis 
kamen, daß strukturelle Anpassungen notwendig 
wären. 

(Zuruf des Abg. Heinrich [FDP]) 

—Wenn das von Ihnen nicht bestritten wird, dann 
gehen Sie doch endlich einmal daran. Sie kommen 
aber nicht dazu, weil Sie das Geld anderweitig verbra-
ten haben. Sie sind Gefangene Ihrer eigenen Politik. 
Wenn Sie das Geld in anderen Bereichen verbraten, 
dann steht es Ihnen eben für strukturelle Maßnahmen 
in der Kriegsopferversorgung nicht mehr zur Verfü-
gung. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
GRÜNEN — Heyenn [SPD]: Für Sozialpolitik 

haben die nichts übrig!) 

Lassen Sie mich eines deutlich machen: Die Vertre-
ter des Reichsbundes und des VdK — das können Sie 
nicht wegdiskutieren — haben zum Ausdruck 
gebracht, daß durch die Leistungsminderungen, die 
mit dem Wort „Einsparungen" so schön umschrieben 
werden, also durch die Kürzung über den Kranken-
versicherungsbeitrag, der in der Kriegsopferversor-
gung systemwidrig ist, und die Verschiebung der 
Anpassung vom 1. Januar auf den 1. Juli 1,2 bis 
1,3 Milliarden DM an Kürzungen bis heute erfolgt 
sind. 

(Louven [CDU/CSU]: Bei Ihnen waren es 
2,8 Milliarden DM!) 

Das sind die Aussagen. 

Vergessen Sie eines bitte nicht: das heutige Alter 
der Kriegsopfer. Ich darf Sie daran erinnern, daß die 
Versorgungsberechtigten im Schnitt heute 68 Jahre 
und die Witwen 74 Jahre alt sind. Wir alle wissen, wie 
notwendig es deshalb ist, wenn man helfen will, daß 
jetzt Anpassungen struktureller Art dringendst not-
wendig sind und nicht erst in Zukunft. 

Ich darf daran erinnern, was z. B. der Vertreter des 
Reichsbundes im Ausschuß gesagt hat. Er sagte: 

Diesen Worten 

—und damit meinte er den Bundeskanzler — 

müssen nun Taten folgen. Nur an den Taten kann 
man den wirklichen Willen erkennen. 

Deswegen haben wir kein Verständnis dafür, daß im 
gleichen Atemzug gesagt wird: Wir machen bis 1989 
gar nichts. 

Herr Kollege Louven, wir haben mit Aufmerksam-
keit registriert, was Sie hier heute morgen sagten, daß 
Sie die wichtigsten Forderungen der Kriegsopferver-
bände im 17. KOV-Anpassungsgesetz verwirklichen 
wollen. Dann werden wir einmal sehen, ob diesen 
Ankündigungen auch wirklich Taten folgen. Dann 
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wird auch dieser Vorwurf, daß wir hier letzten Endes 
Versprechungen machen können, die nicht zu finan-
zieren sind, hinfällig — damit strafen Sie sich letztlich 
ja selber Lügen — , sondern Sie gehen genau auf die 
Argumente ein, die auch wir vertreten. Wir tun dies ja 
nicht aus Spaß an der Freude, sondern weil wir sagen: 
Es ist im Interesse der Betroffenen dringend notwen-
dig. 

Ich will hier noch einmal deutlich machen, welche 
Anträge wir im Plenum zur Abstimmung stellen wer-
den. Wir wollen, daß den Kriegsopfern die Anpas-
sung ihrer Renten- und Geldleistungen ungeschmä-
lert zugute kommt, daß auf den systemwidrigen 
Anpassungsabschlag verzichtet wird, daß durch die 
Gewährung von Badekuren die Gesundheitssiche-
rung der Witwen, deren sie im fortschreitendem Alter 
in immer stärkerem Ausmaß bedürfen, verbessert 
wird, daß der Zeitraum, innerhalb dessen Pflegeper-
sonen nach dem Tod des Pflegezulagenempfängers 
Kurmaßnahmen erhalten können, von fünf auf zehn 
Jahre verdoppelt wird, daß auch behinderte Familien-
mitglieder von Beschädigten in die Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge einbezogen werden, daß die 
Abgeltungsquote beim Berufsschadens- und Scha-
densausgleich auf fünf Zehntel angehoben wird und 
daß der Zeitpunkt des Beginns der Alterszulage vom 
65. auf das 60. Lebensjahr herabgesetzt wird. 

Meine Damen und Herren, dies sind Maßnahmen, 
die vordringlich und notwendig sind, keinen Auf-
schub mehr dulden. 

Ich möchte deshalb die Koalitionsfraktionen bitten, 
diesen Änderungsanträgen Ihre Zustimmung nicht 
weiterhin zu versagen. Im Hinblick darauf, daß allein 
durch den Rückgang der Zahl der Versorgungsbe-
rechtigten jährlich Minderausgaben in dreistelliger 
Millionenhöhe entstehen und sich die Einsparungen 
im Kriegsopferetat, wie bereits gesagt, auf Grund der 
Kürzungsmaßnahmen der Haushaltsbegleitgesetze 
1983 und 1984, auf rund 1,2 bis 1,3 Milliarden DM 
summieren, sind diese Verbesserungen auch finan-
zierbar. Solange eine so dringende Notwendigkeit zur 
Verbesserung der Kriegsopferversorgung besteht wie 
jetzt, so lange ist es auch gerechtfertigt, die infolge des 
Rückgangs der Zahl der Versorgungsberechtigten frei 
werdenden Mittel dafür einzusetzen. 

Herr Bundesarbeitsminister, wir wissen, daß Sie 
gleich wieder eine Rede halten werden. Sie werden 
sagen: Dies ist das zweite Gesetz, das nun verabschie-
det wird. 

(Louven [CDU/CSU]: Er redet doch immer 
gut!) 

— Es sind immer gute Reden, die der Bundesarbeits-
minister hält, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

nämlich Reden des warmen Händedrucks und der sal-
bungsvollen Worte für die Kriegsopfer. Am Schluß 
aber bleibt letzten Endes doch verdammt wenig 
übrig. 

(Beifall bei der SPD) 

Letzten Endes haben die Kriegsopfer und deren 
Angehörigen von leeren Versprechungen nichts. 

(Kolb [CDU/CSU]: 3 Millionen DM sind nicht 
nix!)  

Meine Damen und Herren von der Regierungs-
koalition, noch ist das Parlament Herr des Verfahrens. 
Verblüffen Sie doch den Bundesarbeitsminister ein-
fach dadurch, daß Sie seinen Ankündigungen endlich 
Taten folgen lassen und unseren Anträgen zustim-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, eine Bemerkung zum 
Antrag der GRÜNEN. Wir werden uns bei diesem 
Antrag enthalten, und zwar ganz einfach aus dem 
Grund, weil wir im Moment nicht übersehen können, 
welche Auswirkungen dieser Antrag auf andere 
Bereiche hat. 

(Frau Steinhauer [SPD]: Zum Beispiel auf die 
Unfallversicherung!) 

Ich will auch folgendes deutlich machen: Der 
Antrag ist erst am Mittwoch im Ausschuß vorgelegt 
worden. Es bestand keine Möglichkeit, diesen Antrag 
entsprechend seiner Tragweite, seinen Auswirkun-
gen auf andere Bereiche zu beraten. Deshalb werden 
wir uns bei der Abstimmung über diesen Antrag der 
Stimme enthalten. Aufgeschoben heißt ja nicht aufge-
hoben — das heißt, daß wir über diesen Antrag einmal 
in aller Ausführlichkeit beraten werden. 

Lassen Sie uns deshalb uns jetzt auf das Notwen-
dige und Überschaubare konzentrieren. Ich bitte Sie: 
Stimmen Sie unseren Anträgen zu. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Heinrich. 

Heinrich (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte das letzte Stich-
wort aufnehmen: leere Versprechungen. Herr Kollege 
Kirschner, wenn Sie das Anpassungsgesetz verste-
hen, richtig auslegen und erkennen, daß mit diesem 
Gesetz der betroffene Personenkreis ab 1. Juli 1987 
3,03 % mehr erhalten wird, dann ist das doch keine 
leere Versprechung, sondern genau das, was wir vor 
der Wahl gesagt haben, daß nämlich die Anpassung 
weiter bestehen muß und wir in dieser Legislaturpe-
riode weitere strukturelle Verbesserungen vorha-
ben. 

(Beifall bei der FDP) 

Die leeren Versprechungen und der große Erwar-
tungshorizont — etwa 700 Millionen DM — , den Sie 
vermitteln, zeigen deutlich, daß Sie hier nicht in der 
finanzpolitischen Verantwortung stehen und leicht in 
einem Antrag solche Zahlen aufbauschen können, 
weil Sie nachher nicht bis zum Schluß Rede und Ant-
wort stehen müssen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, mit der 
heutigen zweiten und dritten Lesung des Sechzehn-
ten Kriegsopferversorgungs-Anpassungsgesetzes 
sorgen wir tatsächlich dafür, daß die Kriegsopfer und 
deren Angehörige in den Genuß der vorgesehenen 
Anpassung kommen. 
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Die 3 % können sich wirklich sehen lassen; denn bei 
der derzeitigen Geldentwertungsrate kommen den 
Menschen die 3 % praktisch brutto wie netto 
zugute. 

In diesem Zusammenhang möchte ich auch feststel-
len, daß bei der Anhörung der Verbände die Richtig-
keit unseres Kurses bezüglich des Anpassungsver-
bundes, der sicherstellt, daß die Kriegsopferrenten 
wie die Sozialrenten gleichermaßen dynamisiert wer-
den, bestätigt wurde. Hier kann ich auch Zitate brin-
gen, wenn Sie es wünschen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Wünschen wir 
nicht!) 

Gleichzeitig wurde auch der hohe Stand der Kriegs-
opferversorgung insgesamt positiv erwähnt. 

Offensichtlich nicht verstanden wurde der Beitrag, 
den die Kriegsopfer in der Höhe leisten, wie er als 
Krankenversicherungsbeitrag der Rentner abgezo-
gen wird. Hier stellen wir immer wieder Mißverständ-
nisse fest — auch gerade eben beim Kollegen Kirsch-
ner. 

Ich möchte zur Klarstellung noch einmal darlegen, 
daß dieser Betrag deshalb abgezogen wurde, um den 
Verbund sicherzustellen und gleiche Voraussetzun-
gen zu schaffen. Das geschieht nicht erst bei dieser 
Gesetzesvorlage, sondern hat Tradition. Das geht 
zurück bis in die sozialliberale Koalition. 

Ein weiterer kritisch angesprochener Punkt in der 
Anhörung war das hohe Durchschnittsalter der 
Kriegsopfer und ihrer Angehörigen. Ich sage Ihnen 
heute für die FDP, daß gerade diesen altersstrukturel-
len Veränderungen bei künftigen Verbesserungen 
Rechnung getragen werden wird. 

Die Verbände, aber auch insbesondere Sie, meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen von der Opposi-
tion, haben einen ganzen Katalog von Anträgen vor-
gelegt. 

(Heyenn [SPD]: Hervorragend! — Frau 
Fuchs [Köln] [SPD]: Stimmen Sie doch zu!) 

Sie haben diesen Katalog heute morgen noch einmal 
unterstrichen. Er hat das Ziel zum Inhalt, strukturelle 
Verbesserungen zu erreichen. 

Ich weiß nicht, ob Sie gemerkt haben, daß wir sach-
lich in der Beurteilung Ihrer Anträge häufig überein-
stimmen. 

(Heyenn [SPD]: Dann können Sie doch 
zustimmen!) 

Die Auseinandersetzung ist nicht das Ringen um das 
Wie, sondern die Auseinandersetzung ist das Ringen 
um die Finanzierbarkeit. 

(Louven [CDU/CSU]: So ist es!) 

Daß diese Frage für Sie natürlich untergeordnete 
Bedeutung hat, kann ich mir lebhaft vorstellen; dafür 
habe ich großes Verständnis. Sie müssen uns aber auf 
der anderen Seite zugestehen, daß wir für den gesam-
ten Haushalt Verantwortung tragen und daß wir bei 
dieser Anpassungsnovelle keine strukturellen Ver-
besserungen beschließen können. 

Herr Kollege Louven hat es bereits für seine Partei 
erklärt, und ich möchte es in ähnlicher Weise tun: Wir  

werden 1988, wenn entsprechende Vorschläge des 
Bundesarbeitsministers auf dem Tisch liegen, in Bera-
tungen über neue Leistungsgesetze eintreten. In die-
sem Zusammenhang möchte ich auf die ab 1987 bzw. 
1988 wirksamen Verbesserungen hinweisen; Herr 
Kollege Louven hat die 20 Millionen DM angespro-
chen. Ich möchte die drei Positionen, die übrigens 
auch in dem Ausschußpapier schriftlich niedergelegt 
sind, einmal kurz nennen. Erster Punkt: Neuregelung 
der pauschalen Vergütung an die Versehrtensport-
gruppen, die für die Teilnahme von Kriegsbeschädig-
ten an Versehrtenleibesübungen gezahlt wird. Zwei-
ter Punkt: Angemessene Anhebung der Auslandsver-
sorgung für Versorgungsberechtigte, die in verschie-
denen ost- und südosteuropäischen Staaten leben, 
wirksam ab 1. Januar 1988. Dritter Punkt: Wegfall der 
Anrechnung von Einkommen aus selbstgenutztem 
Wohnungseigentum entsprechend den steuerrechtli-
chen Vorschriften, rückwirkend zum 1. Januar 1987. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie 
sehen: Wir sind keine herzlosen Gesellen, sondern wir 
sind verantwortungsbewußte Sozialpolitiker, die im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten alles unter-
nehmen, um dem Personenkreis, der große Opfer 
gebracht hat, entsprechende Hilfe zukommen zu las-
sen. Kriegsopferversorgung ist und bleibt für uns ein 
Kernstück des sozialen Rechtsstaates. 

Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Unruh. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt gibt es wie

-

der Spaß!) 

Frau Unruh (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Volks-
vertreter und Volksvertreterinnen! Sie Spaßvogel! 
Das ist für mich kein Spaß. Nach über 40 Jahren noch 
über Kriegsopferversorgung zu reden, da hört der 
Spaß auf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Daß Sie sich hier gegenseitig Ihre Versäumnisse dar-
legen, das ist nicht Sinn eines neugebildeten Parla-
ments, sondern der Sinn eines neuen, vom Wähler 
bestimmten Parlaments ist es immer noch, Versäum-
nisse gutmachen zu können. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb unterstütze ich und unterstützt auch die 
Fraktion der GRÜNEN — zum größten Teil, nehme 
ich an — 

(Heiterkeit) 

— bei uns gibt es die Abstimmungsfreiheit, und die 
wollen wir uns, bitte schön, auch erhalten — 

(Beifall bei den GRÜNEN — Louven [CDU/ 
CSU]: Sind die nicht alle dafür?) 

voll das, was die SPD eingebracht hat, nicht weil wir 
SPD-freundlich sind, sondern weil wir geglaubt 
haben, daß 500 Millionen DM wirklich nicht die 
finanzielle Entlastung für die Geschädigten sein kön-
nen, wie Sie das jetzt darstellen. Denn Sie haben 
immerhin über eine Milliarde DM an den bereits ver- 
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storbenen Menschen eingespart. Die Menschen, die 
jetzt noch überlebt haben, bedürfen einer sozialen 
Absicherung, damit sie unter uns menschenwürdig 
leben können und nicht in der Not überlegen müssen 
—Herr Mischnick, das gibt es in unserer Gesellschaft 
und gerade bei den über 74jährigen Witwen — : Wie 
gehe ich mit einem 390-DM-Warenkorb im Monat um, 
was kann ich mir überhaupt beim Kaufmann an der 
Ecke leisten und was nicht? Das gibt es in der Tat. 
Besonders gebeutelt sind die Witwen der Männer, die 
nun einmal — ob wir es wollten oder nicht — ihre 
Knochen hingehalten haben. 

Ich glaube, es hätte Ihnen sehr gut angestanden, 
Herr Minister Blüm, wenn Sie sich hier finanziell groß-
zügiger gezeigt hätten. Ich weiß auch, daß die Schuld 
eigentlich gar nicht Sie trifft — deshalb sollten Sie das 
nicht so sehr von sich aus betonen, daß das nötig ist —, 
sondern die Schuld trifft den Herrn Finanzminister 
Stoltenberg. Nebenbei: Es ist auch nicht die Schuld 
der Ministerin Süssmuth. Sie beide haben ja noch 
irgendwo ein christlich motiviertes Herz. 

(Louven [CDU/CSU]: Meinen Sie, der Herr 
Stoltenberg nicht?) 

Aber bei den anderen, im wesentlichen bei der Frak-
tion, läßt das doch zu wünschen übrig. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Grünen und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Die SPD befindet sich im übrigen, wie man weiß, in 
einer Umdenkungsphase, die alle Menschen draußen, 
die die Wählerinnen und Wähler als sehr positiv ein-
schätzen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Dann 
wählen die in Zukunft wieder SPD und nicht 

mehr die GRÜNEN!) 

Und jetzt noch folgendes: Dann haben Sie noch eine 
Anhörung aufgepfropft. 

(Louven [CDU/CSU]: Die wollten Sie doch! 
— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Und ich muß sagen: Ich bin ein Neuling in diesem 
Parlament; dazu stehe ich auch. 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU) 

—Nein, hier vorne hat vorhin eine Frau gesessen, die 
ein „Altling" ist, 

(Günther [CDU/CSU]: „-lingin" heißt das! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

die aber während eines Zurufes von mir „doof" 
gezeigt hat. Und da weiß ich nun auch wieder nicht, 
ob man sich als Dame der CDU 

(Kolb [CDU/CSU]: CSU!) 

dazu hinreißen lasen soll, so etwas zu tun. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Was Sie angeht, Herr Kolbe, muß ich Sie auch — 

(Kolb [CDU/CSU]: „Kolb"! — Weitere Zurufe 
von der CDU/CSU) 

—Wie? 

(Kolb [CDU/CSU]: Das „e" muß weg!) 

— Kolb. Ich denke immer an den Unternehmer in 
Wuppertal, der Kolbe heißt. Der hat aber ein etwas 
anderes Herz als Sie. 

(Heiterkeit — Beifall bei den GRÜNEN — 
Kolb  [CDU/CSU]: Mein Herz kennen Sie 

nicht!) 

Eben die Unternehmer — ich weiß nicht, wieviel 
Beschäftigte sie haben — haben mir gesagt — jetzt 
hören Sie einmal gut zu — , sie seien sogar bereit 
—wohlgemerkt p rivat, über ihre Einkommensteuer 
und so — , eine zweckgebundene Steuer zusätzlich zu 
zahlen, wenn es den alten Frauen, den Armen in die-
ser Gesellschaft auch tatsächlich zugute kommt. Also, 
in welcher Welt leben Sie eigentlich? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und diese Welt, die Sie hier „verbraten" , muß weg. 
Deshalb bitte ich Sie wirklich inständig: Denken 
Sie — — 

(Kolb  [CDU/CSU]: In der der Herr Beckmann 
die Kassen plündert!) 

—Ich sage es wieder: Lassen Sie Herrn Beckmann aus 
dem Spiel! 

(Kolb [CDU/CSU]: Nein!) 

Das ist so ein bösartiges Argument 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie bitte?) 

wie mit der Sekretärin, die Sie nicht finden. Ich kann 
dafür sorgen, daß Sie übermorgen eine bekommen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Ich brauche keine! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

—Warum reden Sie denn so ein dummes Zeug im 
Ausschuß? 

(Heiterkeit — Beifall bei den GRÜNEN und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Was mich im Ausschuß ganz beglückt hat, war, mit-
zubekommen, daß vom Verteidigungsausschuß z. B. 
für die jungen Soldaten schon 50 Millionen DM 
bereitgestellt sind; das finde ich Spitze. Aber warum 
Sie sich nicht Gedanken machen, daß z. B. auch über 
den Verteidigungsausschuß meinetwegen 500 Millio-
nen DM bereitgestellt werden, um Kriegsopfer mini-
mal zu versorgen, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Richtig!) 

das verstehe ich natürlich nicht. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Louven [CDU/ 
CSU]: Sind denn 3 % nichts, Frau Kolle

-

gin?) 

Ich muß leider aufhören. Mein letzter Satz, bitte 
schön: 6 Milliarden DM Subventionen für den Airbus, 
ein Panzer: 5 Millionen DM, ein Tornado: 100 Millio-
nen DM, eine Pershing I a, Anschaffung plus Moder-
nisierung: 16 Millionen DM, und da fragen Sie noch, 
wo Sie die paar 500 Millionen DM herkriegen sol-
len? 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun-
desminister für Arbeit und Sozialordnung. 

(Zuruf von der SPD: Der mit dem großen 
christlichen Herzen!) 
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Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das 
erste Gesetz in dieser Legislaturpe riode galt den 
Arbeitslosen. Das erste Gesetz war ein Gesetz für die 
Arbeitslosen und gegen die Arbeitslosigkeit. Das 
zweite Gesetz ist ein Gesetz für die Kriegsopfer. 

(Zuruf von der SPD: Gegen!) 

Betrachten Sie das auch als Ausdruck unserer sozialen 
Verpflichtung. — Es kann nicht gegen die Kriegsopfer 
sein. Dieses Gesetz sichert eine Kriegsopferversor-
gung in Höhe von rund 12 Milliarden DM. Diese 
Anpassung bringt eine Leistungsverbesserung von 
über 130 Millionen DM. Sie können doch nicht sagen, 
das sei nichts. Um 3 % steigen die Kriegsopferrenten 
am 1. Juli, drei ehrliche Prozent. Denn die wichtigste 
Mitteilung ist, daß wir Preisstabilität haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist im Hinblick auf die soziale Lage der Rentner, 
der Kriegsopfer und der Sozialhilfeempfänger die 
wichtigste Mitteilung. 

(Zuruf der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

— Frau Kollegin Unruh, gerade Ihre Generation hat 
doch miterlebt, was Inflation bedeutet. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Genau!) 

Inflation geht doch immer auf die Knochen der klei-
nen Leute. Klatschen Sie doch deshalb einmal, wenn 
ich sage: Preisstabilität ist eine wichtige Errungen-
schaft! 

(Heiterkeit — Kolb [CDU/CSU]: Das kann sie 
nicht verstehen! — Zuruf der Abg. Frau 

Unruh [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, was nützt denn eine 
Rentensteigerung um 3 %, wenn die Preise 6 % stei-
gen? Was hat denn den Rentnern zu Ihrer Zeit 1982 
eine Rentensteigerung um 4 % genutzt, wenn die 
Preissteigerung noch höher war? 

(Zuruf von der CDU/CSU: 1978!) 

Das war keine Erhöhung des Lebensstandards, da war 
mit der Anpassung eine Absenkung des Lebensstan-
dards verbunden. Was die Anpassung mit der rechten 
Hand gegeben hat, hat die Inflation mit der linken 
Hand wieder weggenommen. 

(Louven [CDU/CSU]: 2,8 Milliarden DM 
waren das! — Heyenn [SPD]: Völliger 
Quatsch! Sie kennen doch die Anpassungs-
modalitäten! Sie wissen doch, daß das wieder 

aufgeholt wurde!) 

— Das ist überhaupt kein Quatsch. Da braucht man 
auch gar kein Volkswirt zu sein. Man braucht noch 
nicht einmal Mitglied der Sozialdemokratischen Par-
tei zu sein. Da langt der gesunde Menschenverstand, 
daß Preisstabilität ein Betrug an dem Konsumenten — 
Preisstabilität ein Gewinn — — 

(Heiterkeit) 

—Ja, wenn Sie dazwischenrufen, das ist ansteckend, 
muß ich sagen. Doch, diese Verwirrung ist anstek-
kend. Sie können lachen, soviel Sie wollen. Ich bleibe 
dabei, Preisstabilität ist Gewinn, und Inflation ist 

Verlust für die Bürger. Deshalb ist Preisstabilität der 
größte Gewinn. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich habe in diesem Hause schon einmal erwähnt, 
daß mir mein Großvater, ein Buchdrucker, immer 
erzählt hat, daß er seinen Lohn in den schlimmen 
Inflationsjahren in der Weimarer Zeit im Leiterwagen 
abgeholt hat. Der war Millionär. Was hat er denn von 
seinen Millionen gehabt? Er war ein armer Mann; 
denn ein Brötchen hat eine Million gekostet. 

(Kirschner [SPD]: Das ist doch ein 
Quatsch!) 

Deshalb — ich wiederhole mich in allen Varianten — : 
Preisstabilität ist die wichtigste Mitteilung für die 
Kriegsopfer. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Lippelt? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Bitte, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Bundesmini-
ster, ist Ihnen entgangen, daß Frau Unruh hinsichtlich 
Preisstabilität und Nichtpreisstabilität über Ihre Kolle-
gen Wörner, Panzer, Flugzeuge usw. gesprochen 
hat? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung: Ich merke jetzt den Zusammenhang zwischen 
Panzer und Preisstabilität nicht. 

(Heiterkeit — Zurufe von den GRÜNEN) 

Wenn Frau Unruh in Sachen Preisstabilität zustimmt, 
um so besser. Auch wenn GRÜNE mir zustimmen, 
freue ich mich, ich bin immer dafür: Was richtig ist, 
muß unterstützt werden. Und richtig ist Preisstabili-
tät. 

(Heiterkeit — Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie den Anpas-
sungsverbund in Frage stellen: 

(Heyenn [SPD]: Den stellen wir nicht in 
Frage! Sie machen das! Sie stellen ihn doch 

in Frage!) 

Sie haben ihn doch eingeführt. Auch in Ihrer Regie-
rungszeit sollte doch der Krankenversicherungsbei-
trag mit angerechnet werden. Das ist ja auch ganz 
sinnvoll. Entweder sagt man: Rente und Kriegsopfer-
versorgung entwickeln sich im Gleichklang — das ist 
ein Stück Sicherheit für die Kriegsopferversor-
gung — 

(Mischnick [FDP]: Sehr richtig!) 

oder wir müssen einen ganz anderen Anpassungsme-
chanismus finden: für die Grundrente anders als für 
die Ausgleichsrente. Da kann man Preise nehmen, da 
kann man die Sozialhilfeentwicklung nehmen. Aber 
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es war doch ein Fortschritt — den sollten Sie doch jetzt 
nicht selber in Frage stellen —, 

(Mischnick [FDP]: Sehr richtig!) 

daß Rente und Kriegsopferversorgung immer im 
Gleichschritt marschieren. Das ist ein Stück Sicherheit 
für die Kriegsopferversorgung. Geben Sie doch nicht 
Ihre eigene — — 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Egert [SPD]: Sie sagen nicht die Wahrheit!) 

Ich verstehe die SPD überhaupt nicht. Jetzt hat sie 
ausnahmsweise eine Errungenschaft durchgesetzt. 
Nur weil wir sie jetzt fortführen, werden wir attackiert. 
Seien Sie doch froh, daß wir fortführen, was Sie ein-
geführt haben! Sind Sie denn schon so blind gewor-
den, daß Sie gar nicht merken, daß Sie etwas 
beschimpfen, was Sie eingeführt haben? 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

So weit ist die Verwirrung der Opposition gediehen! 

(Kirschner [SPD]: Die Verwirrung ist bei 
Ihnen, weil Sie nicht zugehört haben!) 

— Herr Kirschner, Ihre Verwirrung ist noch weiter 
gegangen. Sie haben Forderungen gestellt; und weil 
die Forderungen nicht erfüllt werden, sagen Sie, es 
seien Leistungsminderungen beschlossen worden. 
Nicht erfüllte Forderungen sind bei der SPD Lei-
stungsminderungen. Also, verwirrter geht es über-
haupt nicht. 

(Kirschner [SPD]: Sie müssen zuhören, was 
ich gesagt habe!) 

Wenn Ihre Forderung nicht erfüllt wird, wird doch 
nichts von dem Erreichten weggenommen. 

In der Tat, wir bauen die Kriegsopferversorgung 
aus, und wir haben sie ausgebaut. Wir werden sie 
nicht nur auf dem Weg ausbauen, der in Anpassungs-
gesetzen zu beschreiten ist. In den Bereichen, die in 
Verordnungen und Richtlinien geregelt sind, sind 
auch in diesem Jahr wieder Verbesserungen an der 
Tagesordnung. Hier werden Verbesserungen vorge-
nommen. Soll ich Ihnen drei nennen? 

(Egert [SPD]: Sie stehen schon im Bericht! Sie 
müssen es nicht wiederholen!) 

—Aber Sie erzählen es dem Publikum nicht; und des-
halb muß ich es erzählen. 

Erstens. Bei der Ermittlung der Ausgleichs- und 
Elternrente wird der Nutzungswert eigengenutzter 
Wohnungen nicht mehr auf das Einkommen ange-
rechnet. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Erzählen Sie das so 
den Wählern!) 

—Ja, wenn Sie es nicht weitererzählen, wenn Sie das 
zum Betriebsgeheimnis erklären, muß ich es doch 
weitererzählen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Beim Versehrtensport wird die pauschale 
Erstattung der Aufwendungen durch eine Verord-
nung neu geregelt und fortgeführt. 

Drittens. Zum ersten Mal seit 1980 werden die Bei-
träge der Teilversorgung im Ostbereich ab 1988 wie-

der angehoben. Ich sage doch gar nicht, daß das der 
große Durchbruch ist. Aber so bewegt sich die Sozial-
politik, nämlich in vielen, vielen kleinen Schritten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: 40 Jahre!) 

—Ja, 40 Jahre! Wir haben doch in den 40 Jahren viel 
getan. Soll ich Ihnen noch einmal die strukturellen 
Verbesserungen in Erinnerung rufen, die diese Koali-
tion vorgenommen hat? Das Bestattungsgeld für 
Beschädigte und Hinterbliebene wurde verdoppelt 
und in die jährliche Leistungsanpassung einbezogen. 
Da war jahrelang bei Ihnen überhaupt nichts. Gleich-
zeitig wurde die Möglichkeit der Kapitalabfindung für 
die Grundrente verbessert, nämlich schon auf das 
Lebensalter von 60 Jahren herabgesetzt. Für annä-
hernd 200 000 Berechtigte wurden der Berufsscha-
densausgleich und der Schadensausgleich erhöht, 
und zwar ab Anfang dieses Jahres. Das erhöht die 
Bezüge bis zu 159 DM. Für Beschädigte mit einer 
Minderung der Erwerbsfähigkeit um 50 und 60 % ist 
die Ausgleichsrente deutlich angehoben worden. Die 
Einkommenverbesserungen für den einzelnen betru-
gen bis zu 143 DM. Für hunderttausend Kriegsopfer 
wurde die orthopädische Versorgung verbessert, auch 
Anfang dieses Jahres. 

(Zuruf von der SPD: In diesem Gesetz?) 

—Ob in diesem Gesetz oder nicht in diesem Gesetz, 
ich trete dem Eindruck entgegen, wir würden nichts 
tun. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie haben das Geld! 
— Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

—Warum rufen Sie denn dauernd dazwischen? Ich 
scheine der personifizierte Blutdruckerhöher der 
Opposition zu sein. Hören Sie mir doch einmal zu! 

(Heiterkeit — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: 
Da sind Sie doch stolz drauf!) 

—Wenn es der Gesundheit dient, wenn es Ihrer alter-
nativen Gesundheit dient, bin ich auch dafür zustän-
dig. — Bei den Elternrenten sowie bei der Witwen- 
und Waisenhilfe gab es Verbesserungen. 

Meine Damen und Herren, ich sage nicht, wir wären 
am Ende; 

(Louven [CDU/CSU]: Das war noch nicht 
alles!) 

aber ich habe etwas dagegen, wenn die Dinge hier so 
dargestellt werden, als hätten wir nichts getan. Das 
wäre so ähnlich, wie, wenn ein Zug abgefahren ist, zu 
fragen: Wann fährt endlich ein Zug? — Der ist gerade 
abgefahren. Ich sage nicht, das sei der letzte Zug. 
Aber Herr Kirschner sagt, endlich müssen Struktur-
verbesserungen in Ang ri ff genommen werden. Ja, wir 
haben sie doch gerade in diesem Jahr eingeführt. 

(Louven [CDU/CSU]: Und die haben nichts 
gemacht!) 

—Ja, das wäre noch schön, Kollege Louven, wenn sie 
nichts gemacht hätten. Nein, sie haben strukturell 
abgebaut. Wieso sich die Abreißfirma jetzt als Archi- 
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tekt des Aufbaus aufspielt, das ist mir ein Rätsel, kann 
ich nur sagen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP — Zurufe von der SPD und den 

GRÜNEN) 

— Soll ich Ihnen mal alles vorführen? Waisenbeihilfe, 
Fürsorge, Kuren. Das alles haben Sie verschlechtert. 
Und ausgerechnet die Abbruchfirma sagt jetzt, sie 
wären die Dombaumeister der Kriegsopferversor-
gung. Nein, meine Damen und Herren, ich versichere 
ausdrücklich, daß es in der Kriegsopferversorgung 
Weiterentwicklungen geben muß. 

Ich nehme auch die Gelegenheit wahr, den Kriegs-
opferverbänden meinen Dank zu sagen, auch den vie-
len Ehrenamtlichen. 

(Zurufe von der SPD) 

— Da können Sie doch ausnahmsweise mal zustim-
men; da sind auch Mitglieder von Ihnen dabei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das sind Tausende von Mitgliedern, die ehrenamtlich 
Dienst am Sozialstaat tun, beraten, helfen. Deshalb 
möchte ich aus Anlaß der Verabschiedung dieser 
Anpassung den Kriegsopferverbänden und den vie-
len, vielen Helfern in der Fürsorge, in der Behinder-
tenarbeit meinen Dank sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. 

Der Ausschuß empfiehlt, den Gesetzentwurf unver-
ändert anzunehmen. Ich rufe Artikel 1 auf. Hierzu lie-
gen auf den Drucksachen 11/421 bis 11/426 Ände-
rungsanträge der Fraktion der SPD sowie ein Ände-
rungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf Druck-
sache 11/434 vor. 

Wir stimmen zunächst über die Änderungsanträge 
der Fraktion der SPD ab. Wer stimmt für den Ände-
rungsantrag auf Drucksache 11/421? Ich bitte um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Mit Mehrheit ist dieser Antrag 
abgelehnt. 

Wer stimmt für den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Drucksache 11/422? — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Mit Mehrheit ist dieser Antrag 
ebenfalls abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag der SPD auf Druck-
sache 11/423 ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Mit Mehrheit abgelehnt. 

Jetzt stimmen wir über den Antrag auf Drucksache 
11/424 ab. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine. 
Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/425 ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer 
ist dagegen? — Enthaltungen? — Keine. Mit Mehrheit 
abgelehnt. 

Wer für den Änderungsantrag auf Drucksache 
11/426 stimmt, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Keine Enthaltun-
gen. Mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen jetzt über den Änderungsantrag der 
Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/434 ab. 
Wer dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einer größeren 
Zahl von Enthaltungen mit Mehrheit abgelehnt. 

Wer für Art. 1 in der Fassung des Gesetzentwurfs 
ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
— Enthaltungen? — Bei Enthaltungen aus der Frak-
tion DIE GRÜNEN ist Art. 1 mit großer Mehrheit ange-
nommen. 

Ich rufe Art. 2 und 3, Einleitung und Überschrift auf. 
Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Keine Gegenstimmen. — Enthaltun-
gen? — Enthaltungen aus der Fraktion DIE GRÜNEN. 
Die aufgerufenen Vorschriften sind damit angenom-
men. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. Wir 
treten in die 

dritte Beratung 
ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetzentwurf als Ganzem zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Keine Gegenstimmen. Enthaltungen? — Enthaltun-
gen aus der Fraktion DIE GRÜNEN. Damit ist dieser 
Gesetzentwurf mit großer Mehrheit in dritter Lesung 
angenommen. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 
zum 40. Jahrestag des Marshall-Planes 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat ist für die Beratung eine Stunde 
vorgesehen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlos-
sen. 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heute vor 40 Jah-
ren hielt George Marshall jene berühmte Rede, mit 
der er das Wiederaufbauprogramm für Europa einlei-
tete. Wir Deutsche haben besonderen Grund, uns an 
dieses Datum dankbar zu erinnern; denn damals 
gaben die Vereinigten Staaten ihre Bereitschaft zu 
erkennen, auch uns beim Wiederaufbau unseres zer-
störten Landes zu helfen. 

Dankbarkeit darf der Politik nicht fremd sein, auch 
nicht den Beziehungen zwischen den Völkern. Des-
halb hält es die Bundesregierung für angemessen, ja 
notwendig, daß wir heute im Deutschen Bundestag 
unseren Dank zum Ausdruck bringen und uns — wie 
ich hoffe: gemeinsam — einige zentrale Lehren ver-
gegenwärtigen, die mit dem Werk von George Mar-
shall verbunden sind. 

Wir ehren heute einen amerikanischen Staatsmann, 
dessen Namen mit der Entwicklung der Bundesrepu-
blik Deutschland aufs engste verbunden ist, der mit 
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einem entscheidenden Abschnitt der jüngsten deut-
schen Geschichte untrennbar verbunden bleibt. 

George Marshall hat dazu beigetragen, daß die 
Europäer und besonders wir Deutsche in einer Zeit 
bitteren Elends Hoffung und Zukunftsglauben 
zurückgewinnen konnten. Der Plan, der seinen 
Namen trägt, bleibt all jenen Menschen unvergeßlich, 
die das Leid und die Not der Nachkriegszeit selbst 
miterlebt haben — unvergeßlich als ein Dokument 
staatsmännischer Weitsicht und mitmenschlicher 
Anteilnahme. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

In kurzen, prägnanten Worten beschrieb George 
Marshall damals, am 5. Juni 1947 in der Harvard-Uni-
versität, die moralische Grundlage seiner Überlegun-
gen — ich zitiere — : 

Unsere Politik richtet sich nicht gegen irgendein 
Land oder irgendeine Doktrin, sondern gegen 
Hunger, Armut, Verzweiflung und Chaos. 

Nur wer die damalige Zeit miterlebt hat, meine 
Damen und Herren, kann ermessen, was hinter diesen 
Worten steht. Die Not der Flüchtlinge und Vertriebe-
nen, der Heimat- und Obdachlosen, der Menschen in 
den ausgebombten Städten war durch den Katastro-
phenwinter 1946/47 verschärft worden. Hunger und 
Krankheit, der Mangel an Heizmittel, der tägliche 
Kampf um die Existenz bestimmten das Leben der 
Menschen. 

Aber auch unseren Nachbarn in Europa, den euro-
päischen Siegermächten, ging es damals nicht besser. 
Frankreich verlor in diesem Winter auf 1 Million Hek-
tar Anbaufläche Wintergetreide und mußte sich auf 
eine Hungersnot gefaßt machen. Großbritannien 
stand nach den Anstrenungen des Krieges am Ende 
seiner finanziellen Möglichkeiten. In London gab es 
damals täglich nur vier bis fünf Stunden elektrischen 
Strom. Winston Churchill beschrieb im Mai 1947 
Europa als „einen Scheiterhaufen, ein Gebeinhaus, 
eine Brutstätte von Pestilenz und Haß". Er wußte, 
wovon er sprach. Denn hinter der materiellen Not der 
Menschen standen Mutlosigkeit, Verzweiflung und 
eine tiefe moralische Krise. 

Auch in der Weltpolitik mehrten sich damals die 
Anzeichen für eine bedrohliche Entwicklung: Der 
Konsens der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges 
zerbrach. Auf der Moskauer Konferenz über Deutsch-
land im Frühjahr 1947 wurde offenbar, daß sich die 
Kluft zwischen West und Ost in dramatischer Weise 
vertiefte. Der während des Krieges nur mühsam ver-
deckte Gegensatz zwischen den demokratischen 
Staaten und einer kommunistischen Diktatur ließ sich 
nicht länger überbrücken. 

George Marshall kehrte aus Moskau in der Über-
zeugung zurück, daß die Sowjetunion auf die Spal-
tung Europas und den wirtschaftlichen Zusammen-
bruch des Westens setze. Auf dem Rückflug landete er 
damals in Berlin zu einem Kurzaufenthalt. Tief beein-
druckt berichtete er seinem Präsidenten, Harry Tru-
man, vom Bild der Zerstörung, das unsere alte Haupt-
stadt darbot. Dep rimierende Statistiken belegten 
seine Schilderung. 

Diese sehr persönliche Erfahrung aus dem Nach-
kriegseuropa verband sich bei George Marshall mit 
der noblen Hilfsbereitschaft des amerikanischen Vol-
kes gegenüber Notleidenden und die nüchterne 
Lageeinschätzung des Soldaten mit der visionären 
Kraft des Staatsmannes. In wenigen Wochen entwarf 
er mit seinen Mitarbeitern ein Hilfsprogramm für 
Europa, das die Geschichtsschreibung mit Recht zu 
den großen Leistungen des amerikanischen Volkes 
rechnet. 

In seiner Rede vor vierzig Jahren schilderte Mar-
shall die Gefahr eines wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Verfalls in Europa und erinnerte die Ver-
einigten Staaten an ihre Verantwortung. Im Zentrum 
seiner Rede stand der Gedanke, durch zusätzliche 
Hilfsleistungen die Wiederherstellung gesunder 
wirtschaftlicher Verhältnisse zu fördern, ohne die es, 
wie Marshall betonte, „keine politische Stabilität und 
keinen sicheren Frieden gegen kann". Meine Damen 
und Herren, diese Worte sind heute noch genauso 
richtig wie vor 40 Jahren, und wir tun gut daran, sie 
uns immer wieder ins Gedächtnis zu rufen. 

Es war bezeichnend für George Marshall, daß er 
niemals daran dachte, Europa ein Wiederaufbaupro-
gramm aus amerikanischer Feder zu diktieren. Sein 
Programm sollte die eindeutige Handsch rift Europas 
tragen, und so rief er die europäischen Länder aus-
drücklich auf, „zu einer Einigung darüber zu kom-
men, was die gegenwärtige Lage am dringendsten 
erfordert und wieweit die Länder Europas selbst dazu 
beitragen können ... ". Indem er die amerikanischen 
Hilfeleistungen so an eine Verständigung der euro-
päischen Länder knüpfte, verlieh er gleichzeitig der 
Bereitschaft der Europäer zum solidarischen Handeln 
einen kräftigen, vielleicht einen entscheidenden 
Impuls. Ohne dieses amerikanische Verlangen nach 
europäischer Abstimmung wäre Europa — das kann 
man heute wohl sagen — kaum so rasch zusammen-
gewachsen, wie wir es nach dem Krieg erleben durf-
ten. In der Reihe der großen Männer und Frauen, die 
das vereinte Europa vorangebracht haben, verdient 
deshalb auch George Marshall einen Ehrenplatz. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Er sagte immer wieder: Die Initiative muß von 
Europa ausgehen. Daß er darunter das ganze Europa 
verstand, daß sich sein Angebot eindeutig an alle 
europäischen Staaten — auch an die Sowjetunion — 
richtete, wird heute leicht vergessen. Tatsächlich war 
die Sowjetunion an den ersten Beratungen über den 
Marshall-Plan auch beteiligt. Gemeinsam mit den 
Außenministern Frankreichs und Großbritanniens, 
Georges Bidault und Ernest Bevin, die diesen Vor-
schlag sofort positiv aufgenommen hatten und in einer 
Dreierkonferenz vollenden wollten, prüfte der sowje-
tische Außenminister Molotow eine Woche lang das 
amerikanische Angebot. Auch Staaten wie Polen, 
Ungarn, die Tschechoslowakei zeigten sich sehr inter-
essiert. 

Aber ein Programm, das auf den Fleiß und die Lei-
stungsbereitschaft des einzelnen baut, das neue 
Ideen, Mut und Phantasie freisetzen und so wirt-
schaftliche Kräfte wecken will, gedeiht nur auf dem 
Boden der Freiheit. Dort, wo die Menschen unter- 
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drückt und ihnen die Früchte ihrer Arbeit vorenthal-
ten werden, muß es zwangsläufig versanden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Stalin hat dies gewußt, und er hat deshalb dem Mar-
shall-Plan sein kategorisches Nein entgegengesetzt. 
Unnachsichtig hat er auch die anderen Länder seines 
Einflußbereichs von einer Teilnahme abgehalten. Die 
Abschottung gegen die Freiheit war ihm wichtiger als 
der wirtschaftliche Aufbau. Das zu erwähnen ist auch 
heute wichtig, um einer vielfältigen historischen 
Legendenbildung entgegenzuwirken. 

Den überragenden Erfolg des Marshall-Plans haben 
die sowjetischen Maßnahmen nicht beeinträchtigen 
können. Die Außenminister Frankreichs und Großbri-
tanniens luden, von Stalins Nein unbeeindruckt, alle 
europäischen Länder zu einer Konferenz ein. Am 
12. Juli 1947 trafen sich in Paris die Vertreter von 16 
Teilnehmerstaaten und gründeten am Tag darauf das 
Komitee für Europäische Wirtschaftliche Zusammen-
arbeit. Am selben Tag beschloß man, auch die Besat-
zungszonen Deutschlands einzubeziehen. Meine 
Damen und Herren, damit war ein richtiger und wich-
tiger Schritt getan, um dem am Boden liegenden 
Deutschland die Hand zu reichen und es wieder in 
den Kreis der freiheitlichen Demokratien zu führen. 
Der Weg war gewiesen, der Feindschaft überwinden 
konnte und der zur Versöhnung und Freundschaft 
führte. Bereits kurz nach der Pariser Konferenz befaß-
ten sich einige Teilnehmerstaaten mit der Idee einer 
Zollunion. 

Im September 1947 schließlich konnte ein gemein-
samer Plan vorgestellt werden, der die eigenen Lei-
stungsmöglichkeiten ebenso auflistete wie den Bedarf 
an auswärtigen Finanzhilfen. Der Einsatz, der von den 
USA erbeten wurde, ist angesichts heutiger Staats-
haushalte eher bescheiden zu nennen: Von April 1948 
bis Ende Juni 1952 flossen insgesamt 13,3 Milliarden 
Dollar nach Europa, davon rund 1,4 Milliarden in 
unser Land. Für damaligen Zeiten aber war das eine 
gewaltige Summe. Sie konnte sofort in dringend 
benötigte Rohstoffe und Maschinen umgesetzt wer-
den und wurde so zu einer entscheidenden Initialzün-
dung beim wirtschaftlichen Aufbau Europas. 

Heute läßt sich nur noch schwer ermessen, was der 
Marshall-Plan damals für Europa bedeutete. Gewiß, 
wir können errechnen, was er uns an materiellen Gü-
tern bescherte, wir können ermitteln, wie er der weit-
hin erschöpften Wirtschaft der europäischen Länder 
neue Kräfte verlieh. Was wir aber nicht mit Zahlen 
ausdrücken können, ist die Hoffnung, die dieses ame-
rikanische Programm in den Menschen in Europa und 
auch in Deutschland weckte. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle weiterer bedeuten-
der Amerikaner gedenken, die neben George Mar-
shall dazu beigetragen haben, dessen Plan in die Tat 
umzusetzen. Ich denke an Präsident Harry S. Truman, 
der am 3. Ap ril 1948 die entsprechende Akte unter-
zeichnete. Ich denke an Dean Acheson, an Lucius 
D. Clay, an William Clayton, Averell Harriman, Paul 
Hofmann, George F. Kennan und nicht zuletzt an 
Senator Arthur Vandenberg, dessen Name die partei-
übergreifende Unterstützung für dieses Hilfspro-
gramm symbolisiert. Gerne nenne ich auch Paul 

Nitze. Wir haben ihm und vielen anderen viel zu ver-
danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Kaum jemand hätte unmittelbar nach Kriegsende 
erwartet, daß dem Sturz in die Katastrophe so rasch 
ein wirtschaftlicher Aufstieg folgen würde — am 
wenigsten die Deutschen. Doch gerade in unserem 
zerstörten Land verzagten die Menschen nicht, son-
dern sie machten sich ans Werk im Glauben an die 
eigene Kraft. Konrad Adenauer brachte es in seinen 
Memoiren, in seinen „Erinnerungen" auf den kurzen 
Nenner: „Ohne amerikanische Hilfe war ein Wieder-
aufbau Deutschlands nicht möglich, aber ebenfalls 
nicht ohne unsere eigene Mitarbeit, unser Vertrauen 
und unseren eigenen Willen zum Wiederaufbau. " 

Der kraftvolle Schub der amerikanischen Hilf smaß-
nahmen verband sich mit dem durchschlagenden 
Erfolg der Idee der Sozialen Marktwirtschaft. Im 
freien Teil Deutschlands geschah alles andere als ein 
Wirtschaftswunder. Hier ging es um die Verbindung 
richtiger Konzepte mit den intensiven Anstrengungen 
vieler Menschen. Entscheidende Impulse kamen vom 
Willen zur persönlichen Leistung, vom Wagemut vie-
ler Unternehmer, von der Weitsicht und der Überzeu-
gungskraft großer Gewerkschaftsführer. Sie führten 
zu einem gemeinsamen Erfolg unserer Bürger, die mit 
harter Arbeit und auch unter Verzicht wieder Zukunft 
gewannen. Das konnte nur deshalb gelingen, weil 
herausragende politische Persönlichkeiten den Mut 
gehabt hatten, an diese Fähigkeiten zu glauben. Ich 
nenne für die Gründergeneration unserer Republik 
Konrad Adenauer, Theodor Heuss und Kurt Schuma-
cher. Ich nenne im besonderen für die Soziale Markt-
wirtschaft Ludwig Erhard. Das waren alles Männer, 
die den Mut besaßen, ähnlich wie George Marshall an 
die Zukunft zu glauben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Bis in unsere Tage hinein vermag uns der Marshall

-

Plan auch noch andere wegweisende Einsichten und 
Lehren zu vermitteln. Es gilt, die Erfahrungen jener 
Tage als Orientierungshilfen für heute zu nutzen und 
mit ihnen Gegenwart und Zukunft zu gestalten. 

Der Marshall-Plan ist zu einem Eckpfeiler der 
Brücke der Freundschaft geworden, die das deutsche 
und das amerikanische Volk über den Atlantik hin-
weg verbindet. Bis heute ist diese Freundschaft für 
uns von existentieller Bedeutung, und sie wird es auch 
in Zukunft sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Damals, in den Hungerjahren der Nachkriegszeit, 
ging es um das Überleben unseres Volkes, um den 
Wiederaufbau eines zerstörten Landes. Später, mit der 
Gründung der Bundesrepublik Deutschland, ging es 
um die Errichtung einer freiheitlichen Demokratie. 
Heute und morgen geht es um die Sicherung des Frie-
dens in Freiheit, auch und besonders in Berlin. Immer 
und in jedem Fall aber ist die Zukunft unseres Volkes 
mit der deutsch-amerikanischen Freundschaft ver-
bunden. 
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Die Generationen, die damals beiderseits des Atlan-
tiks den Grund dafür gelegt haben, sind gefordert, an 
die nachwachsende Generation dieses Vermächtnis 
weiterzugeben. Wir müssen die Freundschaft und 
Verbundenheit mit den Vereinigten Staaten nach 
besten Kräften pflegen. Es gilt, sie über alle Wechsel-
fälle des Alltags — auch über kontroverse Diskussio-
nen — hochzuhalten und zu bewahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, dem dient auch der Ger-
man Marshall Fund, den wir zum 25. Jubiläum des 
Marshall-Plans als sichtbare Würdigung und als 
Unterpfand deutsch-amerikanischer Verbundenheit 
gestiftet haben. Ihm wird jetzt in Washington eine 
beachtliche Spende überreicht werden. Sie dient der 
Anschlußfinanzierung für seine Arbeit in den näch-
sten zehn Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich nehme diese Gelegenheit wahr, hier vor dem 
Hohen Haus an die junge Generation auf beiden Sei-
ten des Atlantiks zu appellieren, die Chancen zur per-
sönlichen Begegnung und zum unmittelbaren Ken-
nenlernen zu nutzen. Mit dem Rat für Jugendaus-
tausch, den Präsident Reagan und ich im Oktober ver-
gangenen Jahres ins Leben gerufen haben, wollen wir 
helfen, den Strom der Begegnungen zu verbreitern. 
Aber junge Leute sollten nicht einfach auf den Staat 
warten, sie sollten selbst initiativ werden. 

Es gibt eine weitere und besonders naheliegende 
Möglichkeit, die deutsch-amerikanische Freund-
schaft zu festigen: indem wir den Kontakt zu den ame-
rikanischen Soldaten und ihren Familien suchen, die 
in unserem Lande leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es sind seit Gründung der Bundesrepublik immerhin 
knapp über 10 Millionen Soldaten, die mit ihren Fami-
lien in der Bundesrepublik Deutschland gelebt haben. 
Sie leisteten und leisten — oft unter schwierigen mate-
riellen Bedingungen — ihren Dienst für die gemein-
same Freiheit. Um so wichtiger ist es, daß sie unsere 
Sympathie spüren und daß wir als Ausdruck unserer 
Dankbarkeit auch immer wieder die Begegnung mit 
ihnen suchen. 

Der Aufbau eines geeinten Europas bleibt — das ist 
gemeinsame Aufgabe und auch Meinung des Hohen 
Hauses — unser historischer Auftrag. Die erfolgreiche 
Zusammenarbeit, die nicht zuletzt durch den Mar-
shall-Plan im Rahmen der OEEC begonnen hat und 
die dann im kleineren Kreis in der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, später in der EWG 
und heute in den Europäischen Gemeinschaften fort-
gesetzt wurde, hat über alle Zweifel hinweg bewie-
sen: Nur gemeinsam können wir in Europa die wirt-
schaftliche und politische Zukunft unseres Kontinents 
gestalten. 

Wir müssen endgültig den nationalen Egoismus 
überwinden, der der europäischen Einigung immer 
wieder im Wege steht. Wir dürfen nicht durch ein 
ängstliches Festhalten an überkommenen Denkfor-
men und Besitzständen die visionäre Kraft der euro-
päischen Idee lähmen. Bis Ende 1992 wollen wir den  

gemeinsamen Binnenmarkt einführen. Dies ist ein 
wichtiger Markstein auf dem Weg zur Europäischen 
Union. 

Vergessen wir über all dem aber nicht das ganze 
Europa. Das Nein Stalins von 1947 darf kein Schluß-
wort sein. Wir brauchen im Warschauer Pakt neues 
Denken, und wir brauchen auch neues Handeln. Wir 
begrüßen daher, daß die EG und der Rat für gegen-
seitige Wirtschaftshilfe nunmehr endlich über 
gemeinsame Interessen und Möglichkeiten der 
Zusammenarbeit sprechen. Wir wollen diesen Weg 
weitergehen. 

Ein wichtiger Schritt wird dabei das Ost-West -Wirt-
schaftsforum sein, das ich vor einem Jahr angeregt 
habe und das nunmehr als Vorschlag der EG auf dem 
Wiener Verhandlungstisch zur Beratung ansteht. Es 
soll neue, zukunftsträchtige Formen der wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit entwickeln, die die Initiative 
des einzelnen ansprechen und Grenzen der Systeme 
überwinden und eine Chance bieten, den Wohlstand 
auf beiden Seiten zu mehren. Damit dienen wir auch 
den Menschen in beiden Teilen Europas. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Unsere 
Welt kennt heute noch immer viel zu viele Regionen, 
wo Menschen hungern, wo der Kampf um die bloße 
Existenz den Alltag prägt, wo Hoffnungslosigkeit 
umgeht, wo — sagen wir es ehrlich — selbst langjäh-
rige Entwicklungszusammenarbeit die Dinge nicht 
entscheidend zum Besseren gewendet hat. 

Mit diesem Zustand können, wollen und dürfen wir 
uns nicht abfinden. Für uns, denen in schwerster Zeit 
geholfen wurde, muß diese tätige Hilfe menschliche 
und moralische Pflicht sein. 

Wir werden unsere Politik gegenüber den Ländern 
der Dritten Welt im Bewußtsein dafür gestalten, daß 
die Idee vom freien Menschen eben nicht nur bürger-
liche und politische Freiheit umfaßt, sondern auch ein 
Leben „frei von Furcht und Not". So steht es aus 
gutem Grund in der Atlantik-Charta und dann auch in 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Die 
armen und die ärmsten Länder brauchen heute unsere 
Hilfe. Das ist im Kern ein moralischer Appell an uns, 
den Frieden stets auch als ein Werk ausgleichender 
Gerechtigkeit innerhalb der Völkergemeinschaft zu 
betrachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In der Praxis — das wissen wir — bleiben heute 
noch viele Wünsche offen. Sicher traf der Marshall-
Plan damals im zerstörten Europa auf andere Struktu-
ren als heute die Entwicklungshilfe der Industrielän-
der für die Staaten der Dritten Welt. Wahr ist aber 
auch, daß viele Mißerfolge heutiger Entwicklungs-
hilfe gerade darin begründet sind, daß klare und ein-
fache Einsichten, wie George Marshall sie 1947 for-
mulierte, eben nicht berücksichtigt wurden: So z. B. 
die Notwendigkeit, die Erzeugung von Nahrungsmit-
teln in den Entwicklungsländern selbst zu fördern. 
Hilfe darf nicht nur von einer Krise zur anderen orga-
nisiert werden; es sind Pläne auszuarbeiten, die die 
Empfänger in eigener Verantwortung und mit eige-
nen Beiträgen gestalten können. Regionale Zusam-
menarbeit muß Vorrang vor nationalem Prestigeden-
ken haben. Und schließlich: Ohne Vertrauen in die 
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Eigeninitiative der Bürger ist eine selbsttragende Ent-
wicklung in den Empfängerländern nicht denkbar. 

(Dr. Hauchler [SPD]: Wie ist das mit dem Pro-
tektionismus?) 

— Das schließe ich überhaupt nicht aus. Wir werden in 
ein paar Tagen in Venedig jedenfalls als Position der 
Bundesregierung nachdrücklich gegen jede Form des 
Protektionismus Stellung nehmen. Das war, ist und 
bleibt unsere Politik. 

Andere Grundzüge der Entwicklungszusammenar-
beit müssen nach den spezifischen politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Gegebenheiten in 
den Partnerländern erarbeitet werden. Nüchternheit 
im Befund und Kühnheit im Entwurf sind gefragt. 

Die schwierige finanzielle Entwicklung in vielen 
Ländern der Dritten Welt wird uns auch in kommen-
den Jahrzehnten vor erhöhte Anforderungen stellen. 
Aber ohne gesunde wirtschaftliche Verhältnisse 
— ich nehme noch einmal das Wort von George Mar-
shall auf — wird es in der Welt keine politische Stabi-
lität und keinen sicheren Frieden geben. 

Die Botschaft, meine Damen und Herren, die 
George Marshall heute vor vierzig Jahren verkündet 
hat, behält ihre Aussagekraft, und wir wollen sie wei-
ter beherzigen. Wie wichtig sie gerade für uns Deut-
sche ist, dafür legen wir heute hier im freigewählten 
deutschen Parlament Zeugnis ab. In der nächsten 
Woche wird unser Bundespräsident Richard von 
Weizsäcker in der Harvard-Universität — gleichsam 
vor Ort — George Marshall würdigen: den Staats-
mann und seine Leistung für unser Land, für Europa 
und für die freie Welt insgesamt. Wir Deutschen ver-
gessen nicht, was wir diesem Mann und was wir dem 
amerikanischen Volk zu verdanken haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Ich eröffne die Ausspra-
che. Das Wort hat Frau Abgeordnete Renger. 

Frau Renger (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wenn wir heute in der 
Bundesrepublik Deutschland dankbar den 40. Jahres-
tag der Gründung des Europäischen Wiederaufbau

-

Programms, kurz Marshall-Plan genannt, begehen, so 
erinnern sich nur wenige Menschen daran, in we

l-

chem Zustand sich Deutschland damals zwei Jahre 
nach dem Zweiten Weltkrieg befand. Chaos und 
Hunger, Verzweiflung oder Lethargie, so sah die Hin-
terlassenschaft des „tausendjährigen Reiches" der 
Nationalsozialisten nach der totalen Niederlage aus. 
Das Elend der Vertriebenen, Flüchtlinge, Heimkehrer 
und Arbeitslosen, die Demontagen und die Reparatio-
nen nahmen kein Ende. Aus der allgemeinen Läh-
mung, Hoffnungslosigkeit und oft auch Selbstaufgabe 
schien es keinen Ausweg zu geben. Deutschland war 
aus der Gemeinschaft der Völker ausgeschlossen, und 
Morgenthaus und Vansittarts Vergeltungsdrang — in 
gewisser Weise verständlich — wollte aus Deutsch-
land einen Kartoffelacker machen. 

George Marshall, der ehemalige Generalstabschef 
der Armee der Vereinigten Staaten, war demgegen-
über ein weitblickender Politiker, der in seiner  

berühmten Rede vom 5. Juni 1947 als Außenminister 
erkannte, daß die Wiederherstellung des Vertrauens 
bei den europäischen Völkern auf die wirtschaftliche 
Zukunft ihrer Länder und ganz Europas die Voraus-
setzung für eine politische Stabilität und einen siche-
ren Frieden ist. Dieses Umdenken in der amerikani-
schen Politik hatte bereits im September des Vorjah-
res Byrnes in seiner nicht minder wichtigen und 
berühmten Stuttgarter Rede signalisiert. 

Der Plan George Marshalls richtete sich nicht an 
einzelne Empfängerländer, wie die schon vorher 
geleistete Hilfe, sondern war an die europäischen 
Länder als Gruppe gerichtet, die zur gegenseitigen 
Hilfeleistung verpflichtet wurden, als Bedingung für 
den Empfang der amerikanischen Hilfe. Das Angebot 
richtete sich an alle europäischen Staaten, einschließ-
lich der Sowjetunion, Polens, der Tschechoslowakei 
u. a. und auch an Deutschland, an das Land, das zuvor 
andere Länder mit Zerstörung überzogen hatte. 

Dieser Plan wurde damit aber zur Initialzündung für 
den Wiederaufbau unseres Landes. Der damalige 
Bundeskanzler Helmut Schmidt würdigte in seiner 
Ansprache zum 30. Jahrestag des Aufbauplanes die 
Weitsicht George Marshalls, dem der damalige Präsi-
dent Truman die Organisation des Friedens zutraute, 
nachdem er zuvor den Krieg hatte organisieren müs-
sen. 

Meine Damen und Herren, es ist keine Überra-
schung, daß damals wie heute der Marshall-Plan auch 
aus politischer Sicht kritisiert oder sogar abgelehnt 
wurde. So erklärte der sowjetische Außenminister 
Molotow auf der Konferenz in Paris im Juni 1947, daß 
er den Plan zur gegenseitigen europäischen Wirt-
schaftshilfe ablehne, weil durch ihn die wirtschaftli-
che Unabhängigkeit und Souveränität der Teilneh-
merländer bedroht würde. Die Staaten, wie Polen und 
Tschechoslowakei, die am Programm teilnehmen 
wollten, mußten vor der sowjetischen Intervention 
kapitulieren. Es ist gar nicht auszudenken, meine 
Damen und Herren, in welchem politischen und sozia-
len Zustand wir uns in Europa heute befänden, hätte 
die amerikanische Wirtschaftshilfe von ganz Europa 
in Anspruch genommen werden können. 

(Beifall bei der SPD) 

Von 1948 bis 1952 erhielten die nicht unter dem 
Einflußbereich der Sowjetunion stehenden europäi-
schen Staaten insgesamt rund — die Zahlen variieren 
etwas — 14 Milliarden Dollar Wirtschafts - und Mili-
tärhilfe, und davon bekam die Bundesrepublik, ein-
schließlich West-Berlins, für das die Hilfe bis 1957 fort-
gesetzt wurde, etwa 1,5 Milliarden Dollar. Es ist wohl 
unbestritten, daß durch dieses Wiederaufbaupro-
gramm die schnelle wirtschaftliche Entwicklung 
Westdeutschlands möglich und die soziale Integration 
der Millionen Flüchtlinge und Heimatvertriebenen 
erleichtert wurde. 

Eine Tatsache ist es allerdings auch, daß durch 
diese amerikanische Wirtschaftshilfe über das von 
allen demokratischen Kräften erklärte Bekenntnis zur 
westlichen Demokratie und zur internationalen 
Zusammenarbeit hinaus auch ein wirtschaftliches 
System mit geprägt wurde, das man dann später die 
freie oder Soziale Marktwirtschaft nannte, und dar- 



1092 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 17. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1987 

Frau Renger 

über gibt es natürlich immer gewisse Meinungsver-
schiedenheiten. Dazu sagte Kurt Schumacher auf dem 
Nürnberger Parteitag der SPD 1947: 

Die Amerikaner haben erkannt, daß man, wenn 
man Folgen der Verelendung nicht will, die 
Bedingungen ändern muß, aus denen solche Fol-
gen entstehen. Die Pflicht aller Sozialdemokraten 
in jedem europäischen Land ist unserer Ansicht 
nach diese Hilfe mit guten und stichhaltigen 
Argumenten zu begrüßen und zu sagen, wie sie 
sich auf das Europäertum und auf die spezielle 
Situation jedes europäischen Landes erstrecken 
sollte. Diese amerikanische Hilfe zwingt die Völ-
ker Europas, sich einander anzunähern. 

So Kurt Schumacher. 

Der Marshall-Plan ist auch im Zusammenhang mit 
der Frage der Wiedervereinigung, wie auch später bei 
der Währungsreform, auf Kritik gestoßen: Er habe die 
Teilung Deutschlands und Europas eingeleitet. 

Gleichzeitig wurde sozusagen der Vorwurf an die 
Amerikaner erhoben, sie hätten mit der amerikani-
schen Entwicklungshilfe für Europa lediglich die Ein-
dämmung des sowjetischen Expansionsdranges errei-
chen und der weiteren Ausbreitung des Kommunis-
mus entgegenwirken wollen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in Erinne-
rung rufen, daß sich die drei Besatzungsmächte 
damals auf der Potsdamer Konferenz im Jahre 1945 
noch zur wirtschaftlichen und politischen Einheit 
Deutschlands bekannt hatten. Später konnten sie sich 
über die künftige Gestaltung Deutschlands nicht eini-
gen. Dem ging allerdings voraus, daß die Sowjetunion 
in ihrem Einflußbereich sehr früh eine systematische 
Sowjetisierung begonnen hatte, die ihren Ausdruck 
unter anderem in der Zwangsvereinigung von Sozial-
demokraten und Kommunisten in der damaligen SBZ 
fand. 

Am 7. Februar 1947 wurde die polnische Regierung 
der nationalen Einheit durch eine kommunistische 
Regierung abgelöst. Ihr folgte alsbald die CSSR. 

Willy Brandt sagte 1972 zum Marshall-Plan: 

Nüchterne Analyse der absurden europäischen 
Situation nach der Moskauer Konferenz vom 
April 1947 traf sich mit der Entschlossenheit zum 
Handeln, ehe das schreckliche „zu spät" gesagt 
wurde. Das europäische Wiederaufbaupro-
gramm, das der Außenminister damals umriß, 
enthielt ein ehrliches Angebot, die Gemeinsam-
keit der Verantwortlichkeit für Europa in Ost und 
West wiederherzustellen. Es wurde im Osten 
zurückgewiesen. Und das hieß: Vertiefung und 
Zementierung der Teilung. 

Diese Worte sagte Willy Brandt bei seiner Anspra-
che vor der Harvard-Universität, als er nach längeren 
Verhandlungen, die der frühere Finanzminister Alex 
Möller geführt hatte, die Gründung der Deutschen 
Marshall-Stiftung als Geschenk der Deutschen ver-
kündete. 

Es ist also sinnvoll, die Historie nicht zu verges-
sen. 

Eine Analyse der heutigen Situation zwischen Mos-
kau und dem Westen würde mit Sicherheit positivere 
Akzente tragen, nachdem sich im kommunistischen 
Machtbereich deutliche Veränderungen zeigen, und 
wir können nur hoffen, daß diese sich auch sehr im 
Verhältnis der Mächte untereinander bewähren wer-
den. 

Der Bundestag stellte der Stiftung über 15 Jahre 
lang ein laufendes Einkommen von insgesamt 
147 Millionen DM zur Verfügung. 

Der Marshall-Plan ist auch heute noch aktuell in 
seinem Appell an die reichen Nationen, auch im eige-
nen Interesse immer dort Hilfe zu leisten, wo wirt-
schaftliche Not herrscht. Mit seinem Konzept der Hilfe 
zur Selbsthilfe hat George Marshall für solche Unter-
stützungsmaßnahmen einen Weg gewiesen. Wir soll-
ten uns dessen nicht nur erinnern, sondern diesen 
Appell auch befolgen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Niegel. 

Niegel (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich den Dank an unsere 
amerikanischen Freunde aus der Sicht desjenigen 
abstatten, der seit geraumer Zeit im Parlament Ver-
antwortung für die ERP-Wirtschaftspläne trägt. 

Der 5. Juni 1947 war ein entscheidendes Datum, als 
der US-Außenminister George Marshall vor der Har-
vard-Universität das amerikanische Hilfsprogramm 
für Europa, das ERP-Programm, ankündigte. Damit 
wurde auch amtlich in Amerika eine Denkweise zu 
unseren Gunsten verändert: Statt des Morgenthau-
Plans kam nun der Marshall-Plan. 
Zunächst wurden die Marshall-Plan-Gelder, die 

Warenunterstützungen und die GARIOA-Güter 
— auch an sie sollte man erinnern — von der Militär-
regierung verwaltet. Dann wurde dafür eigens ein 
Institut geschaffen, nämlich die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau in Frankfurt. Daran hatte Herr Abs einen 
besonderen Anteil. Ich glaube, man sollte heute auch 
ihn würdigen. Später wurde dann das ERP-Sonder-
vermögen ein Teil des Bundesvermögens. 
Diese Marshall-Plan-Gelder sollten als Sonderver-

mögen erhalten bleiben. Sie sollten zum Wiederauf-
bau und zur Förderung der deutschen Wirtschaft ein-
gesetzt werden. Wir haben daraus das gemacht, was 
wir heute als den ERP-Wirtschaftsplan bezeichnen, 
ein Vermögen von 15 Milliarden DM mit einer jährli-
chen Förderungssumme von fast 5 Milliarden DM. 
Wir haben das Ausgangskapital als revolvierenden 
Fonds angelegt und vermehrt, während es bei den 
meisten unserer europäischen Nachbarn in den Ritzen 
des Staatshaushalts versickerte. Ich darf aber auch 
darauf hinweisen, daß wir über 1 Milliarde Dollar 
zurückgezahlt haben. 

Meine Damen und Herren, erinnern wir uns noch an 
die Zeit vor 1947. Der Bundeskanzler hat es sehr aus-
führlich getan. Auch ich kann mich gut erinnern: ich 
war seinerzeit 14 Jahre alt. Unser Land war zerbombt. 
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Wir hatten keine Kohle, stundenweise Stromabschal-
tung, keine Nahrung, eine zerstörte Verkehrswirt-
schaft, zusätzlich über zehn Millionen Flüchtlinge, 
keine Wohnungen. In manchen Wohnungen waren 
drei bis vier Familien eingezwängt. Trotzdem haben 
die Menschen den Lebensmut nicht verloren, den 
Karren wieder aus dem Dreck zu ziehen. Sie hatten 
Hoffnung zum Wiederaufschwung, Glauben an den 
Aufstieg. Hier muß ich deutlich sagen: Die ERP-Hilfe 
war ein Katalysator. Wir hatten zwar die Facharbeiter, 
das Know how, der Aufbauwille war vorhanden, es 
fehlte aber das Kapital. Hier half dieser Marshall-
Plan. 

Zunächst mußten die wichtigsten Grundstoff- und 
Investitionsgüterindustrien und die Berlin-Förderung 
im Vordergrund stehen. Später wurden die Wirt-
schafts- und Regionalförderung mit einbezogen. Dann 
kam der Umweltschutz dazu. Ich darf darauf hinwei-
sen: Bereits seit 1962 beinhaltet der ERP-Plan die För-
derung des Umweltschutzes. 

Heute ist der ERP-Haushalt ein Instrument der 
Regionalpolitik und als Folge der Teilung Deutsch-
lands auch ein Instrument der Zonenrandförderung 
und der Förderung in Berlin, der Förderung der Exi-
stenzgründung — dafür stehen fast 1 Milliarde DM 
pro Jahr zur Verfügung; ich erinnere an 16 bis 18 000 
Anträge, die jedes Jahr genehmigt wurden — , ein 
Instrument der Wirtschaftsförderung, der Gemeinde-
finanzierung und des Umweltschutzes. 

Die Entwicklung über vier Jahrzehnte zeigt die Fle-
xibilität der ERP-Förderung. Ich darf sagen: Es ist ein 
marktwirtschaftliches Institut. Die Hauptanstrengun-
gen müssen vom Investor kommen, die Verantwor-
tung muß bei ihm bleiben. Es ist eine Hilfe zur Selbst-
hilf e. 

In diesem Zusammenhang darf ich abschließend 
auch daran erinnern — der Herr Bundeskanzler hat es 
in ähnlicher Weise getan — : Sollten nicht 40 Jahre 
Marshall-Plan und ERP-Programm für uns Anlaß sein, 
Anstöße in anderen Ländern zu geben, z. B. in der 
Dritten Welt, daß dort ein ähnlicher revolvierender 
Fonds, eine Art ERP-Plan für die Dritte Welt, geschaf-
fen wird, damit langfristig eine sich selbst tragende 
Aufbaufinanzierung der dortigen Wirtschaft ermög-
licht werden kann? 

(Roth [SPD]: Wurde doch weggeputzt!) 

Das wäre auch ein Art Dank an die Väter des Mar-
shall-Plans. 

Vielen Dank. 

(Roth [SPD]: Genau das haben wir vorge-
schlagen!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Graf Lambsdorff. 

Dr. Graf Lambsdorff (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Am Mittwoch 
der vergangenen Woche hat der amerikanische 
Außenminister Shultz im State Department einen 
Empfang gegeben. Dazu eingeladen waren die Ange-
hörigen des State Departments, und zwar die, die vor 
40 Jahren am Zustandekommen des Marshall-Plans 
mitgearbeitet hatten, unter ihnen Walter Levy, man-

chem hier im Hause bekannt. Weil er Jude war, mußte 
der Sohn eines hochdekorierten Frontkämpfers des 
Ersten Weltkrieges nach 1933 aus Deutschland flie-
hen. 1947 arbeitete er im State Department. Paul Nitze 
— der Bundeskanzler hat ihn erwähnt — schickte ihn 
zum Kongreß, um den störrischen Vorsitzenden eines 
wichtigen Ausschusses dazu zu bewegen, die parla-
mentarischen Beratungen für den Marshall-Plan nicht 
zu blockieren. Walter Levy übernahm den Auftrag, 
mit Erfolg. Vorige Woche sagte er mir in New York: 
„Wir wollten verhindern, daß sich Versailles wieder-
holte." Welche menschliche Größe einzelner, welche 
Größe einer Nation gehörten 1947, zwei Jahre nach 
dem Ende des schrecklichen Zweiten Weltkrieges 
und des Holocaust, zu einer solchen Haltung? 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Ein anderer Rückblick, meine Damen und Herren. 
1947: Ich studierte damals im ersten Semester an der 
Universität Bonn. Sie war zerbombt. Wir hungerten. 
Amerikanische Tiefflieger hatten mich verwundet. 
Aussichten gab es für uns keine und kaum Hoffnung 
auf Besserung. Aber seit der Rede des US-Außenmi-
nisters Byrnes in Stuttgart — Frau Renger hat ihn 
erwähnt — , seit dem Ende des Fraternisierungsverbo-
tes gab es Veränderungen, wenn auch erst nur atmo-
sphärische. So recht beg riffen habe ich damals wohl 
nicht, was George Marshall da eigentlich unternahm. 
Erst nach und nach sahen wir, daß sein Plan eine neue 
Grundlage für unsere Zukunft geschaffen hatte. 

Das Angebot traf auf ein zerstörtes Land. Aber es 
traf auf eine personelle Infrastruktur, die intakt war. 
Unternehmer und Arbeitnehmer, alle im Lande, 
machten sich ans Werk des Wiederaufbaus, Tag und 
Nacht, unermüdlich. Und sie hatten Erfolg, nicht 
zuletzt, weil mutige, von manchen als tollkühn emp-
fundene, wirtschaftspolitische Entscheidungen mit 
Zwangswirtschaft und Staatskontrolle radikal Schluß 
machten, weil die Deutschen wirtschaftlich den Atem 
der Freiheit spürten. Marshalls Erfolg wäre ohne Lud-
wig Erhard und seine Freunde nicht so groß gewor-
den. Die Deutschen nutzten die Chance, die zur Wäh-
rungsreform, zum 20. Juni 1948 und dem darauf fol-
genden Montag des großen Staunens führte. 

Persönliche Erinnerung, meine Damen und Herren, 
gebietet persönlichen Dank. Was wäre ohne die Groß-
tat des Marshall-Plans, ohne die Weitsicht des Präsi-
denten Truman wohl aus uns, aus der unmittelbaren 
Nachkriegsgeneration geworden? Mögen wir auch 
gelegentlich Ärger mit den Vereinigten Staaten 
haben, was wiegt das im Verhältnis zur Großtat und 
zum Großmut des amerikanischen Volkes damals, 
1947? 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Deshalb freue ich mich, im Namen meiner politi-
schen Freunde, aber auch sehr persönlich, heute 
sagen zu dürfen: Herzlichen Dank Amerika! 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Mitzscherling. 
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Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Eine Würdigung der 
Leistung George Marshalls aus ökonomischer Sicht 
könnte lauten: Seine Gedanken und Vorstellungen, 
die zum Europäischen Wiederaufbauprogramm führ-
ten, sind die eigentliche Grundlage der ökonomischen 
Stärke unserer Volkswirtschaft. 

Dies wäre richtig, aber auch falsch zugleich. Richtig, 
weil der Marshall-Plan die rasche Beseitigung von 
existentieller Not im kriegszerstörten Europa, auch 
im besiegten Deutschland, ermöglicht hat. Richtig, 
weil der Marshall-Plan ökonomische Impulse frei-
setzte, die zur Wiederherstellung und Ausweitung der 
Produktionsanlagen und der Infrastruktureinrichtun-
gen führten. Richtig auch, weil der wirtschaftliche 
Aufschwung der westeuropäischen Länder von einer 
immer intensiveren wirtschaftlichen Zusammenar-
beit in Europa begleitet war. 
Marshalls und der Vereinigten Staaten Ziel der 

„Wiederbelebung einer funktionierenden Weltwirt-
schaft, damit die Entstehung politischer und sozialer 
Bedingungen ermöglicht wird, unter denen freie Insti-
tutionen existieren können", scheint erreicht. Nun, 
wir wissen alle, daß die Integration der westeuropäi-
schen Volkswirtschaften in das westliche, von den 
USA bestimmte Wirtschaftssystem eben auch ein poli-
tisches Ziel war. 

Falsch aber wäre es, daraus zu schlußfolgern, die 
ökonomische Dynamik und die Vitalität einer markt-
wirtschaftlich verfaßten Wirtschaftsordnung allein 
machten unsere wirtschaftliche Attraktivität aus, 
gewährleisteten allein politische Stabilität und wären 
ein Bollwerk gegen einen expansiven Kommunismus. 
Was hätten die finanziellen Hilfeleistungen des Mar-
shall-Plans für Westdeutschland und West-Berlin 
bewirken können, wenn es nicht die vielen qualifi-
zierten deutschen Arbeitnehmer mit ihrem gewalti-
gen Aufbauwillen gegeben hätte? 

(Beifall bei der SPD) 

Sicher, in der aufstrebenden Bundesrepublik 
Deutschland fehlte es nicht an tüchtigen, an dynami-
schen, an weitsichtigen Unternehmern; aber was hät-
ten die erreicht ohne unsere verantwortungsbewuß-
ten, mithelfenden Gewerkschaften? 
Was für eine Wirtschaftsordnung und Verfassung 

hätten wir wohl heute, die allein von ungezügeltem 
Kapitalismus geprägt wären, wenn nicht vor allen 
anderen die deutschen Sozialdemokraten um die 
soziale Ausformung und die soziale Abstützung dieser 
Ordnung gerungen hätten? Der sozialen Ausgestal-
tung, der immerwährenden Korrektur unserer Wirt-
schaftsordnung sind wir ständig verpflichtet, gerade 
heute, in einer Zeit, in der unsere Bevölkerung wie 
nach dem Kriege wieder unter Massenarbeitslosigkeit 
leidet. 

Dies alles schmälert nicht das Verdienst George 
Marshalls und der Vereinigten Staaten. Wir sind 
ihnen zu Dank verpflichtet für ihre Hilfe, doch auch 
für den Weg, mit dem diese Hilfe umgesetzt werden 
konnte. Denn mit dem Marshall-Plan wurde wesent-
lich mehr geleistet als kurzfristige Wirtschaftshilfe. 
Auf das engste mit der Wirtschaftshilfe verbunden 
war das Angebot zur Selbsthilfe, war die Idee der 
Staatsgrenzen überwindenden Solidarität der Euro-

päer, war der Appell an den Willen zur politischen 
Gemeinsamkeit. Diese Verknüpfung politischer und 
ökonomischer Interessen der USA hat heute vor 15 
Jahren Willy Brandt in Boston zu Recht als genial 
bezeichnet. 

In dieser damals von den Amerikanern, unter ihnen 
namhafte Wirtschaftstheoretiker wie Harrod und 
Samuelson, entwickelten Überzeugung, daß von 
wachsenden Wirtschaftsbeziehungen letztlich alle 
Beteiligten profitieren, liegt eine der Wurzeln der spä-
teren Entwicklung in Europa. Die ersten Stationen 
dieser europäischen Renaissance hießen OEEC und 
Montanunion. Danach kamen die Römischen Ver-
träge, wurde das Europäische Währungssystem 
geschaffen, und kürzlich haben wir die Europäische 
Akte in diesem Hause ratifiziert. Deshalb ist es richtig 
zu sagen: Der Marshall-Plan hat für die Entwicklung 
unserer Volkswirtschaft in den letzten Jahrzehnten 
entscheidende Impulse gegeben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Quantitativ war weniger das Ausmaß entscheidend, 
es waren zwischen 1948 und 1952 insgesamt fast 
14 Milliarden US-Dollar für Europa, darunter rund 
1,5 Milliarden für die Bundesrepublik. Ausschlagge-
bend waren die Wirkung und die Kraft dieser Initial-
zündung für den Wiederaufbau im kriegszerstörten 
Europa und insbesondere im zerbombten Deutsch-
land. 

Ein Drittel der gesamten deutschen Marshall-Plan-
Hilfe floß unmittelbar nach Berlin. Das möchte ich als 
Berliner Abgeordneter ausdrücklich und dankbar 
feststellen. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Cronen

-

berg [Arnsberg] [FDP]) 

Dies hat wesentlich zur Stärkung der Wirtschaftskraft 
Berlins und damit zu seiner Überlebensfähigkeit bei-
getragen. Die Hilfe der USA für Berlin stärkte den 
Selbstbehauptungswillen der Stadt. Wenn Partner-
schaft zwischen einstigen Kriegsgegnern sich zur 
Freundschaft entwickeln konnte, dann ist Berlin hier-
für die Wiege gewesen. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die politische Entscheidung, die nach dem 
Abschluß des Wiederaufbaus zurückfließenden Mittel 
in einem Gegenwertfonds zum ERP-Sondervermögen 
zusammenzufassen, war richtig. Mit diesem Sonder-
vermögen wird noch heute die deutsche Wirtschaft 
gefördert; vor allem sind es mittlere und kleinere 
Betriebe, ist es der Bereich des Umweltschutzes, ist es 
Berlin. 

Betrachtet man aber die Ergebnisse der Entwick-
lung in den vergangenen vier Jahrzehnten, muß man 
sicherlich feststellen, daß die alles überragende Idee 
der supranationalen Mitverantwortung und Solidari-
tät der Völker viel von ihrem ursprünglichen Glanz 
eingebüßt hat. Das gilt in besonderem Maße für die 
Entwicklungspolitik, die zunehmend von den reichen 
Völkern als Last und als Faß ohne Boden empfunden 
wird. Wäre es nicht an der Zeit, Marshalls Ideen 
erneut aufzugreifen? Die Äußerungen des Kollegen 
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Niegel waren hoffnungsvoll. Müssen die westlichen 
Industrieländer über ihre humanitären Verpflichtun-
gen hinaus nicht auch ein wirtschaftliches und politi-
sches Interesse daran haben, den Ländern der Dritten 
Welt in ihrer Entwicklung zu helfen, Hilfe zur Selbst-
hilfe zu geben? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Wir Sozialdemokraten meinen: ja. Deshalb haben wir 
unser „Zukunftsprogramm Dritte Welt" vorgelegt, das 
Sie abgelehnt haben. 

Wie steht es denn heute um den Geist des Freihan-
dels, der von neuentstandenen Protektionismusströ-
mungen überspült zu werden droht, und dies gerade 
im Lande George Marshalls selbst? Schlecht! Wir wol-
len einen ungestörten Welthandel, wir wollen eine 
neue GATT -Runde, und wir wollen die Idee eines 
Vereinten Europas weiterentwickeln. Doch dies alles 
ist durch eine absurde Agrarmarktordnung gefähr-
det. 

Sie, Herr Bundeskanzler, und die Regierungschefs 
der anderen Industrieländer werden sich nach fast 
genau 40 Jahren der Rede George Marshalls in Vene-
dig erneut mit einer Weltwirtschaft zu beschäftigen 
haben, deren Funktionieren bedroht ist. Mehr Koope-
ration und Koordination sind heute wieder gefragt. 

Aber heute sind nicht allein die Vereinigten Staaten 
an George Marshall zu erinnern. Auch die deutsche 
Bundesregierung ist gefordert. Sie muß den Amerika-
nern beim Abbau ihrer Defizite helfen, und sie muß 
dann die in den USA ausfallende Nachfrage durch 
Stärkung der deutschen Binnennachfrage ausglei-
chen helfen. Sie muß eine Schrittmacherrolle für eine 
beschäftigungsfördernde Politik in Europa überneh-
men. 

Gerade uns Deutschen bieten sich doch heute Par-
allelen mit den Jahren des Wiederaufbaus an: Damals 
wie heute stehen wir vor einer Wirtschaftsaufgabe von 
historischen Dimensionen. Damals hieß sie Woh-
nungsbau in einem zerbombten Deutschland, heute 
heißt sie Beseitigung und Sanierung der Altlasten, die 
der Industriestaat Bundesrepublik Deutschland der 
Umwelt in 40 Jahren ökologisch ungezügelten 
Wachstums zugemutet hat. Damals hatten wir eine 
Unterbeschäftigung von mehr als zwei Millionen 
Menschen, heute haben wir mehr als zwei Millionen 
Arbeitslose. Und es besteht die Gefahr, daß die Zahl 
weiter steigt und sich die Massenarbeitslosigkeit 
immer mehr verfestigt. 

Deshalb wollen wir Sozialdemokraten dem so hilf-
reichen ERP-Sondervermögen ein neuzuschaffendes 
Sondervermögen „Arbeit und Umwelt" zur Seite stel-
len, um damit die beiden großen Herausforderungen 
unserer Zeit — nämlich Arbeitslosigkeit und Umwelt-
lasten — gemeinsam und gleichzeitig bestehen zu 
können. 

(Beifall bei der SPD) 

Diese gewaltige Aufgabe ist es wert, in einem Atem-
zug mit dem Marshall-Plan genannt zu werden. 

Bekennen auch Sie sich zu dieser Aufgabe, handeln 
Sie endlich! Die Zeit ist reif dazu! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Wirtschaft. 

Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Für viele Bürger verbirgt sich hinter dem Wort 
„Marshall-Plan" etwas Vergangenes, etwas, das zur 
Geschichte der Bundesrepublik gehört und keine 
Gegenwart mehr hat. Vor allem für die jungen Leute 
ist das, was unsere Freundschaft mit den USA begrün-
det hat, der Geist, in dem uns nach dem Zweiten Welt-
krieg geholfen wurde, etwas Abstraktes. Den allerwe-
nigsten ist bewußt, daß der Marshall-Plan bis in die 
heutige Zeit hineinwirkt und als ERP -Sondervermö-
gen ein wichtiges Instrument der Wirtschaftsförde-
rung geblieben ist. 
Am 40. Jahrestag der Verkündung des Europäi-

schen Wiederaufbauplanes durch George Marshall 
können wir mit einigem Stolz sagen, daß wir, die Bun-
desrepublik Deutschland, mit der Marshall-Plan-Hilfe 
gut gewirtschaftet haben. Wir standen — wie die 
anderen europäischen Länder — vor der Wahl, das 
Geld entweder auszugeben oder es in der Form von 
Krediten zu Vorzugskonditionen an die gewerbliche 
Wirtschaft auszuleihen. Wir haben uns für den zwei-
ten Weg entschieden und dadurch erreicht, daß der 
deutschen Wirtschaft in einem Kreislauf von Auslei-
hung — Zurückzahlung immer wieder neues Kapital 
zur Verfügung gestellt werden konnte. 

Von 1949 bis heute waren das zusammen 68 Milli-
arden DM. Die Kreditmittel fließen in erster Linie 
kleinen und mittleren Unternehmen zu. Sie sind es, 
die von der Starthilfe, als die die Marshall-Plan-Mittel 
wirtschaftlich von Anfang an gedacht waren, am mei-
sten profitiert haben. Die Mitfinanzierung von Investi-
tionen gleicht einen Nachteil aus, den kleine und mitt-
lere Unternehmen gegenüber größeren haben. Sie 
haben geringere Möglichkeiten, Kapital am Markt 
aufzunehmen. Nach der Währungsreform ging es 
aber in erster Linie darum, den verheerenden Kapital-
mangel zu mildern, und für kleine und mittlere Unter-
nehmen sind die ERP-Möglichkeiten bis heute eine 
wichtige Kapitalquelle geblieben. Im Jahre 1985 
haben mehr als 27 000 kleine und mittlere Unterneh-
men knapp 2,3 Milliarden DM verbilligte ERP-Kredite 
aufgenommen und zur Mitfinanzierung von fast 
7 Milliarden DM Investitionen verwendet. 

In diesem Jahr ist das Zusagevolumen ähnlich hoch. 
Den Hauptteil machen Kredite an Unternehmen in 
regionalen Fördergebieten und für die Existenzgrün-
dung aus. Diese Möglichkeit — daran haben wir 
heute zu erinnern — verdanken wir, verdanken die 
kleinen und mittleren Unternehmen, der Hilfe, die uns 
die USA vor 40 Jahren zum Wiederaufbau zur Verfü-
gung gestellt haben. 

Ein zweiter wichtiger Förderzweck des ERP-Pro

-
grammes sind Investitionen im Umweltschutz gewor-
den. Zwar gehört Umweltschutz nicht unmittelbar zur 
„Förderung der Wirtschaft" ; so lautet der Verwen- 
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dungszweck, den das ERP-Verwaltungsgesetz vor-
schreibt. Das ERP tritt hier aber ergänzend ein, um die 
nötigen Fortschritte im Umweltschutz zu beschleuni-
gen. Mit der Einschränkung, die uns das Gesetz auf-
erlegt, ist auch gleichzeitig die Grenze gezogen, die 
wir natürlich nicht überschreiten wollen und können. 
Immerhin, wir haben 1985 zusammen mit den Län-
dern für zwei Jahre die Mittel für Umweltschutzinve-
stitionen von Kommunen und Unternehmen im ERP 
erhöht. 

Der Ansatz für das Zusagevolumen enthält in die-
sem Jahr die Förderung von Bauinvestitionen eben-
falls im Bereich des Umweltschutzes. Der Ansatz 
beträgt 1,3 Milliarden DM und wird sich in dieser 
Höhe nicht wiederholen lassen. Luft, Wasser und 
Boden so wenig wie möglich zu belasten und Schäden 
zu beseitigen, ist Aufgabe derer, die diese natürlichen 
Ressourcen nutzen. Das Verursacherprinzip sollte uns 
auch hier Zurückhaltung auferlegen und die Förde-
rung mit öffentlichen Mitteln möglichst begrenzen. 

Als dritten, politisch aber sehr hochrangigen För-
derzweck des ERP nenne ich die Berlin-Förderung. 
Sie stand von Anfang an ganz oben auf der Prioritä-
tenliste. Berlin war in besonderem Maße zerstört und 
wurde in Sektoren aufgeteilt. Die besondere Förde-
rung war wegen der besonderen Lage der Stadt nötig. 
Sie ist auch heute noch nötig, um die Bindung Berlins 
an die Bundesrepublik zu erhalten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Deshalb war es konsequent, Berlin in den Vorder-
grund der ERP-Hilfe zu stellen. Bis Anfang der 70er 
Jahre entfielen rund 30 % der Kredite auf Berlin. 1987 
beträgt das Zusagevolumen für Berlin 685 Millionen 
DM, von denen für Investitionen 90 % zur Verfügung 
standen. Das sind rund 20 % der ERP-Kredite. 

An dieser Politik, die der Kapitalbildung, d. h. der 
Schaffung von Arbeitsplätzen, den Vorrang vor dem 
Konsum gibt, gedenken wir festzuhalten; ebenso 
daran, die verbilligten Kredite vor allem kleinen und 
mittleren Unternehmen anzubieten. Wir erreichen mit 
dieser Form der Wirtschaftsförderung, daß neue 
Unternehmen von unten nachwachsen und daß der 
Schritt in die Selbständigkeit erleichtert wird. 

Es war auch die tragende Idee des Marshall-Planes, 
den Anstoß für wirtschaftliche Selbständigkeit zu 
geben. Nicht die Staaten sollten wirtschaften, sondern 
die Menschen sollten eine Grundlage finden, auf der 
sie wirtschaften können. In diesem Geiste wollen wir 
die Förderpolitik des ERP fortsetzen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 22 

Beschlußfassung betr. Wiederherstellung/ 
Neubauten des Plenarsaals des Deutschen 
Bundestages 
— Drucksachen 11/406, 11/407, 11/408 — 

und den 

Antrag der Abgeordneten Kleinert (Marburg), 
Frau Teubner und der Fraktion DIE GRÜNEN: 
Grundsätze des Denkmalschutzes bei Bauvor-
haben des Deutschen Bundestages 
— Drucksache 11/436 — 

auf. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Beratung zwei Stun-
den vorgesehen. — Ich sehe dazu keinen Wider-
spruch. Dann ist das so beschlossen. 

Ich mache darauf aufmerksam, daß nach Schluß der 
Aussprache namentliche Abstimmungen stattfinden. 

Ich eröffne die Aussprache. Als erster hat sich der 
Abgeordnete Dr. Jenninger zu Wort gemeldet. Ich 
meine, es ist wohl zutreffender, ihm für die bevorste-
hende Debatte das Wort als Präsidenten unseres Hau-
ses zu geben. 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kollegin-
nen und Kollegen! Meine Damen und Herren! Lassen 
Sie mich in meiner Eigenschaft als Präsident dieses 
Hauses ein paar einleitende Bemerkungen zu diesem, 
wie ich meine, für uns, für unser Haus wichtigen 
Tagesordnungspunkt machen. 

Nach 17 Jahren mühevoller Planung, nach 17 Jah-
ren des Hin und Her — ob Neubau des Bundestages 
auf der „grünen Wiese" oder Restauration des alten 
Plenarsaals oder Neubau an derselben Stelle — , nach 
17 Jahren Planung mit Kosten in Höhe von über 
50 Millionen DM, wenn man die Herrichtung dieses 
Ersatzplenarsaales noch nicht einmal mit einbezieht, 
erbitte ich heute die Entscheidung des Hohen Hauses, 
um dieser Unsicherheit, wenn ich es so formulieren 
darf, ein Ende zu bereiten, und um die Entscheidung, 
wie es weitergehen soll: ob wir erneut einen Auftrag 
für eine neue Planung mit einer Verzögerung von 
rund zwei Jahren erteilen sollen oder ob wir die 
bereits genehmigte und ausführungsreife Planung der 
Architektengruppe Professor Behnisch und die 
Beschlüsse des Ältestenrates, nämlich Einbau einer 
neuen Heizungsanlage, einer neuen Klimaanlage, 
einer Tageslichtdecke und vor allem einer Hochwas-
sersicherung des Parlamentsgebäudes, realisieren 
wollen. 

Ich möchte, liebe Kolleginnen und Kollegen, mei-
nen Ausführungen vorausschicken, daß ich es noch 
lieber als einen Neubau in Bonn sehen würde, wenn 
unser deutsches Parlament wieder dort sein könnte, 
wo es seinen historisch begründeten Ort hat, nämlich 
im Herzen Deutschlands, in seiner alten Hauptstadt, 
mitten in Berlin, wo unser Reichstagsgebäude steht 
und darauf wartet, einstmals wieder eine Versamm-
lung aller Deutschen aufnehmen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Ich verhehle nicht, daß dies unser Bestreben und 
unsere Hoffnung bleibt. 

Aber ich trete auch mit Nachdruck und Überzeu-
gung dafür ein, daß der Deutsche Bundestag, der vor 
fast 40 Jahren an diesem Ort zum erstenmal zusam-
mentrat, hier in Bonn nun auch baulich so gestaltet 
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und ausgestattet wird, wie es für ein modernes Parla-
ment erforderlich ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Seiters? 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Bitte sehr. 

Seiters (CDU/CSU): Herr Präsident, haben Sie Ver-
ständnis für die Empörung vieler Abgeordneter dieses 
Hauses aus mehreren Fraktionen, daß die Fraktion 
der GRÜNEN an dieser wichtigen Debatte nicht teil-
nimmt, sondern die Demonstration auf den Straßen für 
wichtiger hält? 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Herr Kollege Seiters, ich habe für dieses Verhal-
ten nicht das geringste Verständnis. Es ist ein bedenk-
liches Parlamentsverständnis und es entspricht auch 
nicht den Verpflichtungen, die wir eingegangen sind, 
niedergelegt in unserer Geschäftsordnung, daß sich 
alle Mitglieder des Deutschen Bundestages an den 
Arbeiten des Parlamentes zu beteiligen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich komme noch einmal auf meine Ausführungen 
zurück und sage, daß mir sehr daran liegt, daß wir hier 
in Bonn auch baulich so ausgestattet sind, wie es für 
ein modernes Parlament erforderlich ist. Wir erstreben 
keine übertriebene Repräsentation. Wir wollen keine 
Prachtbauten am Rhein. Meine Damen und Herren, 
wir wollen nichts anderes als eine funktionsfähige 
Arbeitsstätte für unser Parlament, die aber auch der 
Würde und dem Ansehen des Parlaments als des zen-
tralen Organs unserer parlamentarischen Demokratie 
gerecht wird. Wir wollen zumutbare und ausrei-
chende Arbeitsmöglichkeiten für die Abgeordneten 
und für die Mitarbeiter schaffen, Arbeitsplätze, meine 
Damen und Herren, die wenigstens den gesetzlichen 
Bestimmungen entsprechen, die wir in diesem Hohen 
Hause beschlossen haben. Das sind wir, so meine ich, 
auch unserem Volk und unserer Demokratie schul-
dig. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Der Plenarsaal wurde im Jahre 1949 als Anbau an 
die ehemalige Pädagogische Akademie in der 
unglaublich kurzen Bauzeit von sechs Monaten in 
Tag- und Nachtarbeit errichtet. Er sollte, wie Sie alle 
wissen, bis zum Umzug nach Berlin als Provisorium 
dienen. Der Saal — so ist nachzulesen — sollte einer-
seits für den Deutschen Bundestag geeignet sein, 
andererseits aber auch für Konzerte, Ausstellungen 
und andere Zwecke verwendbar sein. 

(Conradi [SPD]: Vor allem für Vorlesun-
gen!) 

Es ist bekanntlich der Nachteil derartiger multifunk-
tionaler Konzepte, daß sie häufig für keinen Zweck 
wirklich gut geeignet sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Aber wie schnell sich parlamentarische Anforderun-
gen an den Plenarsaal ändern können, beweist die 
Tatsache, daß bereits 1954, vier Jahre nach der Kon-
stituierung des 1. Deutschen Bundestages, durch eine 
Änderung des Wahlgesetzes und eine damit verbun-
dene Erhöhung der Anzahl der Mitglieder des Hauses 
eine Vergrößerung und ein grundlegender Umbau 
des Plenarsaals notwendig wurden, die sein ursprüng-
liches Aussehen seinerzeit schon entscheidend verän-
dert haben. 

Meine Damen und Herren, die schlechte Bausub-
stanz und die unbefriedigenden funktionalen Bedin-
gungen haben im Laufe der folgenden Jahre zu dem 
Wunsch nach umfassenden Veränderungen geführt. 
Häufig wurde Kritik aus dem Kreise der Kolleginnen 
und Kollegen, aber auch in der Öffentlichkeit laut, die 
den Hörsaalcharakter des Saales und seine man-
gelnde Eignung für einen lebendigen Debattenstil 
beklagten. 

Von 1970 — also vor 17 Jahren — bis 1981 wurden 
umfangreiche Planungen für Neubauten des Deut-
schen Bundestages bis zur Baureife entwickelt, jedoch 
aus verschiedenen Gründen nicht weitergeführt bzw. 
realisiert. Nach dem Beschluß des Hauses vom 5. Juli 
1981 sollten u. a. der alte Plenarsaal nach einer umfas-
senden Sanierung weiterhin genutzt werden und die 
Altbauten des Bundeshauses erhalten bleiben; denn 
wesentliche konstruktive Teile des Plenarsaales ent-
sprechen seit langem nicht mehr den heute geltenden 
Vorschriften. Zum Teil handelt es sich um bauord-
nungsrechtliche Mängel — z. B. der fehlende Brand-
schutz — , um Verstöße gegen die Versammlungsstät-
tenverordnung, gegen die Arbeitsstättenverord-
nung, die eine konkrete Gefahr für Abgeordnete und 
Besucher auslösen können und daher unbedingt aus-
geräumt werden müssen. 

Meine Damen und Herren, der Regierungspräsi-
dent Köln hat im November 1983 an den Präsidenten 
einen Brief geschrieben, der mit dem Satz endet: Ich 
halte „den weiteren Aufschub der Sanierungsarbeiten 
für nicht mehr vertretbar und bitte nachdrücklich, die 
beteiligten Gremien des Deutschen Bundestages auf 
die Gefahrenlage aufmerksam zu machen und auf 
Zustimmung zum Umbau zu drängen. " Das war im 
Jahre 1983. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Stück

-

len [CDU/CSU]) 

Meine Damen und Herren, nach jahrelangen Unter-
suchungen und nach einer sehr umfassenden und ein-
gehenden Diskussion in der Baukommission des Alte-
stenrats hat sich gezeigt, daß die Beseitigung der 
schwerwiegenden baulichen Mängel des Plenarsaals 
nur unter erheblichen Eingriffen in die vorhandene 
Bausubstanz möglich ist. Die Baukommission hat sich 
diese Arbeit nicht leichtgemacht. Ich möchte an dieser 
Stelle dem langjährigen Vorsitzenden dieser Baukom-
mission, dem Kollegen und Vizepräsidenten Richard 
Stücklen, sehr herzlich danken für seine geduldige 
und sachkundige Arbeit, mit der er sich dieser Auf-
gabe gewidmet hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 
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Meine Damen und Herren, der Ältestenrat hat sich 
dann im Juni 1984 nach Erörterung der Planung und 
in weitgehender Übereinstimmung mit den Fraktio-
nen mehrheitlich für die Einbeziehung gestalterischer 
und funktionaler Verbesserungen, ebenso für eine 
abgesenkte kreisförmige Sitzordnung und für ein 
neues Eingangsgebäude ausgesprochen. Der Stutt-
garter Architekt Professor Behnisch hat hierauf auf-
bauend die Planung weiterentwickelt, die im Ergeb-
nis auf eine grundlegende Erneuerung des Plenar-
saals, d. h. auf den Abbruch und den Neubau des Ple-
narsaals an alter Stelle hinausläuft. Der Ältestenrat 
hat diese Planung Ende 1985 mehrheitlich gebilligt 
und die Bauverwaltung Anfang 1986 mit Nachdruck 
aufgefordert, mit der Bauausführung spätestens am 
1. Juli 1986 zu beginnen. 

Aber auf Grund gegen den Abbruch des alten Ple-
narsaals vorgebrachter Bedenken des Denkmalschut-
zes und der damit ausgelösten Diskussion habe ich im 
Herbst 1986 die Bundesbauverwaltung gebeten, zu 
prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen der 
alte Plenarsaal als Baudenkmal erhalten werden 
kann. 

Der Bundesbauminister hat mir am 13. April dieses 
Jahres den erbetenen Bericht übermittelt. Grundlage 
dieses Berichts war eine umfassende Stellungnahme 
des Ingenieurbüros Professor Schlaich und Partner, 
das den Auftrag hatte, eine Untersuchung und Begut-
achtung des Tragwerks und der Bausubstanz des Ple-
narsaals durchzuführen. Dazu kam eine Stellung-
nahme des Architektenbüros Professor Behnisch und 
— last not least — eine, wie ich meine, gute und wich-
tige fachliche Beurteilung der beiden Gutachten 
durch die Bundesbaudirektion in Berlin. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich die Aus-
sagen der Fachleute in ihrem Kern zusammenfassen: 
Alle drei Gutachten kommen zu dem Ergebnis, daß 
zwar einerseits die Sanierung des Plenarsaals tech-
nisch möglich ist, daß aber im Zuge einer solchen 
Sanierung wesentliche Teile des Plenarsaals entfernt, 
ersetzt oder wieder eingebaut werden müssen. 

Die Bundesbaudirektion schließt ihre Stellung-
nahme mit dem Satz ab: 

Bei der aufgezeigten baukonservatorischen Lö-
sung ist zu bedenken, daß nur wenig sichtbare 
Substanz erhalten bleiben kann und somit ein 
wirklicher Denkmalschutz nicht erreicht werden 
kann. Aus baufachlicher Sicht wäre der Neubau-
lösung der Vorzug zu geben. 

Meine Damen und Herren, die baukonservatori-
sche Lösung erfordert — das haben uns der Bundes-
bauminister und die Fachleute mitgeteilt — eine neue 
Planung — wie ich schon sagte —, eine neue Haus-
haltsunterlage Bau. Das würde wiederum eine Zeit-
verzögerung um mindestens weitere 15 Monate 
bedeuten. Wahrscheinlich ist es realistisch, zwei Jahre 
anzunehmen. Mit dem Baubeginn könnte also erst 
1989 und mit der Fertigstellung Ende 1991 gerechnet 
werden. 

Meine Damen und Herren, im Hinblick darauf, daß 
selbst bei einer unumgänglichen Sanierung — ich 
glaube, das dürfte eigentlich unstrittig sein — des Ple-
narsaals dem Denkmalschutz nicht ausreichend Rech-

nung getragen werden kann und wir nach 17 Jahren 
der Planung nochmals eine Zeitverzögerung in der 
genannten Größenordnung hinnehmen müssen, daß 
vor allem von uns gewünschte Verbesserungen — wie 
Hochwassersicherung, Schalldämmung, Akustik, 
Beleuchtung, eine bessere Klimaanlage — nicht oder 
nur unzureichend möglich sind, daß der Sicherheits-
standard dann niedriger als beim Neubau ist, komme 
ich zu dem Ergebnis, daß wir uns für die Neubaulö-
sung mit den vorgeschlagenen Verbesserungen ent-
scheiden sollten. 

Entgegen manchen Behauptungen — lassen Sie 
mich das wirklich deutlich sagen, meine Damen und 
Herren — haben wir uns dem wichtigen Anliegen des 
Denkmalschutzes in keiner Weise verschlossen. Im 
Gegenteil: Wir haben uns gerade aus diesem Grunde 
die Entscheidung nicht leicht gemacht. Wir haben 
uns, wie ich sagte, ein Jahr Zeit genommen, um die 
Bausubstanz gründlich untersuchen zu lassen, mit 
dem Ergebnis, das ich Ihnen schon mitgeteilt habe. 

Es gibt, meine Damen und Herren, keinen Zweifel 
daran, daß das gesamte Bundeshaus als Ort und Sitz 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates und 
als Symbol für die Wiederbegründung der parlamen-
tarischen Demokratie in Deutschland ein Geschichts-
zeugnis ersten Ranges darstellt und als Baudenkmal 
Schutz verdient. Deshalb möchte ich auch von dieser 
Stelle aus allen Zweiflern und Unwissenden sagen, 
daß in keiner Weise die Absicht besteht, das gesamte 
Bundeshaus abreißen zu lassen. 

(Beifall des Abg. Conradi [SPD]) 

Wir werden im Gegenteil, meine Damen und Her-
ren, wesentliche Teile des gesamten Hauses erhalten, 
insbesondere das sogenannte alte Akademiege-
bäude, weil es mit seinem historischen Bauhaus-
charakter ja eine gewisse Bedeutung hat. Auch wird 
die vielgerühmte Silhouette des Bundeshauses in 
Zukunft weiterhin bestimmend sein. Nur dort, wo in 
Teilen die Bausubstanz so schlecht ist, daß sie nicht 
mehr erhalten werden kann, können wir mit bestem 
Willen den Gesichtspunkten des Denkmalschutzes 
— und das triftt vor allem für das Plenarsaalgebäude 
zu — nicht in vollem Umfang Rechnung tragen. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren, der Plenarsaal soll — so 
sieht es eine der Möglichkeiten vor — äußerlich ein 
neues Gesicht erhalten. Er soll aus seinem Versteck 
zwischen dem Präsidialbau und dem alten Akademie-
gebäude herausgeholt, etwas angehoben werden und 
künftig vom Rhein aus sichtbar sein. Übrigens ist das 
ein Gedanke, den der damalige Architekt, der den 
Plenarsaal entworfen hat, Professor Schwippert, 
schon verfolgt hat. Er hatte damals geschrieben: 

Ich will ein Haus der Offenheit, eine Architektur 
der Begegnung und des Gesprächs. 

Es hat ihn tief getroffen, daß man hinterher seine 
Wünsche nicht erfüllt und durch die späteren Ergän-
zungsbauten den Plenarsaal zugedeckt hat. 

Der Leiter des Rheinischen Amtes für Denkmal-
pflege hat mir in seinem B rief — er ist den Fraktionen 
ja auch zugegangen — am 4. Februar 1986 geschrie-
ben, daß „mit einer Unterschutzstellung" des Bundes- 
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hauses „keine unabänderliche Festschreibung des 
jetzigen Zustandes verbunden" sei. Er schrieb, „der 
symbolische Aussagewert des Bundeshauses" beruhe 
„nicht vorrangig auf der architekturgeschichtlichen 
Bedeutung des Akademiegebäudes" und der Anbau-
ten; vielmehr seien die „Bauten insgesamt als Form 
für alle Bürger Sinnbild für ,ihr Bundeshaus' gewor-
den". Das gelte insbesondere für die innere Gestal-
tung und die Sitzanordnung im Plenarsaal. 

Meine Damen und Herren, ich weiß, daß viele Kol-
leginnen und Kollegen diese Auffassung teilen. Des-
wegen liegt auch, was die innere Gestaltung des Ple-
narsaals betrifft, der Vorschlag — mit dem ich mich 
identifiziere — auf dem Tisch, möglichst den Charak-
ter des bisherigen Plenarsaals unverändert zu lassen 
und ihn in seinem Erscheinungsbild mit den besonde-
ren Merkmalen — der Stirnwand mit dem Adler, der 
Rednertribüne, der Regierungsbank, der Bundesrats-
bank und der bisherigen Sitzanordnung — weitge-
hend zu erhalten. 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß wir 
damit, was den Plenarsaal betrifft, einerseits dem 
Gedanken des Denkmalschutzes Rechnung tragen, 
soweit die Umstände es zulassen, andererseits aber 
auch und insbesondere den Wünschen vieler Kolle-
ginnen und Kollegen und übrigens auch vieler Bürge-
rinnen und Bürger unseres Landes entsprechen, die 
das gewohnte Bild unseres Plenarsaals erhalten 
haben möchten. Lassen Sie mich klar sagen: Wenn 
sich das Hohe Haus für diese Variante entscheiden 
sollte, will ich gern persönlich dafür Sorge tragen, daß 
dieser Wunsch respektiert wird, denn darüber, wie 
gebaut wird, bestimmt nicht der Architekt, sondern 
der Bauherr. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und 
Abgeordneten der SPD) 

Lassen Sie mich noch eine letzte Anmerkung 
machen: Es hat in diesen Tagen eine öffentliche Dis-
kussion gegeben, und es ist der falsche Eindruck ent-
standen, als ob eine Neubaulösung und der damit ver-
bundene Abriß des alten Plenarsaals gegen geltendes 
Recht verstoßen würden. Ich stelle hierzu nach gründ-
licher Prüfung fest: Das ist eindeutig nicht der Fall. 
Nach § 9 Abs. 2 des Denkmalschutzgesetzes von 
Nordrhein-Westfalen ist die Erlaubnis für die bauliche 
Veränderung eines Baudenkmals zu erteilen, wenn 
ein überwiegendes Interesse die Maßnahme ver-
langt. 

Der für den Denkmalschutz zuständige Landesmi-
nister hat mir mit Schreiben vom 22. Mai 1985 und 
auch in seinem Schreiben vom 3. Juni dieses Jahres 
mitgeteilt, daß die mit den geplanten Um- und Erwei-
terungsbauten verbundenen Ziele, nämlich die Funk-
tionsfähigkeit des Bundestages zu verbessern und das 
Bundeshaus städtebaulich in das Parlaments- und 
Regierungsviertel einzubinden, solche öffentlichen 
Interessen von besonders hohem Rang sind. Wenn das 
der zuständige Minister sagt, habe ich keine Sorge, 
daß dies nicht auch Rechtens ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP) 

Es ist also eine Abwägung vorzunehmen, die wir 
uns in der Tat nicht leichtgemacht haben. Wenn aller-

dings das zentrale Verfassungsorgan, der Deutsche 
Bundestag, in dieser Angelegenheit eine Entschei-
dung gefällt hat, gehe ich davon aus, daß diese Ent-
scheidung auch respektiert wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Ich bitte Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
schließlich auch um Ihre Zustimmung zu der soge-
nannten Schürmann-Planung. Das ist der Bau weite-
rer Räume für Abgeordnete und Fraktionen, für 
Bibliothek und Verwaltung, die ich möglichst rasch 
realisieren möchte. Ich will Ihnen bei dieser Gelegen-
heit sagen, daß wir unseren Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in der Verwaltung des Deutschen Bun-
destages und natürlich auch vielen Kolleginnen und 
Kollegen eine Menge zumuten. Wir sind mittlerweile 
auf 68 einzelne Liegenschaften im Raum Bonn ver-
teilt 

(Frau Traupe [SPD]: Ja!) 

und zahlen für Anmietungen 6,5 Millionen DM Miete 
im Jahr. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 

Das ist ein Zustand, den wir wahrlich nicht in die 
ewige Zukunft perpetuieren können. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des eben eingetrof-
fenen Abgeordneten Dr. Hirsch? 

(Heiterkeit) 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Bitte sehr, Herr Kollege Hirsch; wenn ich Ihnen 
behilflich sein kann, tue ich das sehr gern. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident, ich bedauere, daß 
ich jetzt erst zu der Zwischenfrage komme. — Bezieht 
sich nicht die Erklärung des zuständigen nordrhein-
westfälischen Ministers nur auf den Fall, daß die 
Funktionsfähigkeit durch eine baukonservatorische 
Lösung nicht erreicht werden kann, und bedeutet 
nicht Ihre eigene Vorlage, daß der Zweck einer nor-
malen parlamentarischen Nutzung auch mit einer 
baukonservatorischen Lösung zu erreichen ist? 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Herr Kollege Hirsch, ich habe mit dem zuständi-
gen Minister nicht nur gesprochen, sondern auch, wie 
Sie wissen, korrespondiert. Nach den Gutachten ist 
eindeutig, daß die von uns gewünschte Funktions-
fähigkeit, z. B. die Hochwassersicherung, im Wege 
einer baukonservatorischen Lösung nicht realisiert 
werden kann. 

(Widerspruch bei der FDP) 

— Sie schütteln den Kopf. Ich muß, lieber Kollege 
Hirsch, als Laie natürlich den Fachleuten vertrauen. 
Man kann immer wieder andere Fachleute hinzuzie-
hen. Aber wir haben uns wirklich ein Jahr Zeit gelas-
sen — ich habe es schon gesagt — und drei Gutachten 
eingeholt. Sie sind alle übereinstimmend zu diesem 
Ergebnis gekommen. Deswegen sehe ich keine Ver-
anlassung — ich bitte um Verständnis dafür — , auf 
diese Dinge zurückzukommen. 
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Vizepräsident Westphal: Sind Sie bereit, eine wei-
tere Zwischenfrage der Abgeordneten Frau Mat-
thäus-Maier zuzulassen? 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Bitte sehr, Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident, halten 
Sie es eigentlich für angemessen, daß Sie Weisung 
erteilen, den Brief von Minister Zöpel — egal, wie 
man zu dem Inhalt steht — nicht an Abgeordnete her-
auszugeben, mit der Folge — das ist mir gestern pas-
siert —, daß ich mir den Brief bei Herrn Zöpel selbst 
besorgen mußte? Meinen Sie, Sie könnten uns die 
Entscheidung nicht selber überlassen? 

(Zuruf von der FDP: Unglaublich!) 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Aber natürlich. Ich habe keinerlei Weisung gege-
ben. Ich habe den Originalbrief gestern abend 
bekommen. Es entspricht nicht der Regel des Hauses, 
Briefe, die der Präsident bekommt, von morgens bis 
abends an die Kolleginnen und Kollegen zu verteilen. 
Selbstverständlich bin ich bereit, diesen Brief auch an 
die Kolleginnen und Kollegen zu verschicken. 

(Zuruf von der FDP: Vor der Abstimmung?) 

— Wenn Sie es wollen, bitte sehr, dann kann ich das 
gerne tun. 
Nur, ich bitte auch um Verständnis, wenn ich sage: 

Man hat 17 Jahre geplant, und 17 Jahre gab es diese 
Bedenken nicht. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Im 17. Jahr, einen Tag vor der Abstimmung hier, 

(Conradi [SPD]: Das ist eine Flegelei!) 

kommt dieser Brief an. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der Minister 
geht mit Parlamenten immer so um!) 

— Nein, entschuldigen Sie, ich will jetzt nicht den 
Minister kritisieren. Es ist sein gutes Recht, ja ich 
möchte sogar sagen: seine Pflicht, die Bedenken sei-
ner Mitarbeiter hier vorzutragen. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Aber 
bitte rechtzeitig!) 

Er hat mir gestern am Telefon gesagt, daß sich sein 
Standpunkt, den er mir vor einem Jahr vorgetragen 
hat, nicht geändert hat. Ich habe ihm damals gesagt: 
Wenn das Plenum — das hat für mich Vorrang — ent-
schieden hat, bin ich natürlich gerne bereit, die 
Gespräche über all diese Probleme fortzusetzen. Bis-
her, Frau Kollegin, wurde dem Haus, dem Präsiden-
ten, der Verwaltung der Vorwurf gemacht: Ihr wißt ja 
nicht, was ihr wollt. Deswegen habe ich gesagt: Ich 
will erst einmal sicherstellen, daß wir wissen, was wir 
überhaupt wollen. Dann reden wir mit diesen Leu-
ten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
FDP und der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, sind 
Sie bereit, eine weitere Zwischenfrage der Abgeord-
neten Frau Matthäus-Maier zuzulassen? 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Bitte sehr, gerne. Ich will die Debatte nur nicht zu 
sehr verlängern. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Da Sie sagen, es sei 
nicht so gewesen, möchte ich Sie nur fragen: Wollen 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß der Brief bereits 
gestern mittag in Ihrem Hause vorlag und daß er trotz 
mehrerer Telefonate nicht zu bekommen war mit dem 
Hinweis darauf, Sie hätten die Weisung dazu erteilt? 
Ich finde, wir müssen uns selber ein Bild machen. 

Dr. Jenninger, Präsident des Deutschen Bundesta-
ges: Es tut mir leid. Ich habe den Brief wirklich nicht 
für so bedeutungsvoll gehalten, daß ich ihn sofort per-
sönlich hätte weiterreichen sollen; denn er enthält 
keine neuen Gesichtspunkte. Anders lauten leider die 
Pressemeldungen über diesen Brief. Im übrigen habe 
ich darüber dem Ältestenrat auch Mitteilung ge-
macht. 

Ich möchte zum Schluß kommen und zusammenfas-
sen. Nach all den Jahren der Planung sind wir es uns 
in diesem Hause, aber auch den Bürgerinnen und Bür-
gern unseres Landes schuldig, heute in eigener Sache 
eine klare Entscheidung zu treffen. Ich persönlich 
— lassen Sie mich das abschließend sagen — vermag 
nicht für eine Lösung zu plädieren, die es trotz eines 
Kostenaufwandes von rund 140 Millionen DM mit sich 
bringt, daß weiterhin das Rhein-Hochwasser in die 
Kellerräume unter dem Plenarsaal dringt. Ich vermag 
nicht zu akzeptieren, daß weiterhin Bedienstete unse-
rer Verwaltung unter unzumutbaren Umständen ihre 
Arbeit verrichten müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich vermag nicht einzusehen, meine Damen und Her-
ren, daß die Kolleginnen und Kollegen weiterhin 
unter Bedingungen arbeiten müssen, die den heuti-
gen Anforderungen in keiner Weise gerecht wer-
den. 

Ich wünsche uns eine gute Entscheidung. 
Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 

SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Am 10. Mai 1941 wird bei einem Luftangriff 
das englische Unterhaus zerstört. Am 28. Oktober 
1943 debattiert das Unterhaus — mitten im Krieg! — 
seinen Neubau, und der Premierminister Winston 
Churchill hält bei dieser Debatte eine große Rede 
über den Charakter des britischen Parlaments, über 
seine Arbeitsweise, über den Zusammenhang zwi-
schen seinem Redestil und seiner baulichen Gestalt. 
Dabei sagt er den berühmten Satz:  We  shape our 
buildings, and afterwards our buildings shape us" — 
Wir formen das Haus, dann formt das Haus uns. 

(Duve [SPD]: We don't shave our buildings! 
— Heiterheit) 

Wir entscheiden heute über die Form des zukünfti-
gen Plenarsaales. Diese Entscheidung hat eine 
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andere Qualität als Gesetzesentscheidungen, denn 
was wir heute hier beschließen, wird in Stahl und 
Beton und Glas gebaut und wird, so hoffen wir alle, 
künftigen Generationen von Abgeordneten als Ple-
narsaal dienen, wird ihr Verhalten, ihre Arbeit for-
men. 

Unsere Entscheidung ist nicht strittig zwischen 
Koalitionsmehrheit und Opposition. Die Meinungen 
gehen quer durch die Fraktionen. Die Entscheidung 
über die Gestalt des Plenarsaals ist eine Entscheidung 
des Parlaments in seiner Verantwortung. Sie wird sich 
auf Jahrzehnte auswirken, in denen hier andere 
Regierungen, andere Oppositionen und andere Abge-
ordnete sitzen. Deshalb entscheiden wir auch nicht 
über Fraktionsanträge, sondern wir entscheiden über 
Anträge des Präsidenten, über die jeder Abgeordnete 
frei entscheiden muß — frei, aber in Verantwortung 
für eine Entscheidung, die nicht nur der Vergangen-
heit, sondern auch der Zukunft dieses Parlaments 
gerecht wird. Deshalb wollen wir hier miteinander 
reden, aufeinander hören und am Ende namentlich 
abstimmen, damit die Verantwortung eines jeden von 
uns für diese Entscheidung deutlich wird. 

Die erste Frage ist: Soll der Plenarsaal auf der 
Grundlage der bisherigen Planung neu gebaut, oder 
soll er saniert und erhalten werden? Man muß die 
Argumente derer ernst nehmen, die den Plenarsaal 
erhalten wollen. Unsere Republik ist jung, sie hat 
nicht eben viele Zeugnisse ihrer baulichen 
Geschichte. Aber man muß den Befürwortern der 
Erhaltung auch sagen: Der Plenarsaal 1986 ist nicht 
der historische Plenarsaal von 1949. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Das war ein offener, lichter Saal mit hohen seitlichen 
Fensterwänden. Man konnte von außen nach innen 
und von innen nach außen — bis hin zum Rhein — 
sehen. Der Architekt — der Herr Präsident hat es 
zitiert — wollte ein „Haus der Offenheit". Später 
kamen dann die Tribünen und rechts und links die 
Lobbies, und es kam dieser schreckliche Bürobau für 
den Präsidenten dazu. Am Schluß war der einstmals 
offene Plenarsaal rundherum zu- und eingebaut. Nie-
mand konnte mehr sehen, wo der Plenarsaal ist, und 
aus dem Plenarsaal konnte man auch nicht mehr nach 
draußen sehen. Ich finde es ja schon gut, daß wir hier 
im Wasserwerk Fenster haben, damit der Beg riff par-
lamentarischer Fensterreden angemessen ist. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Im alten Bundestag waren wir räumlich eingeschlos-
sen. 

Aber selbst diejenigen unter uns, die nicht den 
historischen Plenarsaal von 1949, sondern den ver-
bauten, verunstalteten Plenarsaal von 1986 erhalten 
wollen, müssen sich damit auseinandersetzen, daß bei 
einer Erhaltung allenfalls ein Drittel der baulichen 
Substanz erhalten werden könnte. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Sehr wahr!) 

Der Plenarsaal wurde 1949 als Provisorium in weni-
gen Monaten an die Pädagogische Akademie ange-
baut. Herr Hirsch, Sie haben in der „Frankfurter 
Rundschau" , aufgeregt von einem „Bubenstück" 
gesprochen und Sie haben dort behauptet, es gehe  

darum, die alte Pädagogische Akademie zu erhalten. 
Offenbar wissen Sie nicht, daß der Plenarsaal nichts 
mit der Pädagogischen Akademie zu tun hat. Er 
wurde erst 1949 angefügt. Ich meine, etwas Sach-
kenntnis wäre der Debatte förderlicher als die Aufre-
gung. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Hirsch? 

Conradi (SPD): Mit Vergnügen. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Conradi, ich rede dazu gar 
nicht aufgeregt, und ich habe mit keinem Wort gesagt, 
die alte Pädagogische Akademie müsse erhalten wer-
den, sondern ich habe gesagt: Man muß doch begrei-
fen, daß sich dieses Gebäude verändert hat wie ein 
Baum, der Jahresringe ansetzt. Der alte Teil der Päd-
agogischen Akademie, den man an dem Bauhausstil 
erkennen kann, ist durch einen Plenarsaal ergänzt 
worden, der in der Tat ein Provisorium sein sollte, der 
vielleicht ein Transitorium geworden ist. Stimmen Sie 
mir zu, daß Sie, wenn Sie alles abreißen, einen Teil der 
Geschichte unserer Bundesrepublik abreißen, die hier 
wie in keinem anderen Gebäude sichtbar ist? Ich habe 
noch dazugesagt, verehrter Herr Kollege, daß die 
Architekten, wenn sie einen Baum konstruieren soll-
ten, ihn viereckig machen würden, die Jahresringe 
dieselben Abstände hätten und es keinen Ast daran 
gäbe. 

Conradi (SPD): Herr Hirsch, würden Sie bitte eine 
Frage an mich richten? 

Dr. Hirsch (FDP): Ist es nicht gerade das Wesen 
einer lebendigen Entwicklung, daß man auch ihre 
Entstehungsgeschichte erkennen und weiterhin ver-
folgen kann? 

Conradi (SPD): In dem Punkt stimme ich Ihnen zu, 
Herr Hirsch. Ich halte einen Denkmalschutz für 
museal, der ein Gebäude in dem zufälligen Zustand 
von 1986 für alle Zukunft festschreiben will. Das hat 
mit Denkmalpflege überhaupt nichts zu tun. Die ver-
gangenen Generationen sind unbefangener mit ihrer 
baulichen Geschichte umgegangen. Sie haben ihre 
Klöster und ihre Bürgerhäuser, ihre Paläste und 
Schlösser umgebaut, jede Generation nach ihren 
Bedürfnissen. Oft besteht der Charme dieser Gebäude 
gerade darin, daß sie in Jahrhunderten ergänzt, mit 
neuen Jahresringen versehen, umgebaut und verän-
dert wurden. Genau hier liegt mein Vorwurf gegen 
den musealen Denkmalschutz. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Abg. Dr. Hirsch meldet sich 

zu einer Zwischenfrage) 
— Nein, Herr Hirsch; ich bitte Sie, nachher eine Rede 
zu halten und nicht Zwischenfragen zu Reden zu 
benutzen. 
Wenn es nach dem Landeskonservator und dem 

Bauminister von Nordrhein -Westfalen ginge, dann 
wäre der Kölner Dom 1248 nicht begonnen worden. 
Da stand vorher 300 Jahre lang eine karolingische Kir- 
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che; die hätten Herr Zöpel und seine Herren unter 
Denkmalschutz gestellt und der Kölner Dom wäre dort 
nie gebaut worden. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU) 

Ich will nicht behaupten, daß das, was wir vorhaben, 
so gut wird wie der Kölner Dom. Aber besser als der 
alte Plenarsaal — das kann ich Ihnen versichern — 
wird es sicher. 

Die bauliche Substanz dieses alten Plenarsaals ist 
marode. Wenn wir sie erhalten wollten, dann könnten 
wir keine technischen Verbesserungen vornehmen. 
Außerdem brauchen wir zahlreiche Befreiungen von 
Vorschriften der Bauordnung Nordrhein-Westfalens. 
Ich fände es nicht gut, wenn sich das Parlament von 
Vorschriften befreien würde, die für jeden anderen 
Bürger dieses Landes gelten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich wäge sorgfältig ab. Man muß die Nutzung die-
ses Saales betrachten, seine Zweckmäßigkeit, die 
technischen Bedingungen, den Kostenaufwand, die 
Zeit und den Denkmalswert. Die Gutachter sagen: 
Das meiste, was das heutige Erscheinungsbild des 
Saales ausmacht, muß entfernt und erneuert werden. 
Ich nehme die Einwände des Denkmalschutzes ernst. 
Aber wenn Denkmalschützer uns allen Ernstes vor-
schlagen, wir sollten den Plenarsaal zum Museum 
machen, sollten auf der grünen Wiese einen neuen 
Plenarsaal bauen, dann greife ich mir an den Kopf. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ist die Bundesrepublik, ist das Parlament nach 40 Jah-
ren schon museumsreif? 

(Beifall bei der SPD) 

Ist die Angst vor der Zukunft die Ursache für diese 
pathetische Beschwörung der Vergangenheit? Ist die 
Vergangenheit alles, die Zukunft nichts? Haben wir so 
wenig Vertrauen in die Zukunft unserer parlamenta-
rischen Demokratie, daß wir ihre ersten 40 Jahre 
bereits im Museum mumifizieren wollen? 

(Beifall bei der SPD) 

Ich wünsche dieser Republik und ihrem Parlament 
eine gute Zukunft, die länger dauert 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Als Zöpels!) 

— Herr Kollege Kansy — , als die 40 Jahre, die hinter 
uns liegen. Deshalb bin ich gegen ein Museumsparla-
ment und für diesen Neubau, eingefügt ins Bundes-
haus, am historischen Ort. 

(Beifall bei der SPD) 

Die zweite Frage lautet: Wie soll denn der neue Ple-
narsaal gebaut werden? Soll es eine Rekonstruktion, 
eine Kopie des bisherigen Saals werden, oder wollen 
wir eine neue Form? Dabei geht es im Kern um die 
Sitzordnung. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Circus maximus!) 

Wollen wir die bisherige Sitzordnung mit dem Red-
nerpult zwischen der Regierungs- und der Bundes-
ratsbank, oder wollen wir die runde, zur Mitte hin 
abgesenkte Sitzordnung, wie Altestenrat und Präsi-

dium sie vor einem Jahr mit Ausnahme der FDP ein-
stimmig vorgeschlagen haben? 

Ich bin in diesem Punkt mit den Denkmalpflegern 
übrigens einig. Die Denkmalpfleger sagen: „Wenn ihr 
das abreißt und dann eine Replik, eine Rekonstruktion 
baut, dann hat das mit Denkmalpflege überhaupt 
nichts zu tun."  

Der Hinweis auf die 40 Jahre Tradition der bisheri-
gen Sitzordnung reicht nicht aus, ihre Wiederherstel-
lung zu begründen. Churchill war gewiß ein konser-
vativer Herr, aber er wäre nicht auf die Idee gekom-
men, die Wiederherstellung des britischen Unterhaus-
saales nur damit zu begründen, daß der Saal 
100 Jahre alt war. Churchill argumentierte mit dem 
Arbeits- und Redestil des Unterhauses. Er sagte: „Die 
Essenz einer guten Unterhaus-Debatte ist ihr 
Gesprächscharakter, ist die Möglichkeit für rasche, 
informelle Unterbrechungen und Wortwechsel". Wer 
das House of Commons kennt und mit unserem Ple-
narsaal vergleicht, der weiß, was Churchill damit 
meint. Der alte Plenarsaal war, so Ernst Lemmer, eine 
„überdimensionierte Turnhalle", in der höchst selten 
so etwas wie Atmosphäre entsteht. 

(Duve [SPD]: Mit unterdimensionierten Tur

-

nern!) 

Die Anordnung des Rednerpults vor den Reihen der 
Abgeordneten erinnert an den Universitätshörsaal; 
deshalb gibt es bei uns mehr Vorlesungen als Debat-
ten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Ich stimme Ihnen zu, Herr Hirsch, diese Anordnung 
hat etwas mit der pädagogischen Anstalt zu tun, die 
früher in den Räumen war, und diese Art von Fron-
talunterricht entspricht den geheimen erzieherischen 
Neigungen vieler Abgeordneter. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie reden jetzt sofort 
von hinten!) 

Nur ist eine Erziehungsanstalt etwas anderes als ein 
Parlament, in dem man miteinander redet. 

Ich will hier unseren geschätzten Kollegen, Detlef 
Kleinert zitieren, der am 21. Mai 1974 in einer Nacht-
debatte über den Haushalt — Herr Kleinert, ich kann 
es leider nicht so wiedergeben, wie Sie es damals 
gesagt haben, aber ich gebe mir Mühe — ausführte: 

Es wird ... allerhöchste Zeit, daß wir von der Vor-
leserei hier einmal wegkommen, daß wir einmal 
dazu kommen, uns miteinander zu unterhalten, 
ganz frank und frei. Dazu brauchen wir etwas 
anderes als diesen nachgeahmten Hörsaal. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Die runde nach innen abgesenkte Sitzordnung 
könnte etwas von der Gesprächsatmosphäre, von der 
Dichte, von der Konzentration herstellen, die zur 
Essenz guter Parlamentsdebatten gehören. Nicht 
ohne Grund hat der Landtag von Rheinland-Pfalz sei-
nen Plenarsaal gerade in Kreisform umgebaut, und 
nicht ohne Grund hat sich der Landtag von Nordrhein-
Westfalen bei seinem Neubau für die Kreisform ent-
schieden. 
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Die Sitzordnung des alten Plenarsaals entsprach 
dem traditionellen Gegenüber von Regierung und 
Parlament. Tatsächlich gibt es nicht nur die Kontrolle 
des gesamten Parlaments über die Regierung, die 
Kontrolle durch die Mehrheitsfraktion wird stärker in 
Zusammenarbeit mit der Regierung ausgeübt — da 
gebe ich Herrn Hirsch recht — , während die Opposi-
tion die Regierung stärker öffentlich kontrolliert. Es 
gibt also ein Miteinander, nämlich Mehrheitsfraktion 
und Regierung, und ein Gegeneinander, Parlament 
gegen Regierung oder Mehrheit gegen Minderheit. 
Die kreisförmige Sitzordnung mache beides deutlich, 
das Gegeneinander, aber auch das Miteinander. Sie 
würde zeigen, wie Bundesregierung und Bundesrat, 
Parlamentsmehrheit und -minderheit an der politi-
schen Diskussion, an der Gesetzgebung, an der 
Regierung und ihrer Kontrolle beteiligt sind. Unter-
schätzen Sie nicht die prägende, die symbolische 
Kraft einer solchen Sitzordnung, auch nach außen! 

Natürlich soll auch bei der kreisrunden Sitzordnung 
als Ausdruck der Kontinuität dieses Parlaments, die 
„Adlerwand" erhalten bzw. wiederhergestellt wer-
den. Die Bürger haben sich an die „Adlerwand" 
gewöhnt, und sie werden an dieser Wand auch bei 
kreisförmiger Sitzordnung unser Parlament erken-
nen. 

Es mag sein, daß ich die Auswirkungen von Archi-
tektur auf menschliches Verhalten überschätze; 
schließlich war ich einmal Architekt. Mancher Rechts-
anwalt, mancher Gesetzesgeber überschätzt auch die 
Wirkung von Gesetzen auf das Verhalten von Men-
schen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Aber ich finde die Vorstellung bestechend, daß wir 
künftig nicht mehr wie im Hörsaal, sondern im Kreis, 
vom Platz aus miteinander sprechen können. Ich finde 
die Vorstellung gut, daß der Oppositionsführer nicht 
den Bundeskanzler rechts hinter sich anreden muß, 
sondern im Kreis gegenüber hat und von Angesicht zu 
Angesicht ansprechen kann, so wie es im Unterhaus 
geschieht. Architektur soll sich nicht schlechter Reali-
tät anpassen, also nicht unserem bisher unbefriedi-
genden Debattenstil, Architektur soll die Möglichkeit 
einer besseren Realität, eines besseren parlamentari-
schen Redens schaffen. 

Natürlich können wir den Plenarsaal so wiederauf-
bauen, wie er war, obwohl wir fast alle der Meinung 
waren: Gut war er nicht. Was nicht gut ist, soll man 
verbessern. Mir erscheint es richtiger, die Grundsätze, 
die Prinzipien, die damals im Jahre 1949 beim Bau des 
Plenarsaales galten, wieder zu beleben und durch die 
Gestalt des Plenarsaals auszudrücken: „ein Haus der 
Offenheit, eine Architektur der Begegnung und des 
Gesprächs" hat Schwippert gefordert. Ich sage: einen 
schönen, offenen, lebendigen Plenarsaal, den wir jetzt 
formen und der dann uns und die nach uns Kommen-
den formen wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die heutige Debatte findet in der Öffent-
lichkeit große Beachtung. 1949 hingegen wurde der 
Plenarsaal in wenigen Monaten fast unbemerkt 
errichtet. Ich glaube, deutlicher kann der Kontrast zu 
den jetzigen jahrelangen Diskussionen und der 
öffentlichen Anteilnahme nicht sein. Ich finde, das ist 
zu begrüßen. Kommt in dieser Anteilnahme doch die 
Identifikation breiter Kreise unserer Bevölkerung mit 
dem Schicksal unseres Deutschen Bundestages zum 
Ausdruck. Ich finde, das ist eine gute Entwicklung. 

1981, meine Damen und Herren, ist die Entschei-
dung für die weitere Nutzung des Plenarsaals nach 
meiner Überzeugung im Grunde genommen schon 
gefallen. Damals wurde sich gegen ein Haus der 
Geschichte hier und einen Neubau auf der grünen 
Wiese dort ausgesprochen. Das ist vor unserem 
geschichtlichen Hintergrund in unserem geteilten 
Land eine symbolträchtigere Entscheidung, als man-
cher meint. 

Nach meinem Verständnis war es damals, 1981, der 
Wille, daß unser freigewähltes Parlament gerade nicht 
ein Aussehen erhalte, das alles Provisorische hinter 
sich läßt, wie es heute die FAZ schreibt. 

Bei den Beratungen nach 1981 stellte sich aber her-
aus, daß die weitere Nutzung des Plenarsaales in sei-
ner jetzigen Form nicht unproblematisch ist. Es waren 
die Behörden des Landes Nordrhein-Westfalen, die 
auf die Baufälligkeit hinwiesen und nach Abhilfe rie-
fen. Es waren die Behörden des Landes Nordrhein-
Westfalen, die davon sprachen, daß man „den Laden 
dichtmachen" würde, wie es wörtlich hieß, wenn es 
sich nicht um den Deutschen Bundestag handeln 
würde. 

Nur vor diesem Hintergrund ist es meines Erachtens 
verständlich, daß die Gremien des Bundestages nach 
einem Neubau an alter Stelle Ausschau hielten. 

Auch in unserer Fraktion gab und gibt es zwei 
grundsätzliche Auffassungen, die gegenläufig sind. 
Die eine Meinung sieht die Funktionsfähigkeit des 
Parlaments im Vordergrund: Hochwasserschutz, 
Brandschutz, Klimaanlage und Beleuchtung sind 
hierzu nur die wichtigsten Stichpunkte, aber ebenso 
die Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Parla-
ment selbst und die Stärkung dessen Dialogfähigkeit. 
Daher auch bei uns der Wunsch nach einer runden, 
kreisförmigen Sitzordnung, nicht zuletzt, um den in 
der Verfassungswirklichkeit nicht mehr vorhandenen 
Gegensatz zwischen Regierung und Opposition im 
Parlament symbolhaft aufzuheben. 

Es gibt aber bei uns auch die andere Meinung, daß 
sich in dem jetzigen Plenarsaal doch ein bedeutsames 
Stück unserer Geschichte widerspiegelt und daß er 
deshalb ein Baudenkmal von höchstem Rang ist, also 
sozusagen steingewordener Ausdruck unserer zwei-
ten Republik, unserer freiheitlichen Demokratie. Die-
ser Plenarsaal sei also ein Zeichen des freiheitlichen 
Deutschland, für alle Deutschen und für die ganze 
Welt. 

Ich finde, es ist gut, daß durch den Einspruch unse-
rer Fraktion der Abriß im letzten Jahr verhindert 
wurde, 

(Zurufe der CDU/CSU: Sehr richtig!) 
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und wir durch neue Gutachten die Frage zu klären 
versuchten, ob und unter welchen Bedingungen ein 
Erhalt des Plenarsaals und damit eine Sanierung oder 
baukonservatorische Lösung möglich ist. 

Wir haben uns die Entscheidung nicht leicht 
gemacht. Wir müssen aber jetzt zur Kenntnis nehmen, 
daß nach dem Bericht des Bundesbauministers im 
günstigsten Fall vielleicht zirka ein Drittel der Bau-
substanz erhalten werden kann. Es erscheint daher 
fraglich, ob bei einer vernünftigen Sanierung über-
haupt noch von einer Erhaltung des Baudenkmals 
gesprochen werden kann, weil doch sehr viel verlo-
rengeht. 

Angesichts dieser Ausgangslage ist bei uns ein 
Kompromiß zustandegekommen, der vorsieht, die 
beiden wichtigsten Elemente zusammenzuführen, 
einerseits Funktionsfähigkeit und Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen für das Parlament — Abgeord-
nete, Mitarbeiter, Besucher, Journalisten usw. — und 
andererseits Erhalt des bisherigen Charakters und 
Erscheinungsbild des Plenarsaals, so wie es viele Mil-
lionen Bürger nicht nur in der Bundesrepublik vom 
Fernsehen her kennen. 

Es ist zuzugeben, daß wir damit einer Kopie das 
Wort reden, die sich bei einer Annahme der 
Anträge I A und II C ergäbe. Wir wollen auch — das 
möchte ich deutlich sagen —, daß in diesem Falle 
Regierungsbank, Präsidium, Bundesratsbank und 
Adler im Original erhalten bleiben, sich im Original in 
einem solchen Neubau wiederfinden, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

daß auch die Sitzanordnung in etwa so bleibt wie 
jetzt. 

Meine Damen und Herren, es mag nun eingewandt 
werden, das sei eine halbherzige Lösung, ein Kompro-
miß. 

(Frau Teubner [GRÜNE]: Ein fauler Kompro-
miß!) 

Ich muß den Befürwortern der baukonservatorischen 
Lösung — für die ich die allergrößten Sympathien 
habe — allerdings entgegenhalten, daß bei einer bau-
konservatorischen Lösung wegen der nur minimalen 
Erhaltung der Bausubstanz es weitgehend auch eine 
Kopie ist, die dann übrigbleibt. Ich muß den Befürwor-
tern einer runden Sitzanordnung entgegenhalten, daß 
lebendige Parlamentsdebatten in erster Linie eine 
Sache der Geschäftsordnung und von uns Abgeordne-
ten selbst ist, 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

und nicht der Sitzanordnung ist. 

Ich will an dieser Stelle auch mein Erstaunen ge-
genüber den Äußerungen des nordrhein-westfäli-
schen Wohnungsbauministers nicht verhehlen, des-
sen Erklärungen nicht nur in rechtlicher Hinsicht ver-
wundern. Zwar ist es zu begrüßen, daß sich Herr Zöpel 
für den Denkmalschutz so engagiert und den Versuch 
unternimmt, den Bundestag zu sensibilisieren. Den-
noch bleibt festzustellen, daß es nicht angeht, über 
Monate und Jahre hinweg den Bundestag im Glauben 
zu lassen, man werde seine Entscheidung respektie-

ren, dann aber wenige Tage vor einer solchen Ent-
scheidung in massiver Form zu intervenieren. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ein „Buben

-

stück" !) 

Wir können, Herr Fraktionsvorsitzender Vogel, nur 
der Hoffnung Ausdruck geben, daß das keine sozial-
demokratische Doppelstrategie nach dem Motto ist: 
Hier in Bonn für Totalabriß und das Moderne und dort 
in Düsseldorf für baukonservatorische Lösungen und 
Denkmalschutz. Ich bitte Sie, diese, unsere Sorge 
durchaus ernst zu nehmen. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Das ist doch keine 
Sorge!) 

Meine Damen und Herren, die heutige Entschei-
dung ist eine Entscheidung, bei der es nicht um all-
tägliche politische Regelungen geht, bei der die übli-
che Grenzziehung zwischen Regierung einerseits und 
Opposition andererseits bestimmend sein kann. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das hat man 
ja eben gemerkt!) 

Es ist eine gemeinsame Angelegenheit des Parla-
ments, das bei der Abstimmung über klare Alternati-
ven mehrheitlich seinen Willen zum Ausdruck brin-
gen wird. Jeder Abgeordnete ist hier persönlich gefor-
dert und wird sich der Tragweite seiner Entscheidung 
sicherlich bewußt sein. 

(Duve [SPD]: Säkular!) 

Die Meinung der CDU/CSU ist sicherlich ein Kom-
promiß, ein respektabler Kompromiß, wie ich meine. 
Sollte der Parlamentsbau so beschlossen werden, wie 
wir uns ihn vorstellen, so ist er vielleicht für unsere 
zweite Republik typischer und signifikanter, als uns 
bewußt ist. Ein solcher Parlamentsbau würde im 
wahrsten Sinne des Wortes auf dem Boden von 1949 
stehen und sich damit über die Teilung Deutschlands 
politisch nicht hinwegsetzen. Er würde versuchen, an 
Traditionen und Symbole unserer Republik anzu-
knüpfen. Er würde aber auch deutlich machen, daß 
wir an Veränderungen und Fortentwicklungen aktiv 
Anteil nehmen müssen, daß wir die Augen vor Gegen-
wart und Zukunft nicht verschließen. 

Die angebliche Halbherzigkeit, die manche hinter 
einer solchen Kompromißlösung sehen, und die lang-
wierige Diskussionen, um zu dieser Lösung zu finden, 
machen aber auch — das möchte ich für meine Person 
zumindest mit Deutlichkeit sagen — die Zerrissenheit 
in unserem Land, das Dilemma unserer Geschichte 
und vielleicht auch das sehnsüchtige Suchen unseres 
Volkes nach Identifikation mit sich selbst besonders 
deutlich. 

Vor unserem geschichtlichen Hintergrund brau-
chen wir uns dieses Zustandes sicherlich nicht zu 
schämen. Er sollte aber Mahnung für alle verantwort-
lichen Demokraten in unserem Land zu verantwortli-
chem politischen Handeln sein, weit über die Ent-
scheidung über diesen Plenarsaalneubau hinaus. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Beckmann. 
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Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Seit Beginn der Diskussio-
nen über die Zukunft unseres Plenarsaales haben wir 
Freien Demokraten keinen Zweifel daran gelassen, 
welche Bedeutung wir einer historisch und politisch 
verantwortungsvollen Lösung unserer Bauprobleme 
beimessen. Eine weitestgehend bewahrende, konser-
vatorische Lösung war hierbei stets unser angestreb-
tes Ziel. 

Diese Zielsetzung hat sich bis heute nicht geändert. 
Wir wollten und wir wollen dem Bürger die Möglich-
keit bewahren, sich in seinem Parlament und in des-
sen historischer Entwicklung wiederzufinden. Des-
halb haben tiefgreifende Umgestaltungen oder gar 
pompöse Neubauten zu keiner Zeit unseren Beifall 
gefunden. Auch an dieser Auffassung halten wir 
fest. 

Es bleibt auch heute unser Ziel, den Charakter des 
alten Plenarsaals zu erhalten, wie er sich, trotz man-
cher Wandlung, uns allen und vor allen Dingen unse-
ren Mitbürgern nachhaltig ins Bewußtsein eingeprägt 
hat. Wir wären Toren, ja, ich meine, Ignoranten, wenn 
wir vergessen würden, daß dies der Ort ist, an dem die 
Gründerväter unserer Politik 

(Dr. Vogel [SPD]: und -mütter!) 

und viele bekannte und auch weniger bekannte Par-
lamentarierinnen und Parlamentarier am Aufbau und 
an der Weiterentwicklung der Bundesrepublik 
Deutschland gearbeitet haben. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Der Plenarsaal des Deutschen Bundestages verkör-
pert im Bewußtsein unserer Bevölkerung gleichsam 
das Herz unserer parlamentarischen Demokratie. 
Eine völlige Aufgabe seines Charakters würde ein, 
wie ich meine, unverzichtbares geschichtliches Erbe 
auslöschen. Deswegen wollen wir in enger Anknüp-
fung an die alte bauliche Substanz und den Raumkör-
per, auch in der räumlichen Ausmessung der 
ursprünglichen architektonischen Konzeption und der 
historisch gewachsenen Gestalt unseres alten Ple-
nums, unser altes Plenum als den Ort gekämpfter und 
gelebter demokratischer Tradition und parlamentari-
scher Lebendigkeit unter verbesserten Arbeits- und 
Beratungsbedingungen wiederherstellen. 

(Beifall des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

Meine Damen und Herren, für die FDP folgt hieraus 
zweierlei: noch einmal die klare Absage an eine 
grundlegende Änderung der Sitzordnung und auch 
eine klare Absage an die zeitweilig diskutierte Gigan-
tomanie des Eingangsbauwerks. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ein gegenüber der ursprünglichen Konzeption 
erheblich reduzierter Eingangsbau, der sich harmo-
nisch den vorhandenen Bauten anpaßt, erscheint uns 
angemessen, aber auch ausreichend. 

Auch die bewährte Gestalt der Lobby mit ihren bei-
den Seitenteilen wollen wir als traditionell und funk-
tionell wichtige Stätte der Begegnung mit den Kolle-
gen des Hauses und der Öffentlichkeit bewahren. 

(Beifall des Abg. Dr. Hirsch [FDP]) 

Meine Damen und Herren, ich rede hier keiner ver-
staubten Denkmalstümelei das Wort. Wir verkennen 
nicht, daß der Geist unserer parlamentarischen Ent-
wicklung nicht im Mörtel des Jahres 1949 ruht und 
auch nicht in jedem Stein der Umbauten der 50er 
Jahre. Ich habe sehr viel Verständnis für den begreif-
lichen Überschwang des Landeskonservators Profes-
sor Mainzer, wenn er gar von „Heiliger Stätte" 
spricht. Aber auch beim historisch bewußten Bürger 
fände es wohl wenig Gefallen, wenn wir aus dem 
haarklein konservierten Plenarsaal ein doch lebloses, 
weil der Funktion der demokratischen Debatte und 
Willensbildung entkleidetes Denkmal machten, 
Denkmal in des Wortes trostlosester Bedeutung, und 
das Plenum dann anderen Ortes neu aufbauten und 
somit völlig von seinen Wurzeln abschnitten. 

Deswegen, meine Damen und Herren, bevorzugen 
wir Freien Demokraten eine Lösung, die den Charak-
ter des bisherigen Plenarsaals möglichst unverändert 
in Sitzordnung und Erscheinungsbild erhält und den 
frei gewählten Abgeordneten des deutschen Volkes 
die Möglichkeit gibt, sobald wie möglich wieder an 
traditioneller Stelle ihrer Arbeit zum Wohle ihres Lan-
des nachzugehen. 

Meine Damen und Herren, selbstverständlich muß 
jeder Abgeordnete die heute zu treffende Entschei-
dung für sich alleine treffen und mit sich ausmachen; 
doch ich denke, daß die von meiner Fraktion in Aus-
sicht genommene Lösung der Vitalität unserer parla-
mentarischen Tradition einen guten Dienst erweisen 
wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kleinert (Marburg). 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nach der Rede des Kolle-
gen Beckmann habe ich endlich verstanden, weshalb 
er so viel Wert darauf gelegt hat, abweichend von der 
üblichen Praxis und unter Verweis darauf, daß wir 
hier keine Fraktionsanträge und Fraktionspositionen 
vorzutragen hätten, vor uns zu sprechen. Das Bedürf-
nis war offensichtlich, hier die baukonservatorische 
Position der FDP als die konservativste aller Positio-
nen zu profilieren. Das Bedürfnis war überdeutlich. 
Ich meine trotzdem, daß wir uns mit solchen Beiträgen 
auf einen Weg begeben, der uns von dem wegführt, 
was eigentlich in dieser Debatte angestrebt worden 
war, nämlich daß wir nicht kompakte Fraktionsposi-
tionen vorstellen, sondern daß jeder einzelne Überle-
gungen vorträgt. 

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Endlich ein Libera

-

ler!) 

Ich will versuchen, auf den Weg zurückzukehren. 
Ich denke, daß die heutige Entscheidung nur vorder-
gründig eine vor allem technische und organisatori-
sche Frage ist. Es geht um viel mehr als um die 
Bequemlichkeit von Abgeordneten, um die Art der 
Sitzordnung, die Erfüllung baupolizeilicher Auflagen 
und dergleichen. Es ist auch viel mehr als eine bloß 
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architektonische Problematik, über die wir hier strei-
ten. 

Ich kann durchaus verstehen, daß nach dem jahre-
langen Hickhack und nach dem ganzen Hin und Her 
ein starkes Bedürfnis da ist, daß nun endlich gehan-
delt werden solle. Das ewige Debattieren soll ein Ende 
haben, zumal dann, wenn wir fast täglich erleben, daß 
sich das Wasserwerk als Ersatzplenarsaal nur außer-
ordentlich wenig eignet. Nun also soll endlich etwas 
passieren. Aus dieser Stimmung heraus beziehen die 
Abrißbefürworter im Grunde ihr stärkstes Argument, 
wobei dann noch unterstellt wird, die baukonservato-
rische Lösung würde erneut viel Zeit kosten und wäre 
dazu noch die teurere Lösung. 

Ich will da gar nicht allzusehr ins Detail gehen, ich 
will mich, was dieses Problem betrifft, nur auf die Fest-
stellung beschränken: Wesentliche Argumente, die 
dazu vorgebracht worden sind, sind nicht stichhaltig: 
Stichhaltig ist nicht das Kostenargument, und stich-
haltig ist auch nicht das Zeitargument. Selbst wenn 
die baukonservatorische Lösung ein paar Monate län-
ger in Anspruch nehmen würde, könnte das das aus-
schlaggebende Argument nicht sein, denn dazu steht 
hier schlicht und ergreifend viel zuviel auf dem 
Spiel. 

Wenn das also so ist, haben wir die Chance, die 
Entscheidung von der eigentlichen Kernfrage aus 
anzugehen. Die Kernfrage betrifft genau das, was der 
Kollege Conradi zu Recht angesprochen hat, nämlich 
das Verhältnis des Parlaments zu seiner eigenen Tra-
dition. Der Kollege Conradi hat mir den Gefallen 
getan, in seinem Beitrag hier wesentliche Teile seines 
Aufsatzes vorzutragen, so daß ich durch das Zitieren 
seines Aufsatzes gleichzeitig auch auf seinen Beitrag 
eingehen kann. Sie haben zu Recht die Zusammen-
hänge dargestellt, leider sind nur die Schlußfolgerun-
gen, die Sie ziehen, Herr Kollege Conradi, ganz falsch. 
Bei Ihnen heißt es — ich zitiere — : „Pathetisch wird 
der Plenarsaal zum Museum hochstilisiert", und in 
polemischer Zuspitzung wird den baukonservatori-
schen Kräften die Angst vor der Zukunft als Ursache 
für ihre — ich zitiere wieder — „pathetische Beschwö-
rung der Vergangenheit" unterstellt. Sie treiben das 
so weit, daß Sie unterstellen — jetzt zitiere ich wie-
der — , „konservative Großväter" gingen das „Bünd-
nis ein mit alternativen Enkeln, die sich vor lauter 
Angst vor der Zukunft an die Vergangenheit" klam-
merten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und der 
CDU/CSU — Zuruf des Abg. Conradi 

[SPD]) 

— Nein, Herr Conradi, darum geht es genau nicht, 
wenn die überwiegende Mehrheit der GRÜNEN mit 
Entschiedenheit dafür eintritt, den alten Plenarsaal zu 
erhalten. Ich bin nun wahrlich Kritiker dieses Parla-
ments genug, um nicht in den Verdacht kommen zu 
können, wir wollten hier den Geist von Adenauer oder 
gar den Geist von Globke und Oberländer verzweifelt 
am Leben erhalten. Darum kann es nicht gehen. Ich 
habe wahrlich ein kritisches Verhältnis zu der Tradi-
tion, die zu diesen Räumen gehört, 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

aber es ist die Tradition des Parlaments der Bundes-
republik Deutschland. Und es ist ein Irrsinn, wenn auf 
der einen Seite ein paar Meter vom Bundeshaus ent-
fernt ein Museum für die Geschichte der Bundesrepu-
blik entstehen soll, aber auf der anderen Seite 
37 Jahre Parlamentsgeschichte der Spitzhacke zum 
Opfer fallen sollen. Das ist schlicht ein Irrsinn. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord

-

neten der FDP — Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: 
Hei, Großvater Kleinert!)  

Und ich meine, daß es bei einem Parlamentsbau 
nicht in erster Linie darum gehen kann, Zweckmäßig-
keitserfordernissen gerecht zu werden. Es kann auch 
nicht um die Bequemlichkeit der Abgeordneten und 
dergleichen gehen. Ein Parlament kann nicht an Kri-
terien bloßer Zweckmäßigkeit gemessen werden. 
Man kann ein Parlament schließlich nicht einfach ver-
setzen wie ein Einfamilienhaus. Man kann nicht ein-
fach sagen: Das ist baufällig, also bauen wir uns ein-
mal gerade etwas Neues. Ein Parlament lebt in einer 
bestimmten historischen Tradition, und es arbeitet mit 
dieser Tradition. Und erst diese Tradition bringt auch 
ein atmosphärisches Element hervor. Wenn Sie das 
beseitigen, dann nehmen Sie dem Parlament etwas 
ganz Wesentliches. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Halten Sie doch 
erst einmal die Gesetze dieses Parlaments 

ein!)  

Für mein Gefühl ist das im „Wasserwerk" schon deut-
lich genug geworden. Hier spürt man — ich empfinde 
das jedenfalls so — täglich, daß irgend etwas fehlt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ihre Fraktion! 
— Große Heiterkeit bei der CDU/CSU, der 

FDP und der SPD) 

Ich kann das jetzt nicht vertiefen, ich habe nur noch 
zwei Minuten. 

Ich muß Ihnen mit aller Deutlichkeit sagen: Ich bin 
über das Verständnis von Geschichte und Tradition 
entsetzt, das in der Behandlung der Neubau-Frage 
zum Ausdruck kommt. Wenn es tatsächlich so ist, wie 
Conradi in dem Artikel ausführt, daß Architektur 
etwas über geistige und politische Entwicklungen 
ausdrückt, dann kann es bei der großen Koalition der 
Abrißbefürworter nicht eben gut damit bestellt sein. 
Ich wundere mich auch weniger über die Haltung der 
Mehrheit der SPD — wir kennen die bekannten Pro-
bleme sozialdemokratischer Vorstellungen von Er-
neuerung; 

(Zurufe von der SPD: Ha, ha!) 

die überspitztesten Formen kann man heute in der 
Architektur mancher Großstadtrandbereiche bewun-
dern —, 

(Erneute Zurufe von der SPD: Ha, ha!) 

sondern was mich in dieser Fage sehr viel mehr wun-
dert, ist, daß ausgerechnet die, die sich ansonsten so 
viel auf Traditionsbezug und Geschichte zugute hal-
ten, in der Mehrheit namentlich die Unionsfraktionen, 
mit den Symbolen und den geschichtlichen Wurzeln 
der Bundesrepublik hier so bedenkenlos umspringen 
wollen. Sie, die Sie in den 70er Jahren aus der Frage 
der Zukunft des Geschichtsunterrichts eine Art Kul-
turkampf machen wollten, behandeln die Neubau- 
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frage vornehmlich als technisch-organisatorisches 
Problem. An dieser Stelle entpuppen sich Ihre Sprü-
che über Geschichte und Tradition als Worthülsen. In 
Wirklichkeit regiert auch bei Ihnen bürokratisches 
Effizienzdenken. Das ist mein Eindruck aus dieser 
Debatte. 

Ich denke, daß die Bundesrepublik nicht gerade ein 
Übermaß an Zeugnissen und Symbolen ihrer eigenen 
Geschichte hat. Und gerade Sie, die Kollegen von den 
anderen Parteien, die sich ansonsten gern an die stolz-
geschwellte Brust klopfen und die Demokratie in der 
Bundesrepublik abfeiern, wollen hier eines der halb-
wegs demokratischen Symbole der Geschichte der 
Bundesrepublik 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Was heißt hier 
„halbwegs"?!) 

einfach so abreißen. Für mich ist das eine schreckliche 
Vorstellung. Deswegen kann ich an Sie nur appellie-
ren: Lassen Sie uns den Abriß hier gemeinsam verhin-
dern! Lassen Sie uns die baukonservatorische Lösung 
verwirklichen! 

(Conradi [SPD]: Ein echter Neo-Fundi, der 
hier spricht!) 

Lassen Sie uns verhindern, daß wir uns eines Tages 
noch sehr darüber ärgern werden, daß wir heute eine 
falsche Entscheidung getroffen haben. Ich fände es 
schlicht und ergreifend unerträglich, wenn der alte 
Plenarsaal der Spitzhacke zum Opfer fiele. 

Danke schön. 

(Beckmann [FDP]: Was sagt denn Ihre Frak-
tion dazu? — Zuruf von der CDU/CSU: Die ist 
gar nicht vertreten, nur ein paar Fußkranke 
sind da! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat nun die 
Abgeordnete Frau Götte. 

Frau Dr. Götte (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wenn man bedenkt, daß sich der Deut-
sche Bundestag seit 1949 in nicht weniger als 40 Ple-
narsitzungen mit dem Thema Neubau bzw. Umbau 
des Plenarsaales befaßt hat, und sich die lange Liste 
all der prominenten Leute ansieht, 

(Dr. Weng [Gerlingen] [FDP]: Die heute 
erweitert wird!) 

— die heute erweitert wird —, 

(Beifall bei der SPD) 

die dazu schon etwas gesagt haben, dann mag man es 
vielleicht als Zumutung empfinden, daß meine Frak-
tion meinte, nun sollte auch noch ein Neuling dazu 
etwas sagen dürfen. 

Ich finde es gut und ich freue mich darüber, zumal 
ich hier ohne Vorgabe der Fraktion, ohne Rücksicht 
auf Parteiprogramme und anderer Leute Ansichten 
meine ganz persönliche Meinung sagen darf. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Machen Sie das 
ruhig öfter!) 

— Wir alle könnten es öfters machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich soll mich also entscheiden: Halte ich es mit Her-
mann Hesse, wenn er sagt: 

Es muß das Herz bei jedem Lebensrufe 
bereit zum Abschied sein und Neubeginne. 

Später heißt es: 

Wir sollen heiter Raum um Raum 
durchschreiten, 
an keinem wie an einer Heimat hängen. 
Der Weltgeist will nicht fesseln uns und engen. 
Er will uns Stuf' um Stufe heben, weiten .. . 

Oder stimme ich der Auffassung meines Genossen 
Christoph Zöpel zu, der durch einen solchen Abschied 
die Glaubwürdigkeit des Staates in Frage gestellt 
sieht? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist aber ein 
Abfall! ) 

Oder der Meinung des Kollegen Hirsch, der vorhin 
vom Abriß der Geschichte gesprochen hat? Oder dem 
Kollegen Beckmann, der gar die Auslöschung der 
Geschichte darin sieht, wenn wir nicht die konserva-
tive Lösung wählen? 

Ein Plenarsaal ist noch keine Geschichte, aber er ist 
eine Form parlamentarischer Selbstdarstellung. Das 
läßt sich am Beispiel des alten Plenarsaals mit seinem 
Notbehelfs- und Übergangscharakter, mit seiner 
Schlichtheit und seinem Versuch bestätigen, Würde, 
Gewichtigkeit und Autorität zu vermitteln, sei es auch 
nur durch schwarzgebeizte Holzblenden, die eine 
eher armselige Bausubstanz verkleidet haben. Dieser 
Saal sagt in der Tat etwas über die Geschichte dieses 
Parlaments aus. Wenn nicht die Gefahr bestanden 
hätte, daß uns beinahe die Decke auf den Kopf gefal-
len wäre, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Diese Gefahr hat nie 
bestanden!) 

hätte das Parlament sicher noch lange in diesem histo-
rischen Raum getagt und weiter darüber diskutiert, 
wie denn nun der Neubau aussehen sollte. 

Aber nun zwingt uns der bauliche Zustand des Hau-
ses, auch über neue Lösungen nachzudenken. Da 
muß es erlaubt sein, auch alternative Vorschläge zu 
diskutieren. 

Welche Form parlamentarischer Selbstdarstellung 
wünsche ich mir also? Wie soll der künftige Plenarsaal 
aussehen? Es muß deutlich werden, daß es sich hier 
nicht um irgendeinen Sitzungssaal handelt, auch 
wenn es wahr ist, daß wichtige parlamentarische Ent-
scheidungen in der Regel nicht im Plenarsaal getrof-
fen werden; hier werden sie meist nur gegenüber der 
Öffentlichkeit begründet und durch Abstimmungen 
besiegelt. So muß der Plenarsaal doch auch in Zukunft 
Herzstück des Bundeshauses und Symbol parlamen-
tarischer Tätigkeit bleiben. Er soll kein Tempel für 
Halb- oder Viertelgötter sein, aber ein Raum, der 
sichtbar macht: Hier geschieht etwas, was für das 
Leben vieler Menschen wichtig ist. Hier arbeiten 
Menschen zusammen, die in besonderem Maße für 
das verantwortlich sind, was sie entscheiden, weil die 
beschlossenen Gesetze für jedermann gültig sind und 
in die Lebensgestaltung anderer Menschen im Rah-
men des Grundgesetzes oft massiv eingreifen. 
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Ich wünsche mir ein offenes Haus, offen für Besu-
cher, aber auch offen für Licht und Luft. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aber nicht für 
Wasser!) 

Der Raum sollte so gestaltet werden, daß sichtbar 
wird: Hier kann sowohl in kleiner Runde miteinander 
diskutiert werden, hier können aber auch Sitzungen 
abgehalten werden, an denen das ganze Parlament 
teilnimmt. Ein Saal, wie es der alte war, dessen unbe-
setzte Stühle optisch zum Himmel schrien, wird immer 
die weitverbreitete Volksmeinung festigen und 
bestärken, die faulen Abgeordneten gingen spazie-
ren, statt ihrer gutbezahlten Arbeit nachzugehen. 

Allerdings würde ich auch nicht so weit gehen, zu 
fordern, daß rings um den Plenarsaal Sitzungssäle mit 
Glasfronten eingebaut werden, damit auch die Besu-
cher auf der Tribüne ebenso wie die Zuschauer am 
Fernsehen sehen könnten, wie fleißig wir in Wirklich-
keit sind. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Und ob die Hosen 
gebügelt sind! — Heiterkeit) 

— Ja. Daß ein in den Raum hereingezogener Tribü-
nenbereich dazu beitragen könnte, daß der Bundes-
tag und die dort anwesenden Abgeordneten nicht als 
ein Häuflein Versprengter erscheinen, halte ich für 
eine gute Lösung. 

Insgesamt kann ich also sagen: Mir gefällt die neue 
Planung. Ich würde mich dort wohlfühlen. 

Vor allen Dingen der Gedanke, daß wir in Zukunft 
am runden Tisch zusammensitzen könnten, gefällt mir 
sehr. Im Landtag von Rheinland-Pfalz, aus dem ich 
komme, haben die CDU und die SPD gemeinsam eine 
solche Lösung für das Parlament beschlossen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Hört! Hört! — Zuruf von der 
SPD: Sehr vernünftig! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Das Ergebnis wurde vorgestern eingeweiht. Ich kann 
Ihnen nur raten, sich das einmal anzuschauen. Es ist 
ein wunderschöner Plenarsaal geworden, mit dem alle 
Abgeordneten von allen Fraktionen sehr zufrieden 
sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich weiß ich, daß eine runde Sitzordnung 
noch keine Garantie dafür darstellt, daß nicht auch in 
Zukunft geschieht, was die Menschen draußen so 
abstößt und aufregt: die Beschimpfungen, der Mangel 
an Fairneß, die Schläge unter die Gürtellinie und die 
demagogischen Attacken, die hier ablaufen. Aber 
solange derjenige unter uns mit dem stärksten Beifall 
seiner Fraktion rechnen kann, der die gröbsten Ver-
einfachungen, die schärfsten Attacken, die oberfläch-
lichsten Kalauer losläßt, so lange wird auch eine 
andere Sitzordnung nichts am Stil dieses Hauses 
ändern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Aber es ist auch nicht auszuschließen, daß es eine 
Wirkung hat, wenn die Abgeordneten der verschie-
denen Fraktionen einander ins Gesicht sehen, wenn 
durch die Sitzordnung demonstriert wird: wir müssen 
gemeinsam nach Lösungen suchen, wir sitzen in  

einem Boot, wir setzen uns an einen Tisch, wir sind 
gleichberechtigte Abgeordnete, die mit der Regie-
rung und dem Bundesrat verpflichtet sind, vernünf-
tige Entscheidungen zu treffen. 

Wenn wir uns aber für einen solchen Plenarsaal ent-
scheiden, wird man uns vorwerfen, wie es heute ja 
auch der Fall war, wir wollten „das wichtigste Denk-
mal der Geschichte der Bundesrepublik liquidieren". 
Ich lasse das einmal so stehen; denn am alten Plenar-
saal hängen tatsächlich viele Erinnerungen an die 
ersten vier Jahrzehnte unserer Republik. Ich würde 
aber auch nicht gleich jeden zum geschichtslosen 
Gesellen abstempeln, der andere Prioritäten setzt und 
z. B. die Altstadtsanierung seiner Heimatstadt oder 
das Berliner Luftbrückendenkmal für wichtiger hält 
oder eine KZ-Gedenkstätte für bedeutsamer in unse-
rer Geschichte ansieht. 

Es geht gar nicht um die Frage, ob der alte Plenar-
saal ein geschichtsträchtiger Ort ist. Natürlich ist er 
das. Es geht darum, daß wir zur Kenntnis nehmen 
müssen, daß die Erhaltung dieses Saales aus bautech-
nischen Gründen lediglich vorgetäuscht werden 
könnte. Das hat, meine ich, auch ein bißchen etwas 
mit Kitsch zu tun, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

daß allenfalls einige Versatzstücke des alten Bau-
werks wiederverwendet werden können, während in 
Wirklichkeit alles im alten Stil neu gebaut werden 
müßte. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ganze Danzig 
ist dann Kitsch! In Ihrer Logik ist das alles 

Kitsch!)  

— Darüber kann man sich sehr streiten. Nur ist es 
eben so, daß in Danzig überhaupt nichts mehr übrig-
geblieben ist. — Weil das Alte neu gemacht werden 
mußte, halte ich es für ehrlicher und auch für besser, 
einen modernen Neubau anzustreben, in dem wir uns 
wohlfühlen und wiederfinden können und gerne 
arbeiten. 

Daß außerdem geplant ist, auch neue Abgeordne-
tenbüros zu bauen, begrüße ich ganz besonders, da 
ich zu dem armen Teil der Abgeordneten gehöre, die 
bis jetzt lediglich ein kleines Arbeitseckchen im Büro 
ihres Mitarbeiters zugestanden bekommen haben. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das ändert sich mit 
der Zeit noch!) 

Insgesamt wünsche ich, daß der Neubau zügig vor-
anschreitet und daß wir während dieser Bauzeit nicht 
wieder dringliche Anfragen an die Bundesregierung 
wegen illegaler Beschäftigung von Leiharbeitern rich-
ten müssen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Dr. Daniels (Bonn). 

Dr. Daniels (Bonn) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die bishe-
rige Diskussion — von den 40 Sitzungen habe ich nur 
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ganz wenige miterlebt — über die Neu- und Umbau-
ten des Deutschen Bundestages erinnert ja ein wenig 
an die Echternacher Springprozession, 

(Beifall und Heiterkeit) 

allerdings mit einem entscheidenden Unterschied, 
nämlich daß sich die Echternacher Springprozession 
doch immerhin kontinuierlich nach vorne bewegt und 
schließlich dann auch am Ziel ankommt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das kommt durch 
den Parlamentarischen Staatssekretär, der so 
heißt! Deswegen geht es jetzt vorwärts! — 

Oh-Rufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich will die Leidensge-
schichte hier natürlich nicht wiederholen. Der letzte 
Akt begann damit, daß der Ältestenrat des Deutschen 
Bundestages schon einmal mit großer Mehrheit 
beschlossen hatte, daß wir den Plenarsaal abreißen 
und neu bauen. Dafür hatte das Plenum des Deut-
schen Bundestages bereits Mittel in den Haushalt ein-
gestellt. 

Dann traten die Denkmalschützer auf den Plan. Wir 
haben ihre Bedenken außerordentlich ernst genom-
men und aus diesem Grunde noch einmal monatelang 
untersuchen lassen, ob es denn überhaupt eine Mög-
lichkeit gibt, 

(Dr. Vogel [SPD]: Was das gekostet hat!) 

diesen Plenarsaal zu erhalten und gleichzeitig die 
baulichen Mängel zu beseitigen, damit er wieder eine 
für uns tragbare Versammlungsstätte wird. 

Das Ergebnis würdigt der Bundesbauminister 
abschließend — ich zitiere — : 

Es bleibt festzuhalten, daß im Zuge der Sanierung 
wesentliche Teile des Plenarsaals entfernt, 
ersetzt oder wieder eingebaut werden müssen. Es 
ist fraglich, ob unter diesen Umständen noch von 
der Erhaltung eines Denkmals gesprochen wer-
den kann. 

Wir stehen also vor der Situation, daß wir entweder 
diesen Plenarsaal weiter benutzen — dann müssen 
wir ihn so umbauen, daß von einer Erhaltung des 
Denkmals kaum noch gesprochen werden kann —, 
oder wir erhalten ihn, wie er ist — das schlagen ja auch 
manche Heimatschützer und Denkmalpfleger vor —, 
und ziehen selbst aus — an eine andere Stelle und 
bauen dort wieder neu. Diese Alternative hat der 
Deutsche Bundestag 1981 nach früheren anderen Plä-
nen mit Recht bereits verworfen. 

(Duve [SPD]: Das schreibt die „FAZ" heute!) 

Denn hier, an der Görresstraße, ist der historische Ort, 
der 1949 als Bundeshaus ausgewählt wurde, die Pä-
dagogische Akademie, im Stile des Bauhauses errich-
tet, von den Nazis als „undeutsche Architektur" ver-
unglimpft, dann in den Jahren des Provisoriums im 
Schnellverfahren ergänzt, erweitert und nicht selten 
auch verschandelt. 

Aber es ist dennoch diese Gesamtheit der histori-
sche Ort der Tradition. Das, so scheint mir, in seiner 
Gesamtheit ist auch das Geschichtsdenkmal Bundes-
haus. Nicht alle Zutaten, nicht jeder einzelne Stein 
sind denkmalswert. Der Standort selbst allerdings darf 

nicht zur Disposition stehen. Wer den Plenarsaal sei-
ner Funktion beraubt, ihn zum Museum macht, wer 
den Deutschen Bundestag aus diesem Plenarsaal ver-
treibt und an einer anderen Stelle, auf einem Fußball-
platz, einen Neubau errichtet, der zerstört in Wahrheit 
das Geschichtsdenkmal Bundeshaus. 

Wir haben also nur die Wahl zwischen einer bau-
konservatorischen Lösung, die in Wirklichkeit gar 
keine ist, bei der von einer Erhaltung des Denkmals 
letztlich nicht gesprochen werden kann, und einem 
Umbau an alter Stelle, der nur durch Abriß und Neu-
bau möglich ist. Nur dieser Neubau erlaubt wichtige 
funktionale Verbesserungen wie Heizungs- und Kli-
maanlage, Tageslichtdecke, Hochwassersicherung. 

Auch bei einem Neubau kann das Bild des bisheri-
gen Plenarsaals mit seinen besonderen Merkmalen — 
mit der Stirnwand, mit der Regierungsbank, mit der 
Bundesratsbank, mit der bisherigen Sitzanordnung — 
erhalten bleiben. 

Mein Plädoyer gilt deshalb einmal dem Erhalt des 
historischen Orts dieses Plenarsaals, zum anderen 
auch dem Erhalt des historischen Erscheinungsbilds 
und damit auch dem Geschichtsdenkmal Bundes-
haus. Es gilt nicht der Halbherzigkeit einer letztlich 
nur dem Namen nach baukonservatorischen Lösung, 
die im Grunde eine Augenwischerei gegenüber der 
Öffentlichkeit wäre. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Siehe Peters

-

berg!) 

— Herr Kansy nimmt mir das Wort aus dem Mund. Wir 
haben alle erlebt, wie es beim Petersberg im Zuge der 
Bauarbeiten ging, 

(Frau Matthäus-Maier [SPD]: Schlimm 
genug!) 

nachdem wir vorher auch eine baukonservatorische 
Lösung beschlossen hatten, die sich nicht hat durch-
führen lassen. 

Mein Plädoyer gilt deshalb einem Neubau an der 
Görresstraße am alten Platz, der die besseren Mög-
lichkeiten für überzeugende politische Arbeit der 
Zukunft bietet. 

Mein Plädoyer gilt schließlich dem Wunsch, das 
langjährige Hin und Her und Vor und Zurück nun 
endlich zu beenden und mit einem mutigen und in die 
Zukunft weisenden Beschluß mit städtebaulicher 
Qualität die heutige Debatte abzuschließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Cronenberg (Arnsberg). 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Herr Präsident! Ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Die vor 38 Jahren 
getroffene Entscheidung für Bonn als Regierungs- 
und Parlamentssitz war eine Entscheidung für ein 
Provisorium; das müssen wir uns bei dieser Debatte 
auch wieder vor Augen führen. Entsprechend proviso-
risch war auch der Ausbau des Hohen Hauses, der 
damals in erfreulich kurzer Zeit erfolgte. Offen 
gestanden, ich wünschte mir für manches Bauvorha- 
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ben, daß es so schnell ginge, wie dies damals möglich 
war. 

(Kolb [CDU/CSU]: Die Zeiten haben sich 
geändert!) 

— Die Zeiten haben sich, Herr Kollege Kolb, gründlich 
geändert, und was diesen Punkt anbelangt, nicht zum 
besseren. 

Schon 1950 gab es unverhohlene Kritik über zu 
schnelles und technisch schlechtes, unvertretbare 
Kosten verursachendes Bauen. Daß diese Kritik nicht 
unberechtigt war, belegen nicht zuletzt die Ihnen 
allen bekannten und vorliegenden Untersuchungen 
zur Bausubstanz des Plenarsaals. Wer davon allein 
nicht überzeugt ist, kann ja einmal einen Blick in den 
Plenarsaal werfen, um sich von der Richtigkeit dieser 
Feststellungen zu überzeugen. 

Seit Beginn der siebziger Jahre besteht aber auch 
Einvernehmen darüber, daß die Hoffnung auf eine 
Rückkehr in den Berliner Reichstag nicht bedeuten 
kann, daß diese Jahrzehnte andauernde provisorische 
Unterbringung zu einem Dauerzustand werden soll. 
Ein Arbeitsparlament, wie es der Deutsche Bundestag 
unumstritten ist, braucht Räumlichkeiten, die mit 
unseren eigenen Gesetzen und Bestimmungen in Ein-
klang stehen sollten. Dies sollten wir uns auch immer 
wieder ins Gedächtnis zurückrufen. Ich weiß aus eige-
ner leidvoller Erfahrung — mein eigener Betrieb steht 
zum Teil, richtigerweise, unter Denkmalschutz — , wie 
penibel darauf geachtet wird, daß Bauordnungen ein-
gehalten werden. Wenn man das vom Bürger ver-
langt, dann muß man das drüben im Plenarsaal und 
auch hier ebenfalls verlangen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

So vernünftig also die Abkehr von überzogenen 
Vorstellungen einer völligen Neugestaltung in der 
Kernmeile der Bonner Politik war, so unvernünftig 
erscheint es mir nun, dieses Provisorium zum Museum 
machen zu wollen. Was der Bürger draußen will und 
was auch wir sehen sollten, ist das Bedürfnis, die Kon-
tinuität unseres Parlaments auch in der Optik zu 
erhalten. 

Deswegen bin ich von Anfang dafür eingetreten, 
daß trotz Neubaus der Charakter des alten Plenarsaals 
erhalten bleiben soll. Neben Stirnwand mit Adler 
heißt das auch die Erhaltung der Sitzordnung in ihrem 
Gegenüber von Regierung und Parlament. Hier 
drückt sich ein grundlegendes Verfassungsverständ-
nis aus. Eine runde Sitzordnung dagegen würde nicht 
nur den Charakter des Parlaments verändern, son-
dern auch die Sichtbarkeit dieser mir notwendig 
erscheinenden Gewaltenteilung in unangemessener 
Form überdecken. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Ehmke [Bonn] [SPD]: Jetzt wird es 

schwach!) 

Ich halte es für richtig und wichtig, daß die mit der 
bisherigen Sitzordnung im alten Saal korrespondie-
rende Lobby als Räumlichkeit erhalten bleibt. Ein par-
lamentarischer Meinungsaustausch, in anderer Form, 
kann in dieser Lobby stattfinden; denn im Plenum 
geht es ja meistens kontrovers zu. Gesetze werden  

aber häufig und richtigerweise in ordentlicher Form 
friedlich in der Lobby besprochen. Deswegen ist mir 
an der Erhaltung der beiden Lobbys, sowohl auf der 
Seite der FDP wie der SPD, wenn ich das einmal so 
sagen darf, sehr viel gelegen. 

(Bindig [SPD]: Da flüstern Ihnen Ihre Lobby

-

isten ein, was Sie zu sagen haben!) 

—Aber ich bitte Sie; ich weiß doch, daß die Kollegen 
der SPD diese Lobby in der Vergangenheit für ver-
nünftiges, manchmal sogar gemeinsames Tun immer 
so nett genutzt haben und daß das Risiko, das Lobby-
isten in dem Sinne, wie Sie es meinen, verehrter Herr 
Kollege, dort Zugang finden, sehr gering ist, dies also 
ein risikoloses Unterfangen wäre. 

Ich trete also entschieden für die Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit des Hauses unter Beachtung der 
eben genannten Grundsätze ein: Wiederherstellung 
der Arbeitsfähigkeit durch die vorgeschlagene 
Lösung, und dies unter Wahrung der wünschenswer-
ten Kontinuität, d. h. Erhalt des Charakters des alten 
Plenums. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das vorgesehene Abstimmungsverfahren 
—das man möglicherweise noch etwas besser hätte 
gestalten können — gibt Ihnen die Chance, so zu ver-
fahren, wie ich es mir seit langem gewünscht habe. Ich 
bitte für diese Position um Unterstützung. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Teubner. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Zuhörinnen und Zuhörer! 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Und wir?) 

— Sie sind doch auch Zuhörer, Herr Kansy. Jetzt 
beschweren Sie sich mal nicht gleich. 

Gestern abend, am späten Abend, wurde hier im 
ziemlich leeren Saal die Debatte über ein Thema 
geführt, das in seiner Konfliktträchtigkeit und seiner 
gesellschaftlichen Bedeutung mit den ganz großen 
Themen vergleichbar ist, die uns in den letzten Jahren 
bewegen, nämlich mit den Fragen der Atomtechnolo-
gie und des Friedens. 

(Frau Roitzsch [Quickborn] [CDU/CSU]: Wir 
reden vom Plenarsaal!) 

Gegenstand der Diskussion gestern abend war der 
Bericht der Enquete-Kommission „Chancen und Risi-
ken der Gentechnologie". Er wäre es wert gewesen, 
vor einer größeren Öffentlichkeit, zu einem besseren 
Zeitpunkt und mit einem viel größeren zeitlichen Auf-
wand auch in diesem Plenum erörtert zu werden. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Nur drei waren von 
den GRÜNEN da!) 

Es ist ein bemerkenswertes Zeichen für das wahre 
Verständnis der in diesem Lande Herrschenden zur 
kritischen Öffentlichkeit, daß sie — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sieht man bei 
der Präsenz der GRÜNEN!) 
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— Ich komme gleich darauf zu sprechen, wo wir heute 
sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und wo waren Sie 
gestern abend? — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: 
Sie erdreisten sich, angesichts der mangel-
haften Teilnahme Ihrer Fraktion hier darüber 

zu reden?) 

—Ich habe mich gestern abend mit der Vorbereitung 
für heute beschäftigt. Das werden Sie mir wohl erlau-
ben. Ich schreibe meine Reden noch alleine. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Sie erdreisten sich, 
darüber zu reden, wenn Ihre Leute über-

haupt nicht da sind?) 

— Ich habe genauso wie jeder andere Palamentarier 
auch ein Recht, hier zu reden! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber nicht über 
andere zu schimpfen!) 

—Jetzt hören Sie mir erst einmal zu! Ich werde Ihnen 
gleich eine Erklärung geben, warum wir hier heute 
nur so sparsam vertreten sind. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Zur Sache! — Wei-
tere Zurufe) 

Dieser Bericht der Enquete-Kommission zur Gen-
technologie 

(Dr. Vogel [SPD]: Worüber reden wir hier 
eigentlich?) 

—ich komme gleich zum Thema  — 

(Jahn  [Marburg] [SPD]: Also reden Sie jetzt 
nicht dazu!) 

enthält ein ungeheures Potential an gesellschaftli-
chem Zündstoff. Der wurde aber praktisch an der 
Öffentlichkeit vorbei vom Tisch gebracht. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Wir sind bei einem 
anderen Tagesordnungspunkt!) 

An diesem Beispiel hat sich gezeigt, was für ein 
gestörtes Verhältnis Sie zu der von Ihnen im Zusam-
menhang mit den Bundesbauten so gern zitierten 
Offenheit und Transparenz haben. Das Beispiel 
zeigte doch genau wie Hunderte anderer praktisch 
unter Ausschluß der Öffentlichkeit getroffener Ent-
scheidungen, daß der alte Plenarsaal, und zwar im 
Zustand von 1953 mit seinen weitgehend zugebauten 
Fensterflächen, das beste Symbol für die Undurch-
schaubarkeit der tatsächlichen Machtausübung in 
diesem Land war und ist. 

(Unruhe bei der CDU/CSU) 

Es ist in den letzten Jahren und auch heute wieder 
so gern von der repräsentativen Demokratie gespro-
chen worden, die sich auch repräsentative Bauten 
erlauben könne, ja, die ihr Selbstverständnis auch in 
repräsentativen Bauten dokumentieren müsse. Ich 
erlaube mir die Frage, ob das in diesem Land herr-
schende System nicht längst und viel ehrlicher in den 
Bankpalästen von Mainhattan, in der Skyline von 
Frankfurt, repräsentiert ist. 

(Dr. Vogel [SPD]: Worüber reden Sie eigent-
lich? — Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das Geschei-
teste wäre, Sie läsen das Telefonbuch vor!)  

Meine Damen und Herren, wenn die Bevölkerung in 
der Bundesrepublik wieder davon überzeugt sein soll, 
daß sie wirklich selbst zu bestimmen hat, dann müs-
sen Sie sich schon etwas anderes einfallen lassen, 
müssen z. B. endlich einmal in Überlebensfragen 
einen Volksentscheid zulassen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der Plenarsaal fällt ein!) 

Wir wollten uns ja zunächst — das haben Sie völlig 
richtig mitgekriegt — an dieser Diskussion gar nicht 
beteiligen, 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das wäre auch bes

-

ser gewesen!) 

weil wir bei dem, was wir politisch für bedeutsam hal-
ten, eben andere Schwerpunkte setzen. Da hat gerade 
nach der gestrigen Regierungserklärung zur Nichtab-
rüstung die Blockade der Geilenkirchener Raketen-
basis für uns eben einen erheblich höheren Stellen-
wert als die Teilnahme an der Abstimmung über Bun-
desbauten. Denn das ist ja wohl klar, und es soll auch 
in dieser Stunde noch einmal betont werden: Wenn es 
uns nicht glingt, bald für die Verschrottung aller Waf-
fensysteme zu sorgen — und die Bundesregierung 
könnte, wenn sie wollte, den ersten Schritt dafür sofort 
tun — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Zur Geschäftsord

-

nung! ) 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, darf ich Sie 
einen Moment unterbrechen! Hier an diesem Redner-
pult kann man über alles frei reden, aber es muß einen 
Zusammenhang mit der Tagesordnung haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frau Teubner (GRÜNE): Warten Sie doch bitte die 
zweite Hälfte des Satzes ab! 

Vizepräsident Westphal: Nein, die Tagesordnung 
sieht vor, daß wir den Bau des Plenarsaals und des 
Bundeshauses miteinander besprechen. Ich bitte Sie, 
sich daran zu halten. 

Frau Teubner (GRÜNE): Herr Präsident, es geht 
aber auch um den Zusammenhang zwischen der 
Öffentlichkeit, der Bevölkerung, und unserem Selbst-
verständnis als Parlament. Es geht darum, welche 
Rolle die Öffentlichkeit spielt. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Demnächst liest sie 
das Adreßbuch von Moskau vor! — Heiter

-

keit — Dr. Vogel [SPD]: Ja, wegen der  Lan
-dungen!) 

Wenn es uns nicht bald gelingt, für die Verschrottung 
aller Waffensysteme zu sorgen, dann werden wir uns 
auf die Dauer über die Verrottung alter Bausubstanz 
überhaupt keine Gedanken mehr machen müssen. 

Bei unserem Plädoyer für die konservatorische 
Lösung geht es uns nicht um eine falsche Nostalgie 
oder Romantik. Es liegt uns auch fern, mit dem Lan-
deskonservator den alten Plenarsaal zu einem heili-
gen Ort hochzustilisieren. Aber wir haben es ja nun 
einmal wirklich mit einem historischen Denkmal im 
besten Sinne zu tun. Deshalb auch unser Antrag. Die 
Öffentlichkeit kann gespannt sein, wie Sie sich zu die- 
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sen wirklich unumstrittenen Prinzipien stellen, die wir 
in dem Antrag niedergelegt haben. 
„Daß der Kernbereich des Bundeshauses" — das 

hat Herr Jenninger vorhin auch schon zitiert — „als 
Ort und Sitz des Deutschen Bundestages und des Bun-
desrates, als Symbol für die Wiederbegründung der 
parlamentarischen Demokratie ein Geschichtszeug-
nis ersten Ranges darstellt" , hat heute noch niemand 
zu bestreiten gewagt. Hoffentlich beharrt Herr Mini-
ster Zöpel auf seiner Bereitschaft, diesen Streit zu 
wagen. Denn an ihm liegt es, die Zustimmung zum 
Abriß zu geben oder zu verweigern. 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Duve? 

Frau Teubner (GRÜNE): Es ist in diesem Haus eine 
Gepflogenheit, daß man Neulinge bei ihrer ersten 
Rede nicht durch Zwischenfragen verunsichert. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der SPD und der 
FDP — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ach, des-

wegen! Jetzt wird uns alles klar!) 
Ich bitte, das zu berücksichtigen. 

Vizepräsident Westphal: Nein, es ist Ihre freie Ent-
scheidung, ob Sie eine Zwischenfrage zulassen oder 
nicht. 
Bitte schön, fahren Sie fort. 

Frau Teubner (GRÜNE): Wenn sich Herr Minister 
Zöpel bei seiner Entscheidung auf einen Souverän 
berufen will — was ja völlig in Ordnung ist — , dann 
doch bitte auf den richtigen. Das ist in diesem Lande ja 
immer noch die demokratische Öffentlichkeit selbst. 
Wenn wirklich jemand von Ihnen Angst vor nassen 

Füssen hat oder davor, daß Ihnen dort drüben die 
Decke auf den Kopf fällt, dann lassen Sie dort drüben 
doch Ihr heiß ersehntes Deutsches Museum einzie-
hen, und tagen Sie weiter hier. Dann können Sie, 
nebenbei gesagt, auch noch eine Menge Geld sparen. 
Das sollte man ja auch nicht so ganz unterschätzen. 
Wenn es Ihnen aber wirklich ernst ist mit der heute 

auch schon oft zitierten Klimaverbesserung und Dia-
logbereitschaft, die in der Neubau-Diskussion so gern 
beschworen wird, muß ich sagen: Dann haben Sie in 
diesem Haus viel bessere Chancen, dem guten Willen 
die Tat folgen zu lassen. Daß Sie dazu nicht bereit 
sind, hat Ihre Reaktion auf meinen Vortrag bewie-
sen. 

(Beifall des Abg. Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE] — Kolb [CDU/CSU]: Das war kein 

Vortrag, das war eine Vorlesung!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat nun der 
Abgeordnete Dr. Ehmke. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Debatte um 
den Umbau dieses Hohen Hauses hat notwendiger-
weise zu einem Rückblick auf die Geschichte der 
Bundesrepublik geführt und damit auch auf die Wahl 
Bonns zur Bundeshauptstadt. Diese Wahl ist seiner-
zeit sehr umstritten gewesen. Heute besteht breite 

Übereinstimmung, daß mit der Wahl Bonns der Rang 
Berlins respektiert, die Einbindung der Bundesrepu-
blik in die Tradition westlicher Demokratien bekräf-
tigt und der föderative Aufbau der Republik unterstri-
chen worden ist. 

Der Bundestag hat in der Stadt Bonn größere öffent-
liche Wirkung entfalten können, als es vielleicht in 
einer Großstadt der Fall gewesen wäre. Das Bonner 
Parlaments- und Regierungsviertel ist bürgernah, 
wenn auch der Zugang von der Stadt zum Rhein durch 
die B 9 in sehr unglücklicher Weise erschwert wird. 
Die Lage des Bundestages am Rhein symbolisiert in 
besonderer Weise den Stellenwert dieser Parlaments-
gründung in der deutschen Geschichte. 

Die bauliche Geschichte des Bundeshauses ist in 
der heutigen Debatte bereits eingehend erörtert wor-
den: vom Bauhausgebäude der Pädagogischen Aka-
demie über die ersten Umbaupläne des Architekten 
Schwippert, die bereits einen kreisrunden Plenarsaal 
vorsahen, zum ersten Umbau durch die Bundesbaudi-
rektion im Jahre 1949 einschließlich des Anbaus des 
Plenarsaals mit den steilen Regierungs- und Bundes-
ratsbänken. Und wie Peter Conradi schon gesagt hat: 
Erst durch einen weiteren An- und Umbau 1956 
erhielt der Plenarsaal dann sein heutiges Gesicht ein-
schließlich der Stirnwand mit dem etwas füllig gerate-
nen Adler. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sehr füllig!) 

Angesichts dieser Baugeschichte, verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, will mir der Streit der letzten 
Jahre und Monate um die Mischung von Neubau und 
Restaurierung etwas künstlich erscheinen. Dieses 
Haus ist mit unserer Demokratie gewachsen. Wir wol-
len an seinem Ort unbedingt festhalten. Darum haben 
wir seinerzeit auch gegen die pompösen Neubau-
pläne für das Parlament gestimmt, abgesehen davon, 
daß sie auch mit dem Charakter der Stadt Bonn nicht 
vereinbar waren. Wir wollen dieses für die Geschichte 
der zweiten deutschen Demokratie so wichtige Haus 
behutsam fortentwickeln, wie wir ja auch unsere 
Demokratie insgesamt nicht unter Denkmalschutz 
stellen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich freue mich ja über dieses Wiedererwachen konser-
vativen Gedankengutes bei der FDP in dieser 
Debatte. Ich bin aber der Meinung: Weder unser 
demokratischer Staat noch unser Parlament dürfen in 
diesem Sinne museal werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube allerdings, ein Ja zum Umbau muß mit 
dem Eingeständnis verbunden werden, daß sich der 
Deutsche Bundestag — ich meine uns alle — in dem 
langjährigen Planungsverfahren als Bauherr nicht 
gerade mit Ruhm bekleckert hat. 

(Zurufe von der SPD: So ist es!) 

Lassen Sie mich nun zu der unter uns quer durch die 
Fraktionen immer noch strittigen Frage der Sitzord-
nung kommen. Der Vorschlag einer kreisförmigen 
Sitzordnung ist, wie gesagt, nicht neu; er stand am 
Anfang dieses Parlaments. Sicher läßt sich das Votum 
für die eine oder die andere Sitzordnung nicht staats- 
oder parlamentstheoretisch ableiten. Es bestehen 
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aber doch Zusammenhänge zwischen dem Parla-
mentsverständnis und der Sitzordnung, zwischen dem 
Parlamentsverständnis und der architektonischen 
Gestaltung. 

Vizepräsident Westphal: Darf ich einen Augenblick 
um Aufmerksamkeit bitten. Frau Kollegin Berger, 
seien Sie so nett und zeigen Sie uns Ihre Vorderseite 
nach hierher und setzen Sie sich dann anschlie-
ßend. 

(Heiterkeit) 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich kann für diese Bemer

-

kung leider keinen Ordnungsruf erteilen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Vizepräsident Westphal: Das war höflich und 
freundlich gemeint. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): So spiegelt die Sitzord-
nung des englischen Parlaments mit dem Gegenüber 
von Regierungs- und Oppositionsbank zweierlei 
wider: das Verständnis der Regierung als Ausschuß 
des Parlaments und das politische Wechselspiel eben 
nicht, verehrter Herr Kollege Vizepräsident, zwischen 
Regierung und Parlament, sondern zwischen Regie-
rungsmehrheit und Opposition, und zwar in einem 
auf dem Mehrheitswahlrecht beruhenden Zweipartei-
ensystem, bis jetzt jedenfalls noch. 

Die Sitzordnung kontinentaler Parlamente mit 
geringerer historischer Tradition spiegelt vor allem in 
der besonderen Regierungsbank stärker das alte kon-
stitutionelle Gegeneinander von Monarch und Parla-
ment wider. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wo hat denn der Monarch 
im Parlament gesessen?) 

Nationale und historische Sonderheiten kommen 
hinzu. 

Verehrter Herr Kollege Hirsch, in unserem alten 
Plenarsaal ist z. B. die pädagogische Herkunft des 
Gebäudes einfach in dem Anbau fortgeschrieben wor-
den: ein größerer Hörsaal mit zunächst stark erhöh-
ten, dann etwas herabgesetzten Bänken für die Regie-
rungsautoritäten. Nun habe ich nichts gegen Hörsäle, 
eigentlich auch nichts gegen Regierungsautoritäten, 
wenn sie denn die richtigen sind, Herr Kollege 
Schneider, 

(Heiterkeit — Zustimmung bei der SPD) 

nur, als sehr parlamentarisch habe ich den alten Ple-
narsaal nie empfunden. Er verleitet zum Ab- oder zum 
Vorlesen, und Zwischenrufe da drüben bleiben ent-
weder anonym, weil der Redner sie meist gar nicht 
verstehen kann, oder sie werden zu Zwischenschreien 
gesteigert, was der Debatte auch nicht nützt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich muß hier einmal etwas zu Ehren des Wasserwer-
kes sagen, das hier noch gar nicht richtig erwähnt 
worden ist. Ich finde diesen Raum sehr viel debatten-
freundlicher als den alten Raum. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das 

stimmt nicht! Ganz falsch!) 

— Ich finde ihn sehr viel debattenfreundlicher. Herr 
Kollege Kleinert ist anderer Meinung, aber er verfügt 
auch über längere Erfahrung als ich im alten Plenar-
saal. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das nicht! 
Das habe ich nicht behauptet! 

Ich bin der Meinung, für dieses Klima der Debatte — 
ich bin nun ganz erstaunt, daß meine liberalen 
Freunde mich hier nun im Stich lassen — ist es natür-
lich eine ganz entscheidende Frage, welche Sitzord-
nung einem parlamentarischen Debattenstil am ange-
messensten ist. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hamm-Brücher 
[FDP]) 

Das ist ein schlimmer Rückfall. Dieser Rückfall und 
das, was Sie hier über das Parlament sagen, ist fast 
schwerer zu verzeihen als die Wende. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, wenn 
Sie schon solche Bemerkungen machen, dann müssen 
Sie auch eine Zwischenfrage von Herrn Cronenberg 
zulassen. 

(Heiterkeit) 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Kollege Professor 
Ehmke, ist Ihnen eigentlich aufgefallen, daß der von 
Ihnen so gelobte Saal hier keine kreisrunde Anord-
nung hat und Debatte sehr wohl ermöglicht? 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich werde Ihnen gleich 
sagen, warum dies bei einem kreisrunden noch besser 
ist; ich bin gerade dabei. 

(Heiterkeit — Beifall bei der SPD) 

Sie sollten dies richtig verstehen. Das war die List der 
Vernunft. Sie sollten von diesem starren preußischen 
Hörsaalstil auf einen etwas zusammenbindenden 
Debattenstil eingeübt werden, den die Skandinavier 
Samtal, Sich- Zusammenreden, nennen. 

Aber bevor ich dazu komme, will ich zunächst ein-
mal sagen, daß eine kreisrunde Sitzanordnung, ver-
ehrte Frau Ingrid Matthäus-Maier, auch unserer poli-
tischen Ordnung sehr angemessen ist. Sie würde für 
unsere Besucher und unsere Fernsehzuschauer 
optisch erfahrbar werden lassen, daß die Regierung 
dem Parlament weder vorsitzt noch ihm übergeordnet 
ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der GRÜNEN) 

Sie würde die Bank des Bundesrates — ein Struktur-
element unserer föderativen Ordnung — in die 
Gesamtdebatte einbauen. Sie wäre schließlich auch 
Ausdruck der Tatsache, daß bei uns als ein Ergebnis 
des Verhältniswahlrechts im Regelfall Koalitionsre-
gierungen amtieren und nicht absolute Mehrheit 
einer Oppositionspartei gegenübersteht. Wenn sich 
daran etwas ändert, dann eher in dem Sinn, daß dies 
zur Zeit noch wahrer wird. 

Vor allem aber, verehrter Herr Kollege Mischnick 
und verehrter Herr Kollege Cronenberg, könnte eine 
solche Sitzordnung den Debattenstil positiv beeinflus-
sen. Die Debatte Auge in Auge und vom eigenen Platz 
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aus, Zwischenrufe und Zurufe in aller Hörweite, das 
Nebeneinander und das Miteinander bei allem 
Gegeneinander würden meines Erachtens sowohl 
manche Langeweile als auch manchen Krampf aus 
unseren Debatten nehmen. 

(Beifall bei bei der SPD) 
Die Debatten wären persönlicher, obwohl Parla-
mentsreden natürlich immer auch aus dem Fenster 
gehalten werden. Ich garantiere Ihnen: Wir würden 
erleben, daß diese Art des Debattenstils auch im Fern-
sehfenster der Zuschauer für das Hohe Haus und 
seine Arbeit werben würde, was heute keineswegs 
der Fall ist. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das kommt auf 
den Redner an!)  

Die Frage der Sitzordnung ist keine Frage der Welt-
anschauung, keine Frage der Parteizugehörigkeit. 
Darum möchte ich Sie alle bitten — besonders herz-
lich diejenigen, die bis jetzt noch nicht überzeugt 
waren; ganz, ganz besonders herzlich meine Kollegin 
Ingrid Matthäus-Maier — , sich doch diesen Argumen-
ten anzuschließen und heute für eine kreisförmige 
Sitzordnung zu stimmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP) 

Lassen Sie mich aber eines hinzufügen. Der schön-
ste Plenarsaal wird nichts nützen, wenn das Parlament 
leer bleibt oder sonst in ihm nichts los ist. Harold Laski 
hat die Gefahr eines zunehmenden Bedeutungsverlu-
stes des Parlaments in der Hektik des modernen Poli-
tikbetriebes schon vor 50 Jahren analysiert. Von 
Harold Laski stammt der Satz, das Parlament werde 
nur dann Bedeutung behalten, wenn in ihm Bedeu-
tendes geschehe. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter! 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich komme zum Ende, 
Herr Präsident. 

Vizepräsident Westphal: Das müssen Sie auch. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Der Deutsche Bundestag 
ist zunehmend in Gefahr, in einer Masse von Einzel-
heiten und Unwichtigkeiten zu ersticken. Das ist einer 
der Hauptgründe dafür, daß nicht nur der Plenarsaal 
oft leer, sondern auch die Parlamentsberichterstat-
tung der Medien oft erschreckend dünn ist. 

(Mischnick [FDP]: In England ist er viel lee

-

rer!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Ihnen sagen, daß Ihre Redezeit weit überschrit-
ten ist. 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Eine Minute, Herr Präsi-
dent. 
Ich begrüße die Reformbestrebungen von Kollegin-

nen und Kollegen, zu deren Sprecherin sich die ver-
ehrte Frau Hamm-Brücher gemacht hat. Aber diese 
Bestrebungen gehen nicht an den Kern der Sache, der 
eine Grundgesetzänderung erfordert. Wir müssen 
meines Erachtens die Plenarsitzungen und -entschei-
dungen auf wichtige politische Fragen beschränken  

und für das laufende Parlamentsgeschäft einfache 
Verfahren entwickeln. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, es ist 
nun leider so. Das war auch ein brauchbarer Schluß-
satz. 

(Heiterkeit) 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ein letzter Satz: — Mit 
einem Wort — — 

Vizepräsident Westphal: Tut mir leid, Herr Abge-
ordneter. Sie haben weit überschritten. Ich muß die 
Kollegen fair behandeln. Sie müssen aufhören. 

(Dr Bötsch [CDU/CSU]: Wir wohnen nicht 
alle in Bonn!) 

Dr. Ehmke (Bonn) (SPD): Ich beuge mich dem Prä-
sidenten. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat nun der 
Abgeordnete Dr. Möller. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! In einem Punkt stimme ich dem 
Kollegen Ehmke zu, nämlich was die Qualität dieses 
Wasserwerks und unseres Ersatzplenarsaals angeht. 
Am 9. September 1986 haben wir zum erstenmal hier 
in diesem Wasserwerk getagt. Damals haben alle, ins-
besondere unser Bundestagspräsident Dr. Jenninger, 
die Qualität dieses Werkes gelobt. Insbesondere 
wurde dankbar hervorgehoben, daß dieses Gebäude 
erhalten worden ist; denn auch dieses Gebäude war 
schon für den Abriß vorgesehen, und die Genehmi-
gung lag schon da. Heute sind wir dankbar, daß dieses 
Gebäude, dieses Wasserwerk nicht abgerissen wor-
den ist, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

sondern daß wir es als Ersatzplenarsaal sinnvoll nut-
zen können. Daran sollten wir uns heute erinnern. 
Denn mit der anschließenden Abstimmung über 

den Abbruch und über die konservatorische Erneue-
rung des Plenarsaals werden wir erneut gefordert, uns 
mit dem Denkmalschutz sinnvoll auseinanderzuset-
zen. Heute geht es nämlich um die Entscheidung, ob 
wir den zentralen Ort unserer parlamentarischen 
Geschichte und Gegenwart einfach abreißen und 
durch einen Ersatzbau ersetzen oder ob wir ihn sorg-
fältig sanieren und modernisieren, indem wir ihn 
erhalten. Mit der Zustimmung zu den Vorschlägen 
von Professor Behnisch — darüber müssen Sie sich 
alle klar sein — stimmen wir dem kompletten Abriß 
von der Görresstraße bis zum Rheinufer zu. Abgeris-
sen wird etwa auf einer Schneise von 30 Metern. 
Meine Damen und Herren, der 1949 vom Präsiden-

ten des Parlamentarischen Rates Konrad Adenauer in 
Auftrag gegebene und von Professor Schwippert ent-
wickelte und gebaute Plenarsaal wird dann der Ver-
gangenheit angehören. Ich werde dem Abbruch des 
Plenarsaals mit den übrigen Räumen nicht zustim-
men. Mit Recht hat Bundestagspräsident Jenninger 
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am 27. Juni 1986, als wir zum letztenmal im Plenar-
saal tagten, auf die historische Bedeutung des Rau-
mes hingewiesen. Er sagte: „Viele Mitbürger sehen in 
diesem Plenarsaal den Mittelpunkt unserer Demokra-
tie. " Da stimme ich ihm zu. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, mit dem Abriß des Ple-
narsaals reißen wir auch ein ganz wesentliches Stück 
unserer Geschichte weg. Auch wenn wir dank 
Dr. Dregger bei einem Wiederaufbau erreichen, daß 
der Charakter des bisherigen Plenarsaals möglichst 
unverändert weitgehend erhalten bleibt, ist ein neuer 
Plenarsaal in dieser Form nicht das Original. In dem 
vorhandenen Plenarsaal sind die wichtigsten Ent-
scheidungen unserer parlamentarischen und demo-
kratischen Entwicklung seit 1949 getroffen worden. 
Unsere parlamentarische Demokratie ist hier von 1949 
an wiederbegründet, gefestigt und praktiziert wor-
den, und der Bundestag mit seinem Plenarsaal stellt 
deshalb ein Geschichtszeugnis ersten Ranges dar. Die 
Geschichtlichkeit hat sich ohne Wenn und Aber in 
diesem Bundeshaus konkretisiert, wie es das Rheini-
sche Amt für Denkmalpflege deutlich und überzeu-
gend festgestellt hat. Deshalb ist das Bundeshaus mit 
dem Plenarsaal ein Baudenkmal von höchstem Rang 
und steht deshalb mit Recht unter Denkmalschutz. 

Meine Damen und Herren, ich kenne keinen Raum, 
keinen Saal, kein Gebäude in der Bundesrepublik 
Deutschland, in dem so wichtige, für Bürger und Staat, 
für Demokratie und Recht, für Freiheit und Sicherheit 
bedeutsame Entscheidungen gefällt worden sind wie 
im Plenarsaal des Deutschen Bundestages. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, der Plenarsaal ist der 
Bundestag, nicht das Hochhaus, nicht die anderen 
Gebäude. Deshalb ist der Plenarsaal ein Monument 
unserer Geschichte, aber auch ein Monument unseres 
Selbstverständnisses, und wenn wir es abreißen, rei-
ßen wir einen Teil unserer Geschichte ab. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, ich frage 
mich, wie wir unseren jüngeren Mitbürgern eigentlich 
klarmachen sollen, warum wir ein solches Symbol 
nationaler Bedeutung abgerissen haben. 

Wenn wir einen Neubau errichten, auch mit dem 
traditionellen Erscheinungsbild des bisherigen Ple-
narsaals, wird das eine Kopie, wird das eine Replik, 
wird das Dublette sein. Eine Kopie oder eine Replik ist 
aber nie das Original. 

(Conradi [SPD]: Das ist richtig! — Jahn [Mar

-

burg] [SPD]: Grundlegende Aussage!) 

Nur das Original ist Dokument für einen historischen 
Tatbestand. Eine Kopie ist im Gegensatz zum Original 
nie in der Lage, überzeugende Aussagekraft zu 
bekommen. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung 
machen. Am 1. Juli tritt das neue Bundesbaugesetz in 
Kraft. Übereinstimmend haben alle Fraktionen, haben  

wir im Ausschuß und Sie alle an der Formulierung des 
Gesetzes mitgewirkt, das gerade den Denkmalschutz 
in eine besondere Kategorie mit besonderer Bedeu-
tung stellt. Heute können wir beweisen, ob wir unsere 
eigenen Vorstellungen und Zielrichtungen ernst neh-
men und in die Tat umsetzen und dem Schutz unseres 
eigenen Denkmals, des Denkmals der Deutschen, den 
angemessenen Platz einräumen. 

Wie sollen wir dem Bürger klarmachen, daß er ein 
denkmalgeschütztes Objekt nicht abreißen darf, son-
dern erhalten und renovieren muß, wenn wir selbst 
einen solchen Ort unserer eigenen Geschichte trotz 
der Bedenken der Denkmalschützer abreißen? Heute 
können wir beweisen, daß wir unsere eigenen 
Gesetze ernst nehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich eine letzte Bemerkung machen. 
Wir alle kennen in Bonn, Herr Oberbürgermeister, das 
Bonner Beethovenhaus. In dieses Beethovenhaus soll 
ein kleiner Konzertsaal eingebaut werden. Was wür-
den wir sagen, wenn zum Einbau eines solchen Kon-
zertsaales zunächst das ganze Beethovenhaus abge-
rissen und dann als Neubau entstehen müßte? Wir alle 
wären entsetzt über die Behandlung eines histori-
schen Gebäudes. Mit dem Plenarsaal wird es nicht 
anders sein, wenn wir ihn abreißen. 

Ich bitte Sie deshalb eindringlich, sich heute für 
unsere Geschichte, für die Geschichte unseres Plenar-
saals zu entscheiden und gegen den Abriß zu stim-
men. Ich empfehle Ihnen deshalb, auf dem Stimmzet-
tel I für die Alternative B zu versehen; das nämlich ist 
die konservatorische Lösung, die den Abriß verhin-
dert. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord-
nete Kleinert (Hannover). 

Kleine rt  (Hannover) (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! 

(Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, Herr 
Kollege, warten Sie einen Moment. 

Meine Damen und Herren, Sie wissen, daß es dann, 
wenn es auf Abstimmungen zugeht, hier sehr unruhig 
ist. Aber diejenigen, die zu spät kommen, haben einen 
guten Grund, ganz besonders gut zuzuhören, damit 
sie nachher richtig abstimmen können. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Besonders wenn 
Herr Kleinert redet!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Kleinert. 

Kleinert  (Hannover) (FDP): Mit Beethoven wollten 
wir uns nicht unbedingt vergleichen; das scheint mir, 
gerade wenn ich mich so angucke, ein unangemesse-
ner Vergleich zu sein, 

(Heiterkeit und Beifall — Zuruf von der SPD: 
Eine Zumutung!) 
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Kleinert (Hannover) 

Wir haben heute gehört, daß dies alles in der Planung 
schon 17 Jahre lang gedauert hat. Wenn man sich 
möglichst lange Umwege vornimmt, dauern Wege 
nun einmal länger, man braucht mehr Zeit. Und hier 
hat es ja einige Umwege gegeben. Wir haben uns 
1979, als in diesem Saal alte Tische, die aus mir unbe-
kannten Gründen aufbewahrt worden sind, und 
kaputte Stühle und außerdem noch reichlich Maschi-
nen vorhanden waren, von Spinnweben überzogen, 
interfraktionell mit einer Gruppe von Kollegen ver-
sammelt, um das Auge der Öffentlichkeit auf die 
geplanten gigantomanischen Bauten in der Rheinaue 
zu lenken, die damals nämlich noch in der Diskussion 
waren. 

Heute haben sämtliche Redner das so ganz beiläu-
fig weggewischt, als wären sie nie dabei gewesen, als 
hier Mehrheiten dafür waren, dort hinten Dinge zu 
bauen, die dreimal so groß geworden wären wie alles 
zusammen, was hier derzeit existiert. Dies mußte erst 
alles einmal zurückgedreht werden. 

Außerdem mußte auch zwischen den Vertretern 
verschiedener Meinungen über die zweckmäßige 
Gestaltung eines Plenarsaales sehr trickreich gearbei-
tet werden, um verschiedene unerwünschte Zwi-
schenplanungen zu Fall zu bringen, so daß man unter 
denen, die jetzt als baukonservatorisch hier in 
Erscheinung treten, auch Leute findet, die lediglich 
verhindern wollten, daß eine zu große Eingangszone 
gebaut wird, daß deshalb die Straße umgebaut wer-
den muß, daß gegenüber die weltberühmte „grüne 
Mitte" entsteht mit einem netten Kriegerdenkmal in 
der Mitte und was dergleichen Planungen mehr 
sind. 

(Dr. Vogel [SPD]: Und daß Herr Kleinert 
umziehen muß; er will nicht umziehen!) 

— Lieber Herr Kollege Vogel, wenn ich umziehen 
müßte, um den Beweis zu erbringen, daß es mir um 
höhere Güter geht als um mein zweifelhaft behagli-
ches Büro, dann würde ich das tun, 

(Heiterkeit) 

weil es mir nämlich tatsächlich um die Umweltqualität 
in diesem Bereich geht, um etwas mehr menschliches 
Stadtbild anstatt zu viel steifer und gestelzter Feier-
lichkeit, die uns mit Sicherheit den Wählern nicht 
näherbringen wird, 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

sondern uns noch weiter von ihnen entfernt. 

Nachdem wir aber nun eine Reihe von taktischen 
Vor- und Rücksprüngen und Winkelzügen hinter uns 
gebracht haben, brauchen wir uns an früheren Denk-
mustern doch nicht mehr so streng festzuhalten. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Tun Sie es doch auch 
nicht!) 

Wenn das ganze Ensemble den Bundestag und seine 
40jährige Geschichte repräsentiert und in allen 
Bestandteilen oft genug geändert worden ist, wenn 
baulich gewichtige Gründe dafür sprechen, den Bau 
zunächst einmal abzureißen, statt scheinheilig mit vie

-

len Kunstgriffen ein wenig zu erhalten, um es wieder 
herzustellen, 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD — Duve [SPD]: Steinheilig!) 

dann ist das noch lange keine Kopie, kein Falsifikat, 
sondern dann ist das unter Umständen eine Verbesse-
rung des Originals, was unter einigen baulichen und 
technischen Bedingungen ohne weiteres gesagt wer-
den kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD) 

Ich habe mir kürzlich den sehr verdienstvollen 
Nachdruck des Werkes von Adam Smith zugelegt. 

(Duve [SPD]: Ziemlich spät!) 

Ich muß sagen: Ich habe große Freude an diesem 
Buch, wenn es auch nur eine Kopie ist. Es hat übrigens 
einige Nachteile einer etwa noch aufzutreibenden 
Originalausgabe nicht: Es zerfällt nicht so leicht, es 
riecht nicht so unangenehm, und es ist nicht annä-
hernd so teuer. 

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP, der CDU/ 
CSU und der SPD) 

Deshalb meine ich — ich bedauere, daß ich jetzt 
leider nur noch sehr kurz Zeit habe, auf den Haupt-
punkt einzugehen 

(Heiterkeit) 

den verdienstvollerweise Herr Ehmke angesprochen 
hat — , es ist viel wichtiger: Wie gestalten wir den 
neuen Plenarsaal innen? Dazu möchte ich anmerken, 
daß in der Beschlußvorlage meiner Meinung nach die 
wichtigsten Worte sind: erhalten soweit wie möglich. 
Wenn wir uns dahin verständigen können, daß wir 
noch einen breiten Raum haben, während der Errich-
tung der Baulichkeiten über die vernünftige Innen-
einrichtung nachzudenken, und wenn wir dabei im 
Auge haben, daß nur selten die List der Vernunft, die 
hier genannt worden ist, es ermöglicht, empirisch her-
auszufinden, wie es auch anders geht, nämlich in die-
sem Wasserwerk, dann kommen wir hoffentlich zu 
einer Lösung, mit der wir auch einen wichtigen Bei-
trag zum Stil des Hauses und seiner Debatten leisten. 
Daß auch anderes eine Rolle spielt, kann uns ja nicht 
davon befreien, auf jeden der maßgeblichen Punkte, 
also auch auf die bauliche Gestaltung, größte Sorgfalt 
zu verwenden. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP, bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat die Abgeord-
nete Frau Matthäus-Maier. 

Frau Matthäus-Maier (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich gehöre zu den 
Abgeordneten, die für die sogenannte baukonserva-
torische Lösung eintreten, 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Immer noch?) 

d. h. für eine möglichst umfassende Sanierung des 
Plenarsaales und gegen den Abriß. 
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Frau Matthäus-Maier 

Wenn wir — das sage ich ausdrücklich — in unse-
rem Land viele bauhistorische Denkmäler aus dieser 
zweiten Republik hätten, dann würde ich, lieber Kol-
lege Ehmke, der Alternative A mit dem neuen runden 
Saal zustimmen in der Hoffnung, daß es bessere 
Debatten und auch ein neues Verständnis gibt. 

Allerdings möchte ich hinzufügen: Der Haupt-
grund, warum aus meiner Sicht die Gewaltenteilung 
zwischen Regierung und Parlament bei uns so wenig 
klappt, liegt sicher nicht an dem einen Meter, den die 
Herren dort höher sitzen, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Damen und 
Herren!) 

sondern daran, daß, bei welcher Koalition auch 
immer, die Abgeordneten der Mehrheitsfraktion in 
Punkt und Komma der jeweiligen Regierung folgen. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Dazu sind sie auch 
da!) 

Ich halte diese Selbstamputation für schlimmer. 

Ich würde dem also zustimmen, wenn wir mehr 
Baudenkmäler hätten, wir haben aber so wenige; und 
dieser Plenarsaal gehört dazu. 

Er spiegelt einen wichtigen Teil der Geschichte die-
ser zweiten Republik wider. Er ist Symbol für die Wie-
derbegründung der zerstörten parlamentarischen 
Demokratie nach dem Kriege. Das Herzstück ist nun 
einmal dieser alte Plenarsaal, in dem alle wichtigen 
Entscheidungen dieser Republik getroffen worden 
sind. Auch die Bürger erkennen in dem Plenarsaal ihr 
Parlament, auch wenn sie nicht immer mit dem ein-
verstanden sind, was wir dort beschließen, oder sich 
oft ärgern, weil der Plenarsaal so leer ist. 

Dies ist übrigens nicht meine nostalgisch orientierte 
Privatmeinung, sondern weil eben der Plenarsaal ein 
Kulturdenkmal allerersten Ranges ist, hat er den Wert 
eines Baudenkmals und ist in die entsprechende Liste 
eingetragen. Wenn dieser Plenarsaal ein Baudenkmal 
im juristischen Sinne ist, sehe ich nicht ein, warum wir 
ihn nicht auch als Baudenkmal behandeln — er wurde 
übrigens im Einvernehmen mit Bundestag und Bun-
desrat in diese Liste aufgenommen — , so wie wir das 
von jedem Bürger verlangen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP) 

Ich kenne Bürger, auch in meinem Wahlkreis, die 
sauer sind, weil sie ihr Haus nicht umbauen dürfen, 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: So ist es!) 

da es unter Denkmalschutz steht. Ich glaube, wir wer-
den unglaubwürdig, wenn wir das vom einzelnen Bür-
ger verlangen, es als Gesetzgeber beim Plenarsaal 
aber nicht selber tun. 

In den letzten 40 Jahren haben wir eher zuviel als 
zuwenig abgerissen. Der Petersberg ist nur ein Bei-
spiel. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Die Bauordnungsmängel, insbesondere die Feuer-
schutzmängel, können mit der baukonservatorischen 
Lösung beseitigt werden. Herr Kleinert, das ist nicht 
scheinheilig, sondern wenn ich das richtig sehe, kann  

man hier sehr gut Denkmalschutz-, Brandschutz- und 
sonstige Auflagen erfüllen. 

Deswegen stimme ich der Alternative B zu und 
bitte, daß auch viele Kollegen zustimmen. 

Danke schön. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich bitte noch um ein bißchen Geduld. Wir haben noch 
zwei sehr kurz bemessene Reden vor uns. 

Jetzt hat der Abgeordnete Wolfgramm das Wort. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
glaube, wir sollten uns doch noch einen Augenblick 
mit dem Thema beschäftigen. Es ist eben nach der 
langen Zeit jetzt der Punkt der Entscheidung gekom-
men. 

Wenn Sie den Antrag I einmal zur Hand nehmen, 
finden Sie die Alternativen A und B. Wenn ich das so 
betrachte, sehe ich, daß die Alternative B, die Restau-
rierung, doch etwas lieblos behandelt worden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Der erste Teil ist etwas voluminös und mit guten Wor-
ten garniert, und der zweite enthält noch nicht einmal 
das Wort „historisch" . Ich meine, daß wir das auch bei 
der Abstimmung bedenken sollten. 

Es ist von der Tradition der Bundesrepublik gespro-
chen worden. Lieber Herr Kollege Conradi, Sie haben 
dabei nicht ganz bedacht, daß wir ein föderativer 
Staat sind. Die Tradition der Bundesrepublik findet 
nun eben hier in der Bundeshauptstadt, in Bonn, in 
besonderer Weise statt — wenn wir den Bund neh-
men, und das, was wir hier praktizieren, ist der Bund. 
— Deswegen, meine ich, müssen wir das schon etwas 
sorgsamer betrachten. 

Sie haben von Umbauen gesprochen, gegen das Sie 
sich nicht wenden wollten. Ein Umbau ist etwas ande-
res als ein Abriß. Ein Abriß ist nun einmal eine Besei-
tigung durch einen totalen Kahlschlag. 

Ich habe mit Interesse vernommen, daß der Kollege 
Kleinert uns hier deutlich machen wollte, daß die 
Kopie eben besser sei als das O riginal. Er hat wohl ein 
bißchen daran gedacht, daß der Bundestagsdichter 
Friedrich Neuhausen in einem Gedicht zum Bundes-
tag am Schluß gesagt hat: 

Bevor der Tag zu Ende geht, 

— er bezieht sich dabei auf einen Japaner — 

verkauft er ein Kopiergerät. 

(Heiterkeit) 

Ich meine, wir sollten schon sehen, daß das O riginal 
seinen Stellenwert hat. Wir sind der Auffassung, daß 
das O riginal so weit wie möglich erhalten bleiben 
sollte. Das Wort „museal" ist gefallen, von Herrn 
Ehmke. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Hätten Sie früher 
mal dran denken sollen!) 



1118 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 17. Sitzung. Bonn, Freitag, den 5. Juni 1987 

Wolfgramm (Göttingen) 

— Herr Ehmke, wenn Sie bei Carlo Schmid nachlesen, 
müssen Sie dieses Wort schleunigst zurücknehmen. In 
der Umgebung von Schumacher, von Dehler, von 
Carlo Schmid und von Adenauer zu sitzen und sie so 
weit wie möglich erhalten zu wollen ist nichts Nega-
tives. — Er hat sich sehr deutlich in seinen Memoiren 
darüber ausgelassen. Lesen Sie es einfach mal 
nach. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Großer Irrtum!) 

Wir sind gegen die kreisrunde Lösung, 

(Conradi [SPD]: Was heißt „Wir"?) 

— die FDP — , weil wir der Meinung sind, daß wir in 
einem föderativen Staat den Bundesrat nicht auslas-
sen können. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Fraktionszwang 
bei der FDP! — Conradi [SPD]: Echter Libe

-

raler!) 

Der Hinweis auf England, lieber Herr Kollege, geht 
fehl, England hat kein föderatives System. Ich möchte 
nach wie vor sehen, ob der Bundesrat hier ausrei-
chend vertreten ist. Wir hatten eine Nordseedebatte. 
Dabei war von den fünf Ländern, die an dem Thema 
Interesse hätten haben müssen, gerade eines vertre-
ten. Ich habe das gerne im Auge. 

Ich habe auch gerne im Auge, wenn die Regierung 
da sitzt und ihre Verantwortung damit deutlich 
demonstriert. Ich möchte das nicht verwischt haben. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Herr Kollege Conradi, Sie haben von dem freien 
Debattenstil gesprochen, der hier möglich sein könnte 
und müßte. Sie haben aber die zweite Frage des Herrn 
Kollegen Hirsch abgelehnt. 

(Conradi [SPD]: Der wollte doch reden!) 

Da hätte sich eine Debatte vielleicht entwickeln kön-
nen, aber Sie haben die Frage abgelehnt. So werden 
gute Vorsätze durch schlechte Gewohnheiten eben 
nicht zur Wahrheit. 

Der Kollege Kleinert hat hier für die GRÜNEN 
gesprochen. Na ja, wo sind denn die GRÜNEN jetzt? 
Warum sind sie bei einer so wichtigen Debatte nicht 
dabei? 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Sie machen außerparlamentarische Opposition, aber 
nicht hier im Parlament, wo es gerade um den Parla-
mentsbau geht. Übrigens, Herr Kleinert, den Beifall, 
den Sie vorhin bekommen haben, haben Sie nicht von 
den GRÜNEN bekommen, sondern von Frau Teubner. 
Wenn Sie nämlich das Protokoll nachlesen, sehen Sie: 
Beifall bei Frau Teubner, denn sonst waren keine 
GRÜNEN anwesend. 

Ich möchte Sie bitten, daß wir, wie immer wir heute 
entscheiden — Sie wissen, wo ich stehe — , die Ent-
scheidung dann mit Schwung und Mut vertreten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren! Ich sehe mit einiger Sorge, daß Kollegen spät 
kommen, aber früh ihre Zettel ausfüllen. Sie sollten 
das lassen. Es werden einige Erläuterungen erforder-
lich sein, damit ordentlich abgestimmt werden kann. 
Wir haben noch einen Redner; diese Geduld sollten 
Sie aufbringen. Dann werden wir den Abstimmungs-
prozeß erläutern. 

Das Wort hat der Abgeordnete Stücklen. 

Stücklen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! In diesen Tagen werde 
ich sehr häufig gefragt, da ich nun der letzte Abgeord-
nete des ersten Deutschen Bundestages bin, ob ich es 
verantworten könnte, daß der Saal, in dem die Bun-
desrepublik Deutschland, die parlamentarische 
Demokratie geboren wurde, Professor Heuss als erster 
Bundespräsident, Adenauer als Kanzler gewählt wur-
den und die entscheidenden Gesetze in der ersten und 
zweiten Legislaturperiode, die heute noch Grundlage 
sind, verabschiedet wurden, abgerissen wird. Natür-
lich bin ich geschichtsbewußt genug, um zu wissen, 
was dieser Plenarsaal, diese Stätte für die parlamen-
tarische Demokratie, nach 1945 für die Bundesrepu-
blik Deutschland, für heute und für die Zukunft, 
bedeutet. 

Aber ich bin kein illusionärer Mensch, der nicht die 
Realitäten sieht: Da gibt es einen Baukörper, zu dem 
meine eigene Fraktion einen Antrag eingebracht hat. 
In ihm steht: Es muß Tageslicht sein, die Klimaanlage 
muß herunter, der Saal muß hochwasserfrei gemacht 
werden. Die kann man nicht mit dem Kochlöffel 
machen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Das bedeutet, daß ein massiver Angriff rein vom Bau-
technischen her durchgeführt werden muß. 

Im übrigen haben wir ein leuchtendes, zumindest 
sichtbares Zeichen, nämlich den Petersberg: Man 
wollte ihn baukonservatorisch erhalten. Wenn Sie ein-
mal hineindürften — es geht nicht, er ist abgesperrt —, 
dann würden Sie sehen, daß mühsam, mit künstlichen 
Methoden die Arkaden aufrecht erhalten worden sind 
und nur so lange aufrecht erhalten werden, bis der 
andere Baukörper hochgezogen ist, damit man sie 
beseitigen kann. 

Meine Damen und Herren, ich will nur sagen: Ein 
alter Baukörper ist schwer so zu renovieren, daß die 
alte Substanz und damit die historische Bedeutung 
körperlich und räumlich vorhanden sind. Deshalb 
habe ich gesagt: Wenn wir schon diesen Eingriff in die 
Bausubstanz durchführen müssen — bis weit über ein 
Drittel der Substanz, und es ist keineswegs sicher, ob 
es bei diesem Drittel bleibt; das würde sich erst erwei-
sen, wenn man in der Durchführung ist — , dann, 
glaube ich, haben wir auch ein Recht, diesen Plenar-
saal nach moderneren Vorstellungen zu gestalten. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der SPD) 

Sie haben alle völlig recht. Als ich am 7. September 
1949 die konstituierende Sitzung des ersten Deut-
schen Bundestages miterlebte, hatte der Plenarsaal 
ein ganz anderes Erscheinungsbild: Es gab z. B. kei- 
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Stücklen 
nen Adler, es gab die Wappen der Länder usw. Dann, 
meine Damen und Herren, kam der zweite Ausbau 
1956. Alles dies ist geschildert worden. Trotzdem ist 
dieser Plenarsaal noch die historische Stätte. Auch 
wenn wir ihn jetzt gründlich renovieren, auch mit sol-
chen Mitteln — denn anders geht es bautechnisch gar 
nicht —, daß man von Abriß spricht, meine Damen 
und Herren — es sollte einmal einer von den Sachver-
ständigen auftreten und versuchen, dies anders dar-
zustellen —, 

(Zustimmung bei der SPD) 

bleibt dieser Plenarsaal doch eine historische Stätte. 
Dem tun der neue Fußboden, die neue Decke und die 
neugestaltete Stirnwand keinen Abbruch. Das Präsi-
dium in der Mitte, die Bundesregierung und der Bun-
desrat haben do rt  weiterhin ihren Platz. Das Erschei-
nungsbild dieses Plenarsaales bleibt für die deutsche 
Öffentlichkeit visuell und erst recht historisch erhal-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Deshalb, meine Damen und Herren, kann ich das mit 
meinem Geschichtsbewußtsein und mit meinem Erle-
ben in diesem alten Plenarsaal vereinbaren. Und des-
halb bitte ich: Geben Sie dem Fortschritt und der 
Historie gleichzei tig eine Chance! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Bevor wir nun zur Abstimmung kommen, möchte 
ich mitteilen, daß Frau Kollegin Hartenstein eine 
Erklärung zur Abstimmung nach § 31 der Geschäfts-
ordnung zu Protokoll gegeben hat.* ) 

Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 
Antrag auf Drucksache 11/406. Dazu und auch über 
den Antrag auf Drucksache 11/407 ist nament liche 
Abstimmung verlangt worden. 

Für die Abstimmung über den Antrag auf Druck-
sache 11/406 ist ein blauer Stimmzettel verteilt wor-
den. Der gelbe Stimmzettel ist für eine weitere gege-
benenfalls notwendig werdende nament liche Abstim-
mung vorgesehen — wir haben zu erwarten, daß sie 
erforderlich ist —, also für die Abstimmung über den 
Antrag auf Drucksache 11/407. 

Auf den Stimmzetteln tragen Sie bitte Ihren Namen 
— gegebenenfalls mit Ortszusatz — sowie Ihre Frak-
tion handschriftlich in Druckbuchstaben ein. Das 
macht klar, daß es keine geheime, sondern eine 
offene, namentliche Abstimmung ist. 

Und jetzt werde ich ein paar Erläuterungen geben 
und brauche dafür Ihre volle Aufmerksamkeit. Auf 
dem blauen Stimmzettel finden Sie sechs Möglichkei-
ten, ein einziges Kreuz zu machen. Es gibt die Alter-
nativen A und B. Sie haben bei A drei denkbare Ent-
scheidungsmöglichkeiten, dann natürlich keine mehr 
bei B. Oder Sie können für eine der drei Möglichkei-
ten bei B stimmen. Jeder Abgeordnete hat also nur 
eine Entscheidungsmöglichkeit, mehr nicht. Also, 

') Anlage 3 

machen Sie bitte nicht zwei Kreuze; sonst ist Ihr 
Stimmzettel ungültig. Ich bitte um Verständnis 
dafür. 

(Widerspruch und Zurufe) 

— Wenn Sie sich vorher nicht darauf eingerichtet 
haben, daß das hier erläutert wird und Ihren Stimm-
zettel schon falsch ausgefüllt haben, können Sie einen 
neuen Stimmzettel erhalten; ich höre, daß es genü-
gend Stimmzettel gibt. Geben Sie Ihren alten ab und 
holen Sie sich einen neuen! Sonst kommen wir in Aus-
zählungsschwierigkeiten. 

(Anhaltende Unruhe) 

—Darf ich noch ein bißchen um Ihre Aufmerksamkeit 
bitten. — Wir brauchen zunächst das Ergebnis der 
Abstimmung mit dem blauen Zettel. Erst wenn die 
Stimmen dieser Abstimmung ausgezählt worden sind, 
kann die zweite Abstimmung vorgenommen werden. 
Ich sage es noch einmal: Sie dürfen nur ein Kreuz an 
einer der sechs möglichen Stellen machen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen nun zur 
Abstimmung. Ich bitte die Schriftführer, die Plätze 
einzunehmen. — Das haben sie getan. 

Ich eröffne die nament liche Abstimmung und bitte, 
die ausgefüllten Stimmzettel in die hier vorne und do rt 

 hinten aufgestellten Urnen zu geben. 

Ich frage, ob es noch einen Abgeordneten gibt, der 
von seinem Stimmrecht Gebrauch machen will, es 
aber noch nicht getan hat. Er sollte es schnellstens tun. 
—Dann schließe ich die Abstimmung und bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen.' ) 

Ich bitte die Kollegen, inzwischen Platz zu nehmen, 
weil wir in der Zwischenzeit eine nichtnamentliche 
Abstimmung durchführen können. 

Meine Damen und Herren, es liegt uns ein Antrag 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 11/436 
vor. Wenn Sie ihn aufmerksam gelesen haben, wer-
den Sie möglicherweise gleich mir einige Bedenken 
bekommen haben. Der Antrag der Frakion DIE GRÜ-
NEN betrifft, wie es im Text ausdrücklich heißt, 
Grundfragen des Denkmalschutzes. Bei mir — so muß 
ich das sagen — bestehen Zweifel darüber, ob die 
Beschlußfassung über einen solchen Antrag über-
haupt in den Kompetenzbereich des Bundestages 
fällt. Es ist eindeutig eine Länderzuständigkeit, dazu 
Gesetze zu machen. 

Ich möchte Ihnen deshalb vorschlagen — ich kann 
das nur vorschlagen, ich kann das nicht entschei-
den —, den Antrag zu einer entsprechenden Prüfung 
in den Rechtsausschuß zu geben und ihn dann, wenn 
er von dort zurückkommt, hier im Plenum auf normale 
Weise zu behandeln. 

Herr Kleine rt , Sie wollen sich zur Geschäftsordnung 
melden? — Bitte schön. 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE) : In a ller Kürze. Erstens 
von der Sache her: Es geht darum, daß sich der Deut-
sche Bundestag in dem Zusammenhang, um den es 
heute geht, zu ganz bestimmten Grundprinzipien des 
Denkmalschutzes bekennt. Dazu ist er völlig frei. Weil 

*) Ergebnis Seite 1121A 
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es sich um eine politische Festlegung und damit indi-
rekt um eine Selbstverpflichtung handelt, ist der Bun-
destag völlig frei und durch keinerlei rechtliche 
Bedingungen gehindert. 
Punkt zwei: Ich muß sagen, ich empfände es als 

etwas ärgerlich und äußerst bedauerlich, wenn 
dadurch ein Präzedenzfall entstehen würde. Es war 
bisher üblich, daß entsprechend verfahren wurde, 
wenn vorher zwischen den Fraktionen einvernehm-
lich geklärt war, daß ein Antrag auf die Tagesordnung 
genommen und abgestimmt wird. Ich finde es be-
dauerlich, wenn dagegen plötzlich in letzter Minute 
Bedenken geäußert werden. 
Ich bitte daher um Abstimmung. Es macht keinen 

Sinn, diesen Antrag an den Ausschuß zu überweisen. 
Es begegnet überhaupt keinen Bedenken, daß sich 
der Bundestag hier zu Grundsätzen des Denkmal-
schutzes politisch erklärt. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Kleinert, 
meinerseits muß ich sagen, bei Entschließungen ist 
das eine völlig klare Sache. Da hat der Einbringende 
das Recht, zu verlangen, daß dann abgestimmt wird 
und nicht Überweisung erfolgt. Bei Anträgen — und 
Sie haben einen Antrag eingereicht — ist die Über-
weisung an einen Ausschuß unsere Praxis, und dieser 
Überweisungsantrag hat Vorrang. Ich kann keinen 
Antrag stellen. 
Sie haben zur Geschäftsordnung Ihre Meinung 

gesagt. Ich frage, ob die Auffassung des Präsidenten 
eine Unterstützung hat. Dann würde ich gerne darum 
bitten, daß dazu eine Meinungsäußerung des Ple-
nums erfolgt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das ist keine 
unparteiische Behandlung!) 

— Ich hatte danach gefragt, ob es eine Unterstützung 
gibt. 

(Zustimmung) 

Kann ich davon ausgehen, daß es eine geschäftsord-
nungsmäßige Meinung dazu gibt? — Sie haben sich 
zur Geschäftsordnung gemeldet. Bitte schön, Herr 
Conradi. 

Conradi (SPD): Ich übernehme den Antrag auf 
Überweisung an den Rechtsausschuß zur Prüfung des 
Sachverhalts. 

(Bohl [CDU/CSU]: Von wem übernehmen 
Sie denn?) 

Vizepräsident Westphal: Er übernimmt meine 
Anregung. Anders kann es ja wohl nicht gewesen 
sein. Ich habe versucht, mich sehr korrekt zu verhal-
ten. 

Meine Damen und Herren, ich habe nebeneinander 
stehen den Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN auf 
Abstimmung über ihren Antrag auf Drucksache 
11/436. Zur Geschäftsordnung ist dazu gesprochen 
worden. Meine Anregung ist zu einem Antrag 
gemacht worden in dem Sinne, daß eine Überweisung 
an den Rechtsausschuß zur Prüfung der Frage, die ich 
aufgeworfen habe, vorgenommen wird. 

Wollen Sie noch einmal zur Geschäftsordnung spre-
chen? 

Kleinert  (Marburg) (GRÜNE): Ich muß definitiv 
erklären: wenn eine solche Praxis hier Platz greift, 
dann kann in Zukunft keinerlei Absprache auf 
Geschäftsführerebene mehr Gültigkeit haben. Das 
kann nicht angehen. Entschuldigung, ich weiß, daß 
man den Präsidenten nicht kritisieren darf. Ich tue es 
hier ausdrücklich trotzdem. Es kann nicht angehen, 
daß auf diese Weise in Regelungen eingegriffen wird, 
die hier ansonsten als selbstverständlich gelten kön-
nen. Das kann nicht sein, das kann nicht sein. 

(Unruhe) 
Deswegen bitte ich ausdrücklich: Lassen Sie uns das 
hier umsetzen, was vorher verabredet worden ist, 
nämlich eine Abstimmung über den Antrag. 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Kleinert, ich 
habe meine Bedenken geltend gemacht. Ich bin sehr 
fair vorgegangen und habe Ihnen noch einmal das 
Wort  zur Geschäftsordnung gegeben. 
Gibt es dazu weitere Wortmeldungen? — Herr Kol-

lege Seiters, Sie möchten dazu sprechen? 

Seiters (CDU/CSU): Es war der Versuch unternom-
men worden, in der Frage der Überweisung vielleicht 
eine Übereinstimmung herbeizuführen. Nach diesem 
Beitrag haben wir keine Probleme mit einer Abstim-
mung zur Sache. Ich plädiere dafür, in der Sache 
abzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
nun stehen von der Geschäftsordnung her die Anträge 
gegeneinander, in der Sache abzustimmen oder an 
den Ausschuß zu überweisen. Der Antrag auf Aus-
schußüberweisung hat den Vorrang. Ich bitte diejeni-
gen um ein Handzeichen, die für Überweisung an den 
Rechtsausschuß sind. — Wer stimmt dagegen? Die 
Alternative dazu heißt: Jetzt abstimmen. — Das ist 
eindeutig die Mehrheit. Damit ist die Überweisung 
abgelehnt. 
Nunmehr lasse ich über den Antrag auf Druck-

sache 11/436 in der vorliegenden Fassung abstim-
men. Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Der Antrag ist bei einigen 
Enthaltungen mit großer Mehrheit abgelehnt wor-
den. 
Meine Damen und Herren, wir haben eine kurze 

Unterbrechung, bis die Schriftführer das Ergebnis der 
Abstimmung vorlegen. 

(Stücklen [CDU/CSU]: Über III abstimmen! 
Das hat mit dem anderen überhaupt nichts zu 

tun!)  
— Gibt es Einverständnis darüber, daß wir jetzt schon 
über den Antrag III des Präsidenten abstimmen kön-
nen? Dann brauche ich Sie nach der nächsten nament-
lichen Abstimmung nicht alle hierzubehalten. — Kein 
Widerspruch dazu. 
Wir stimmen über den Antrag III des Präsidenten 

auf Drucksache 11/408 betr. Bauvorhaben III — soge- 
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nannter Schürmann-Bau und seine Planungen — ab. 
Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag 
mit allen Stimmen gegen eine Stimme angenommen 
worden. 

Ich unterbreche die Sitzung für eine kurze Zeit und 
rufe Sie sofort wieder zusammen, wenn das Ergebnis 
vorliegt. 

(Unterbrechung von 13.52 bis 13.59 Uhr) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich darf die unterbrochene Sitzung wieder eröffnen. 

Ich kann Ihnen das von den Schriftführern ermit-
telte Ergebnis unserer ersten Abstimmung, also der 
Abstimmung über den Antrag auf Drucksache 11/406, 
bekanntgeben. Es wurden 360 Stimmen abgegeben. 
Davon war keine ungültig. 

Zum Ergebnis der Abstimmung über den Buchsta-
ben A des Antrags, d. h. sofortige Durchführung der 
genehmigten Planung: Mit Ja haben 335 Mitglieder 
gestimmt. Mit Nein haben 2 Mitglieder gestimmt. Es 
hat eine Enthaltung gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 
der Abstimmungen über die Buchstaben A und B der Anträge 

auf Drucksache 11/406 

Insgesamt abgegebene Stimmen 361 

Antrag A: ja 	314 

nein 	3 

enthalten 	1 

ungültig 	2 

Ja 

CDU/CSU 

Austermann 
Bauer 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blüm 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohlsen 
Borchert 
Breuer 
Buschbom 
Carstensen (Nordstrand) 
Dr. Daniels (Bonn) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Deres 
Dörflinger 
Dr. Dregger 
Ehrbar 
Eigen 
Dr. Faltlhauser 
Dr. Fell 
Fellner 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Dr. von Geldern 

Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Dr. Göhner 
Dr. Grünewald 
Günther 
Dr. Häfele 
Frau Hasselfeldt 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Hörster 
Dr. Hoffacker 
Frau Hürland-Büning 
Dr. Hüsch 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kossendey 
Kraus 
Krey 

Kroll-Schlüter 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Dr. Langner 
Lattmann 
Frau Limbach 
Link (Frankfurt) 
Lintner 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Dr. Miltner 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Dr. Neuling 
Neumann (Bremen) 
Niegel 
Dr. Olderog 
Pesch 
Petersen 
Pfeifer 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rauen 
Rawe 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Riesenhuber 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Rossmanith 
Dr. Rüttgers 
Ruf 
Sauer (Stuttgart) 
Sauter (Ichenhausen) 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Susset 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 

Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wilz 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zink 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Becker (Nienberge) 
Frau Becker-Inglau 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Brück 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Catenhusen 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Diller 
Dreßler 
Duve 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Emmerlich 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Dr. Gautier 
Gerster (Worms) 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Graf 
Großmann 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haack (Extertal) 
Haar 
Frau Hämmerle 
Frau Dr. Hartenstein 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Heyenn 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Klein (Dieburg) 
Koltzsch 
Kretkowski 
Kühbacher 
Kuhlwein 
Leidinger 
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Leonhart 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Meyer 
Müller (Pleisweiler

-

Oberhofen) 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Paterna 
Pauli 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Porzner 
Poß 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Schanz 
Scherrer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröer (Mülheim) 
Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stiegler 
Dr. Struck 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Waltemathe 
Wartenberg (Berlin) 

Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wieczorek (Duisburg) 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wischnewski 
Wittich 
Würtz 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Cronenberg (Arnsberg) 
Gattermann 
Gries 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Heinrich 
Dr. Hoyer 
Irmer 
Kleinert (Hannover) 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Lüder 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Frau Dr. Segall 
Dr. Thomae 
Timm 
Zywietz 

Nein 

CDU/CSU 

Dr. Warnke 

FDP 

Bredehorn 
Dr. Weng (Gerlingen) 

Enthalten 

CDU/CSU 

Glos 

Bei der Abstimmung über den Buchstaben B des 
Antrags — Erstellung einer neuen Planung — haben 
22 Mitglieder mit Ja gestimmt. Die anderen Möglich-
keiten haben keine Stimmen bekommen. 

Endgültiges Abstimmungsergebnis über 

Antrag B: ja 41 

Ja 

CDU/CSU 

Dr. Blank 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Dr. Czaja 
Dr. Dollinger 
Doss 
Geis 

Gröbl 
Harries 
Dr. Hennig 
Dr. Hornhues 
Dr. Kronenberg 
Dr. Laufs 
Dr. Möller 
Oswald 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Scharrenbroich 

Schulhoff 
Dr. Vondran 

SPD 

Gansel 
Lennartz 
Frau Matthäus-Maier 
Verheugen 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Dr. Feldmann 

Frau Folz-Steinacker 
Genscher 
Dr. Hirsch 
Hoppe 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Nolting 
Dr. Solms 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 

DIE GRÜNEN 

Kleinert (Marburg) 

Das heißt, wir haben mit doch beachtlicher großer 
Mehrheit entschieden, daß dem Vorschlag des Präsi-
denten gefolgt wird, mit der sofortigen Durchführung 
der genehmigten Planung zu beginnen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Wir kommen jetzt zu der nächsten Abstimmung. 
Dazu liegt die Bitte der Abgeordneten Frau Teubner 
vor, eine Erklärung nach § 31 unserer Geschäftsord-
nung abgeben zu können. Bitte! 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich habe eine persönliche 
Erklärung zum Ergebnis der Abstimmung über den 
Antrag auf Drucksache 11/436 abzugeben, den 
Antrag, den Sie vorhin mehrheitlich — mit Ausnahme 
von Herrn Kleinert und mir — abgelehnt haben. 

Ich habe diesen Antrag formuliert und habe ihn 
nicht formuliert. Es handelt sich bei diesem von uns 
vorgelegten Antrag wortgetreu um Auszüge aus dem 
Denkmalschutzgesetz des Landes Nordrhein-Westfa-
len. 

(Dr. Ehmke [Bonn] [SPD]: Das ist doch keine 
Erklärung zur Abstimmung! — Weitere 
Zurufe: Das wissen wir doch! — Das ist nicht 

neu! — Wir sind in der Abstimmung!) 

Vizepräsident Westphal: Einen Augenblick, meine 
Damen und Herren! Lassen Sie uns ruhig die Geduld 
aufbringen, auch dies hinzunehmen und zu ertra-
gen. 

Frau Teubner (GRÜNE): Ich finde es gerade in 
Anbetracht des Ergebnisses der namentlichen 
Abstimmung außerordentlich bemerkenswert, daß 
Sie versucht haben, diese Frage des Denkmalschut-
zes, die im Baugesetzbuch ja auch zur Bundessache 
erklärt worden ist, hier in den Rechtsausschuß abzu-
schieben, um sich vor der Frage zu drücken, wie Sie zu 
diesem Problem des Denkmalschutzes stehen. 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
unsere Debatte haben wir gehabt. Die Meinungen 
sind gebildet worden, und die Entscheidung ist gefal-
len. 

Wir kommen nun zu dem Antrag auf Druck-
sache 11/407. Sie haben die Möglichkeit, an einer der 
sechs Stellen auf dem Stimmzettel ein Kreuz zu 
machen. Wir verfahren in gleicher Weise wie eben. 
Die namentliche Abstimmung ist eröffnet. 
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Meine Damen und Herren, ich sehe, daß es keinen 
Kollegen mehr gibt, der von seinem Abstimmungs-
recht noch nicht Gebrauch gemacht hat. — Kann ich 
jetzt die Abstimmung schließen? — Ja. Ich bitte die 
Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. 

Ich sehe, daß viele Kollegen den Saal verlassen. Wir 
hier oben werden aushalten, bis ausgezählt worden 
ist, werden dann das Ergebnis mitteilen und danach 
die Sitzung schließen. Allen Kollegen, die jetzt schon 
abreisen und das Ergebnis im Radio oder im Fern-
sehen hören wollen, wünsche ich ein gutes Pfingst-
fest. 

Ich teile Ihnen das von den Schriftführern ermittelte 
Ergebnis der zweiten namentlichen Abstimmung 
über den Antrag auf Drucksache 11/407 mit. 

Zunächst zum Buchstaben C: 

Die Sitzplätze im Plenarsaal des Deutschen Bun-
destages werden so angeordnet, daß der Charak-
ter des bisherigen Plenarsaals möglichst unver-
ändert und in seinem Erscheinungsbild so weit 
wie möglich erhalten bleibt. 

Es wurden 356 Stimmen abgegeben. Dafür haben 
175 Mitglieder gestimmt. Es hat keine Nein-Stimmen, 
keine Enthaltungen und auch keine ungültigen Stim

-

men gegeben. 

Endgültiges Ergebnis 
der Abstimmungen über die Buchstaben C und D der Anträge 

auf Drucksache 11/407 

Insgesamt abgegebene Stimmen 357 

Antrag C: ja 	174 

ungültig 	3 

Ja 

CDU/CSU 

Austermann 
Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blüm 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Borchert 
Buschbom 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels (Bonn) 
Deres 
Dr. Dollinger 
Doss 
Dr. Dregger 
Eigen 
Dr. Faltlhauser 
Dr. Fell 
Fellner 
Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Fuchtel 
Ganz (St. Wendel) 
Dr. von Geldern 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 
Glos 
Gröbl 
Dr. Grünewald 
Günther 

Dr. Häfele 
Harries 
Frau Hasselfeldt 
Dr. Hennig 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Dr. Hoffacker 
Dr. Hornhues 
Frau Hürland-Büning 
Dr. Hüsch 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Limburg) 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Dr. Kappes 
Frau Karwatzki 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kossendey 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Dr. Langner 
Dr. Laufs 
Frau Limbach 
Link (Frankfurt) 
Lintner 
Dr. Lippold (Offenbach) 
Louven 

Dr. Miltner 
Dr. Möller 
Dr. Neuling 
Niegel 
Oswald 
Pesch 
Petersen 
Pfeifer 
Rauen 
Reddemann 
Regenspurger 
Dr. Riesenhuber 
Frau Roitzsch (Quickborn) 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Scharrenbroich 
Schartz (T rier) 
Schemken 
Scheu 
Dr. Schneider (Nürnberg) 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Schulze (Berlin) 
Schwarz 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Dr. Sprung 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Dr. Stoltenberg 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Frau Dr. Süssmuth 
Susset 
Dr. Unland 
Frau Verhülsdonk 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Weirich 
Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Dr. Wittmann 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Zeitlmann 
Zink 

SPD 

Dr. Apel 
Becker (Nienberge) 

Brück 
Duve 
Dr. Emmerlich 
Gerster (Worms) 
Graf 
Dr. Haack 
Frau Dr. Hartenstein 
Lennartz 
Frau Matthäus-Maier 
Nagel 
Nehm 
Niggemeier 
Paterna 
Porzner 
Schanz 
Stiegler 
Tietjen 
Wartenberg (Berlin) 

FDP 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Frau Folz-Steinacker 
Gattermann 
Genscher 
Gries 
Dr. Hirsch 
Hoppe 
Irmer 
Kohn 
Dr.-Ing. Laermann 
Dr. Graf Lambsdorff 
Lüder 
Mischnick 
Neuhausen 
Nolting 
Paintner 
Richter 
Rind 
Ronneburger 
Dr. Rumpf 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Thomae 
Timm 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 
Frau Würfel 
Zywietz 

DIE GRÜNEN 

Kleinert (Marburg) 

Jetzt folgt das Ergebnis der Abstimmung über 
Buchstabe D: 

Die Sitzplätze im Plenarsaal des Deutschen Bun-
destages werden kreisrund und abgesenkt ange-
ordnet. 

Hier haben 180 Mitglieder mit Ja gestimmt. 

(Beifall bei der SPD — Bindig [SPD] : Das wird 
der „Runde Peter" ! ) 

Es hat eine Nein-Stimme gegeben, keine Enthaltun-
gen und keine ungültigen Stimmen. 
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Vizepräsident Westphal 

Endgültiges Abstimmungsergebnis über 

Antrag D: ja 	178 

nein 	1 

ungültig 	1 

Ja 

CDU/CSU 

Bauer 
Frau Berger (Berlin) 
Börnsen (Bönstrup) 
Bohlsen 
Breuer 
Carstensen (Nordstrand) 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Ehrbar 
Fischer (Hamburg) 
Dr. Göhner 
Hauser (Esslingen) 
Hedrich 
Freiherr Heereman von 
Zuydtwyck 

Hörster 
Kolb 
Kroll-Schlüter 
Lamers 
Dr. Lammert 
Lattmann 
Dr. h. c. Lorenz 
Lowack 
Lummer 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Neumann (Bremen) 
Dr. Olderog 
Dr. Pfennig 
Dr. Pinger 
Dr. Pohlmeier 
Rawe 
Frau Rönsch (Wiesbaden) 
Rossmanith 
Dr. Rüttgers 
Sauer (Stuttgart) 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Todenhöfer 
Dr. Uelhoff 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Vondran 
Dr. von Wartenberg 
Weiß (Kaiserslautern) 
Werner (Ulm) 
Wilz 

SPD 

Frau Adler 
Andres 
Antretter 
Bachmaier 
Bahr 
Frau Becker-Inglau 
Bindig 
Dr. Böhme (Unna) 
Börnsen (Ritterhude) 
Brandt 
Dr. von Bülow 
Frau Bulmahn 
Buschfort 
Catenhusen 
Conradi 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Diller 
Dreßler 
Egert 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Erler 
Esters 
Ewen 
Frau Faße 
Fischer (Homburg) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Dr. Gautier 
Gilges 
Frau Dr. Götte 
Großmann 
Grunenberg 
Haack (Extertal) 
Haar 
Frau Hämmerle 
Hasenfratz 
Dr. Hauchler 
Dr. Hauff 
Heimann 
Heistermann 
Heyenn 
Horn 
Huonker 
Ibrügger 
Jahn (Marburg) 
Jaunich 
Dr. Jens 
Jung (Düsseldorf) 
Kastning 
Kiehm 
Kirschner 
Kißlinger 
Klein (Dieburg) 
Koltzsch 
Kretkowski 

Kühbacher 
Kuhlwein 
Leidinger 
Leonhart 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Meyer 
Müller (Pleisweiler

-

Oberhofen) 
Müntefering 
Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Frau Odendahl 
Oesinghaus 
Pauli 
Pfuhl 
Dr. Pick 
Purps 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rixe 
Roth 
Schäfer (Offenburg) 
Scherrer 
Schluckebier 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröer (Mülheim) 
Schütz 
Seidenthal 
Frau Seuster 
Sielaff 
Sieler (Amberg) 
Singer 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Dr. Sperling  

Steiner 
Frau Steinhauer 
Dr. Struck 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Waltemathe 
Weiermann 
Frau Weiler 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Frau Wieczorek-Zeul 
Wiefelspütz 
von der Wiesche 
Wischnewski 
Wittich 
Würtz 
Zeitler 
Zumkley 

FDP 

Dr. Feldmann 
Heinrich 

Nein 

FDP 

Dr. Hoyer 

Damit ist mit — wenn auch sehr knapper — Mehr-
heit die Alternative D — wie in der Behnisch-Planung 
vorgesehen — angenommen worden. 

(Conradi [SPD]: Adenauer wurde mit einer 
Stimme Mehrheit gewählt!) 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß 
unserer heutigen Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Dienstag, den 16. Juni 1987, 12 Uhr 
ein. 

Den restlichen anwesenden Kollegen und Gästen 
wünsche ich ein schönes Pfingstfest. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 14.20 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten  

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 5. 6. 
Dr. Ahrens * 5. 6. 
Amling 5. 6. 
Antretter * 5. 6. 
Frau Beck-Oberdorf 5. 6. 
Dr. Biedenkopf 5. 6. 
Frau Blunck * 5. 6. 
Böhm (Melsungen) *  5. 6. 
Dr. Briefs 5. 6. 
Carstens (Emstek) 5. 6. 
Clemens 5. 6. 
Frau Conrad 5. 6. 
Eimer (Fürth) 5. 6. 
Engelhard 5. 6. 
Engelsberger 5. 6. 
Feilcke 5. 6. 
Dr. Feldmann * 5. 6. 
Frau Geiger 5. 6. 
Dr. Geißler 5. 6. 
Dr. Götz 5. 6. 
Grüner 5. 6. 
Frau Dr. Hartenstein 5. 6. 
Dr. Hauchler 5. 6. 
Helmrich 5. 6. 
Frau Hensel 5. 6. 
Hiller (Lübeck) 5. 6. 
Irmer * 5. 6. 
Kittelmann *  5. 6. 
Kolbow 5. 6. 
Koschnick 5. 6. 
Kreuzeder 5. 6. 
Lemmrich * 5. 6. 
Lenzer * 5. 6. 
Link (Diepholz) 5. 6. 
Frau Luuk * 5. 6. 
Dr. Mertens (Bottrop) 5. 6. 
Dr. Meyer zu Bentrup 5. 6. 
Dr. Müller *  5. 6. 
Frau Nickels 5. 6. 
Niegel * 5. 6. 
Frau Olms 5. 6. 
Frau Pack * 5. 6. 
Penner 5. 6. 
Pfeffermann 5. 6. 
Reddemann * 5. 6. 
Reuschenbach 5. 6. 
Rühe 5. 6. 
Dr. Rumpf *  5. 6. 
Frau Rust 5. 6. 
Schäfer (Mainz) 5. 6. 
Dr. Scheer * 5. 6. 
Schily 5. 6. 
Schmidt (München)  * 5. 6. 
Schmitz (Baesweiler) * 5. 6. 
von Schmude * 5. 6. 
Dr. Schwarz-Schilling 5. 6. 
Frau Simonis 5. 6. 
Dr. Soell * 5. 6. 
Dr. Sprung 5. 6. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r)  entschuldigt bis einschließlich 

Stahl (Kempen) 5. 6. 
Stobbe 5. 6. 
Dr. Unland * 5. 6. 
Voigt (Frankfurt) 5. 6. 
Dr. Voigt (Northeim) 5. 6. 
Wissmann 5. 6. 
Dr. de With 5. 6. 
Wimmer (Neuss) 5. 6. 
Zierer * 5. 6. 
Frau Zutt 5. 6. 
Zywietz * 5. 6. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen Union 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 26. Mai 1987 mitgeteilt, 
daß sie die nachfolgenden Anträge zurückzieht: 

Antrag der Fraktion der SPD: Beseitigung nuklearer Mittel-
streckenraketen in Europa (Drucksache 11/48) 

Antrag der Abgeordneten Dr. Vogel, Wartenberg (Berlin), Egert, 
Heimann, Frau Luuk, Dr. Mitzscherling, Stobbe, Jahn (Mar-
burg), Müntefering und der Fraktion der SPD: Mietpreisbin-
dung Berlin als Dauerrecht (Drucksache 11/119) 

Die in Drucksache 11/138 unter Nr. 3.45 aufgeführte EG-Vorlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betreffend die Transpa-
renz von Maßnahmen zur Regelung der Preisfestsetzung für 
Arzneimittel für den menschlichen Gebrauch und ihre Einbezie-
hung in die staatlichen Krankenversicherungssysteme - KOM 
(86) 765 endg. - Rats-Dok. Nr. 4105/87 

wird als Drucksache 11/392 verteilt. 

Die in Drucksache 11/138 unter Nummern 3.152 und 3.153 aufge-
führten EG-Vorlagen 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt-
linie 71/305/EWG über die Koordinierung der Verfahren zur 
Vergabe öffentlicher Bauaufträge - KOM (86) 679 endg. - 
Rats-Dok. Nr. 4128/87 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates bezüglich der Annähe-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa-
ten betreffend die Bauprodukte - KOM (86) 756 endg. - Rats-
Dok. Nr. 4314/87 

werden als Drucksachen 11/442 und 11/443 verteilt. 

Der Vorsitzende des Finanzausschusses hat mitgeteilt, daß der Aus-
schuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richt-
linie 80/390/EWG zur Koordinierung der Bedingungen für die 
Erstellung, die Kontrolle und die Verbreitung des Prospekts, der 
für die Zulassung von Wertpapieren zur amtlichen Notierung an 
einer Wertpapierbörse zu veröffentlichen ist - KOM (87) 129 
endg. - Rats-Dok. Nr. 5642/87 (Drucksache 11/253 Nr. 2.3) 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Frau Dr. Hartenstein (SPD) zur 
Beschlußfassung betr. Wiederherstellung/Neubau-
ten des Plenarsaals des Deutschen Bundestages 
(Drucksachen 11/406 bis 11/408): 
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In einem stimmen alle überein: Was heute entschie-
den wird, ist nicht morgen wieder änderbar. Es wird 
längere Zeiträume überdauern als so manche Geset-
zesnovelle oder mancher Entschließungsantrag, über 
den wir heiß gestritten haben. 

Und ein Weiteres: Der künftige Plenarsaal, das 
künftige Gehäuse des Parlaments wird das Bild mit

-

prägen, das sich der Bürger von seinem Staatswesen 
und seinen Repräsentanten macht. Insofern sollte man 
sich hüten, die Wirkung architektonischer Formen zu 
unterschätzen. 

Aber was für die Zukunft gilt, galt auch schon für die 
Vergangenheit. Der alte Plenarsaal, in seiner ganzen 
Nüchternheit und Bescheidenheit, hat diese prägende 
Wirkung schon fast vier Jahrzehnte lang entfaltet; er 
ist unauflösbar mit der Geschichte unserer jungen 
Republik verknüpft. Das sollte man nicht wegwerfen, 
nicht zerstören. Hunderttausende von Besuchergrup

-

pen,  Hunderttausende von Schulklassen haben dieses 
Bild mit nach Hause genommen; das Fernsehen hat es 
vollends in alle Wohnstuben gebracht. Es geht nicht 
nur um die Stirnwand mit dem Adler, obwohl dieser 
Teil unleugbar das kräftigste Symbol darstellt; es geht 
um den gesamten Raumeindruck: mit dem Präsiden-
tensitz, dem Platz des Bundeskanzlers, der Regie-
rungsbank und der Bundesratsbank und den halb-
kreisförmigen Stuhlreihen der Abgeordneten. 

Hier sind alle wichtigen Entscheidungen gefallen, 
die unser Gemeinwesen (Herbert Wehner) kenn-
zeichnen; hier haben Männer und Frauen für ihre 
Überzeugungen gefochten, mit deren Namen die Ent-
wicklung der Bundesrepublik und ihr Platz in der Welt 
untrennbar verbunden sind. 

Ich möchte deshalb den Plenarsaal in seiner alten 
Gestalt erhalten sehen. Er verkörpert optisch die 
Geschichte unseres demokratischen Staates wie kein 
anderes Bauwerk. Und was wegen mangelhafter Bau-
substanz nicht erhaltbar ist, sollte in der alten Form 
wieder hergestellt werden. 

Das hat nichts mit modischer oder gar kränkelnder 
Nostalgie zu tun; nein, sondern mit dem Wissen, daß 
Tradition langsam wächst; und damit, daß sie sicht-
bare, erlebbare Zeugnisse braucht. 

Gerade weil wir uns nicht mit jahrhundertealten 
gefestigten Demokratien vergleichen können, gerade 
weil unsere Demokratie immer noch ein zartes Pflänz-
chen ist und weil wir nur wenige bauliche Zeugnisse 
demokratischen Geistes besitzen, sollten wir das 
wenige bewahren, was wir besitzen. 

Ich weiß wohl, daß der 1949 eilig aufgebaute alte 
Plenarsaal sich architektonisch nicht mit der Paulskir-
che in Frankfurt vergleichen läßt. Aber in seiner 
Bedeutung ist er nun einmal unsere Paulskirche am 
Rhein geworden. Die Teilung Deutschlands hat ihn 
dazu gemacht. Es ist manches zugunsten des Rund-
modells gesagt worden. Zweifellos hat eine solche 
Arena auch ihren Charme. Aber sie hat ebenso ent-
scheidende Nachteile. Der wichtigste ist, daß die Ver-
mischung von Legislative und Exekutive, die durch 
die enge Verzahnung von Regierung und Parlaments-
mehrheit in unserer Verfassung zwar angelegt ist, 
auch noch optisch festgeschrieben wird. Ein klares 

Gegenüber: hier Regierung — dort Parlament — 
bringt das Prinzip der Gewaltenteilung, das Grund-
lage eines demokratischen Systems ist, auch räumlich 
zum Ausdruck. In einem Rondell, in dem eins ins 
andere überfließt, erkennt der Bürger, ob er auf der 
Tribüne oder am Fernsehschirm sitzt, noch weniger 
diese tragende Grundidee der Gewaltenteilung. 

Andere Verfassungen ziehen, wie wir wissen, 
wesentlich schärfere Trennstriche, die Rechte und 
Kontrollaufgaben des Parlaments gegenüber der 
Regierung sind weit stärker ausgeprägt. 

Das ist gut so. Wir sollten als Parlament in diese 
Richtung wirken, d. h. in die Richtung der Stärkung 
und nicht der Schwächung des Parlaments, in die 
Richtung der Trennung und nicht der Vermengung 
der Aufgaben. Auch hier kann der Architekt das Pen-
del nach der einen oder der anderen Seite ausschla-
gen lassen. 

Eine letzte Bemerkung: es war viel von einer Bele-
bung der Parlamentsarbeit die Rede. Machen wir uns 
nichts vor: die Lebendigkeit eines Parlaments hängt 
von den Menschen ab, die darin reden, und nicht von 
der Anordnung der Sitzreihen; sie hängt von der 
Spannkraft des Geistes ab, von der Überzeugungs-
kraft der Sprache, von der Klarheit der Argumente, 
von der Souveränität der Redenden und Handelnden. 
Qualität speist sich aus anderen Quellen, sie ist nicht 
durch eine Kreisform zu erzeugen. 

Ich bin für den Plenarsaal in seiner alten Form. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Ronneburger (FDP) (Drucksache 
11/375 Fragen 2 und 3): 

Ist der Bundesregierung der Sachverhalt bekannt, daß zu 
Lehrgängen versetzte ledige Bundeswehrsoldaten von den Ein-
wohnermeldeämtern der Standortgemeinden zur Anmeldung 
ihres Hauptwohnsitzes im Standort aufgefordert werden und im 
Falle der Weigerung der betroffenen Soldaten, für diese Zeit 
unter Umständen den Verlust ihres Wahlrechtes und finanzielle 
Nachteile hinzunehmen, die Einwohnermeldebehörden ein 
Zwangsgeld und schließlich die Gemeinschaftsunterkunft als 
Hauptwohnsitz festsetzen? 

Wie beabsichtigt die Bundesregierung und gegebenenfalls 
wann, diese Einschränkung zu beheben? 

Zu Frage 2: 

Die Schwierigkeiten bei der melderechtlichen 
Behandlung von Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
sind der Bundesregierung bekannt. Die melderechtli-
chen Bestimmungen für Soldaten legen fest, daß 
Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit hinsichtlich der 
polizeilichen Meldepflicht landesrechtlichen Bestim-
mungen unterliegen. 

Das Melderechtsrahmengesetz des Bundes be-
stimmt, daß 

— die Hauptwohnung die vorwiegend genutzte Woh-
nung ist (§ 12 Nr. 2), 
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— in Zweifelsfällen die Hauptwohnung dort ist, wo 
der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen liegt 
(§ 12 Nr. 21) und 

— eine Meldepflicht nicht begründet ist, wenn der 
Aufenthalt „nicht länger als 3 Monate" dauert 
(§ 15 Abs. 1 Nr. 2).  

Nach den landesrechtlichen Bestimmungen legen 
dies die Kommunen so aus, daß eine Versetzung an 
den Standort und das Beziehen einer Gemeinschafts-
unterkunft den Tatbestand der Hauptwohnung erfüllt 
und somit die Anmeldung erfordert. 

Bisher war es durchaus gängige und unbeanstan-
dete Praxis, daß Kurzdiener mit einer Verpflichtungs-
zeit von bis zu 4 Jahren ihren Hauptwohnsitz am Hei-
matort beibehielten und sich am Dienstort nur mit 
Zweitwohnung anmeldeten, solange sie nicht durch 
Heirat oder eigenen Hausstand am Dienstort seßhaft 
wurden. Die Einführung des Hauptwohnungsbegriffs 
ins Melderecht läßt diese Möglichkeit nicht mehr zu. 
Künftig sind alle Soldaten auf Zeit verpflichtet, sich 
am Dienstort mit Hauptwohnsitz anzumelden, wenn 
sie dorthin einberufen, versetzt oder kommandiert 
werden, eine Gemeinschaftsunterkunft beziehen und 
sich länger als 3 Monate dort aufhalten. 

Zu Frage 3: 

Es ist unbest ritten, daß die Soldaten wie alle Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland die Melderechtsbe-
stimmungen kennen und beachten müssen. Es kann 
aber nicht übersehen werden, daß besondere militäri-
sche Lebensverhältnisse freiwillig dienender Solda-
ten flexiblere Regelungen erfordern. Es ist für junge 
Soldaten unverständlich, daß sie für einen zeitlichen 
begrenzten freiwilligen Dienst in der Bundeswehr 
staatsbürgerliche Einschränkungen hinnehmen müs-
sen: 

— Verlust der Wahlberechtigung an dem Ort, an dem 
der Schwerpunkt der Lebensbeziehungen liegt. 

— Kein Erlangen des Wahlrechts am betreffenden 
Standort bei Aufenthalt unter 6 Monaten. 

— Auf jeden Fall kein persönlicher Bezug bei Kom-
munal- und Landtagswahlen. 

— Verlust der steuerlichen Anerkennung von „Fami-
lienheimfahrt" an den Wohnort der Eltern (Hei-
matort). 

In aller Regel behalten verheiratete kurzdienende 
Soldaten auf Zeit mit einer Verpflichtungszeit von vier 
und weniger Jahren den Schwerpunkt ihrer Lebens-
beziehungen an ihrem Heimatwohnort, an den sie 
nach der Dienstzeit zurückkehren und zu dem sie 
während der Dienstzeit enge Bindungen aufrechter-
halten. 

Die Bundesregierung strebt daher an, das Melde-
rechtsrahmengesetz so auszulegen, daß Kommandie-
rungen mit Standortwechsel von Soldaten keine Mel-
depflicht auslösen. 

Mittelfristig wird geprüft, ob eine Regelung ermög-
licht werden kann, das Melderechtsrahmengesetz für 
unverheiratete Soldaten auf Zeit mit einer Verpflich-
tungszeit bis zu vier Jahren dahin gehend zu ändern/ 
ergänzen, daß ihre Hauptwohnung dort liegt, wo nach  

eigener Erklärung der Schwerpunkt der Lebensbezie-
hungen liegt. 

Anlage 5 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 11/375 Fra-
gen 41 und 42) : 

Hat der Bundesminister für Wirtschaft wegen seines strittigen 
Interviews in der „Welt" den Presserat angerufen, und liegt eine 
Entscheidung des Presserates vor? 

Beabsichtigt der Bundesminister für Wi rtschaft, im Falle einer 
negativen Entscheidung des Presserates rechtliche Schritte 
wegen des von ihm bestrittenen Interviews gegen die Zeitung 
einzuleiten? 

Zu Frage 41: 

Der Deutsche Presserat hat am 19. Mai 1987 über 
die Beschwerde des FDP-Vorsitzenden Dr. Bange-
mann beraten, den Streitfall aber nicht entschieden, 
sondern von einer Qualifizierung abgesehen. 

Zu Frage 42: 

Da der Presserat keine negative Entscheidung 
getroffen hat, erübrigt sich eine Antwort auf Ihre 
Frage. 

Anlage 6 
Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage des 
Abgeordneten Kirschner (SPD) (Drucksache 11/375 
Frage 48): 

Ist die Bundesregierung bereit, aus der in ihrer Antwort auf die 
schriftliche Frage 14 vom 24. April 1987 — Drucksache 11/188 — 
zu entnehmenden Erkenntnis, es sei schwerlich denkbar, daß 
mögliche rentenversicherungsrechtliche Nachteile die in 
geschützten Einrichtungen beschäftigten Behinderten von 
einem Wechsel auf den allgemeinen Arbeitsmarkt abhielten, die 
in direktem Widerspruch zur Begründung zu Artikel 7 Nr. 2 des 
Haushaltsbegleitgesetzes 1983 steht, Konsequenzen dergestalt 
zu ziehen, daß sie dem Deutschen Bundestag die sofortige Wie-
deranhebung der Bemessungsgrundlage für die Rentenversi-
cherungsbeiträge für Behinderte, die in Werkstätten für Behin-
derte beschäftigt sind, von jetzt 70 v. H. auf 90 v. H. vorschlägt, 
und wann ist gegebenenfalls ein solcher Vorschlag zu erwar-
ten? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die gesetz-
liche Mindestgrundlage für die Berechnung der Ren-
tenversicherungsbeiträge der in geschützten Einrich-
tungen beschäftigten Behinderten zu ändern. 

Die Senkung dieser Beitragsberechnungsgrund-
lage durch das Haushaltsbegleitgesetz 1984 war 
Bestandteil eines umfangreichen Maßnahmenbün-
dels, mit dem insgesamt das Ziel verfolgt wurde, die 
öffentlichen Haushalte zu konsolidieren. Die von 
Ihnen angesprochene Maßnahme darf also nicht iso-
liert gesehen werden. 

Die Frage einer Rücknahme dieser Maßnahme ist in 
der abgelaufenen Legislaturpe riode bei der Beratung 
ausführlich erörtert worden. Dabei wurde mehrheit- 
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lich zum Ausdruck gebracht, daß die Auswirkungen 
für den einzelnen Behinderten auch bei langfristiger 
Betrachtung vertretbar erscheinen. Auch die jetzige 
Mindestberechnungsgrundlage führt im Normalfall 
zu Renten, die die Behinderten im Rentenalter weit-
gehend von Sozialhilfe unabhängig machen. Der der 
Beitragsberechnung zugrundeliegende Geldbetrag 
entspricht für das Jahr 1987 einem monatlichen Brut-
toentgelt in Höhe von rd. 2 058 DM und liegt damit 
über dem tatsächlichen Entgelt einer nicht geringen 
Anzahl von Vollzeitbeschäftigten. 

Die von Ihnen angesprochene Begründung im 
Regierungsentwurf zum Haushaltsbegleitgesetz 1984 
enthält lediglich eine als Hilfserwägung aufgenom-
mene Vermutung über denkbare Auswirkungen beim 
Übergang einzelner Behinderter von der geschützten 
Einrichtung auf den allgemeinen Arbeitsmarkt. Diese 
Vermutung hat sich nicht bestätigt, wie aus der Ant-
wort des Staatssekretärs Baden vom 16. Ap ril 1987 auf 
eine Anfrage des Abgeordneten Dr. F riedrich hervor-
geht. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Höpfinger auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/375 
Frage 49) : 

Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um den vom Konkurs der Maxhütte betroffenen, im Rahmen von 
Sozialplänen bisher ausgeschiedenen Arbeitnehmern zusam-
men mit der bayerischen Staatsregierung zu helfen, und welche 
konkreten Möglichkeiten bestehen, Mittel für Sozialpläne 
bereitzustellen, die den Arbeitnehmern angeboten werden sol-
len, die im Rahmen der Sanierungsbemühungen ihren Arbeits-
platz verlieren? 

Nach den Richtlinien des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung zu Artikel 56 § 2 b EGKS- 
Vertrag erhalten die vom Konkurs der Maximilians-
hütte betroffenen Arbeitnehmer zusätzlich zu den Lei-
stungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz soziale 
Anpassungshilfen. 

Diese stehen grundsätzlich den einzelnen Arbeit-
nehmern zu. Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung 
beschlossen, die Sozialleistungen im Rahmen des 
EGKS-Vertrags bei der Bezugsdauer von Wartegeld, 
den Umschulungsbeihilfen und den Übergangsbeihil-
fen zu verbessern. 

Mit der Übergangsbeihilfe nach § 14 der genannten 
Richtlinien werden den Unternehmen je freigesetz-
tem Arbeitnehmer ab dem 55. Lebensjahr für das 
zweite bis fünfte Jahr nach seiner Entlassung — unter 
Beachtung bestimmter Höchstgrenzen — 50 v. H. der 
von den Unternehmen gewährten laufenden Sozial-
planleistungen erstattet. 

Soweit das Unternehmen für seine betroffenen 
Arbeitnehmer keine laufenden Sozialplanleistungen 
gewährt oder seine Sozialplanverpflichtungen wegen 
Zahlungsunfähigkeit nicht mehr erfüllen kann, kön-
nen die Arbeitnehmer die ihnen zustehenden Anpas-
sungsbeihilfen — d. h. den sonst an das Unternehmen  

zu zahlenden Betrag — direkt beim zuständigen 
Arbeitsamt beantragen und von dort erhalten. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
11/375 Frage 52): 

Wieviel sogenannte „Selbsthilfegruppen" (freie, kirchliche 
und andere) gibt es in der Bundesrepublik Deutschland, wie 
haben diese sich in den letzten fünf Jahren entwickelt? 

Exakte Angaben über die Anzahl der Selbsthilfe-
gruppen in der Bundesrepublik Deutschland liegen 
nicht vor. Experten, die sich mit der Selbsthilfebewe-
gung wissenschaftlich beschäftigt haben, kommen 
auf Hochschätzungen von gegenwärtig ca. 40 000 
Selbsthilfegruppen. Es wird davon ausgegangen, daß 
im Durchschnitt 10 bis 16 Mitglieder in einer Gruppe 
mitarbeiten. 

In den vergangenen fünf Jahren ist die Gesamtzahl 
der Selbsthilfegruppen nach Auffassung der Experten 
deutlich gestiegen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Hoyer (FDP) (Drucksache 11/375 
Frage 53): 

Ist der im „Zeit"-Artikel vom 1. Mai 1987 (Hannelore Schulte; 
Europa von unten — kein Bedarf an Mitarbeit) vermittelte Ein-
druck richtig, daß es beim deutsch-französischen bzw. interna-
tionalen Jugendaustausch keine Einsatzmöglichkeit für ehren-
amtliche Helfer im sozialen Bereich gibt, und welche Möglich-
keiten sieht die Bundesregierung, die im „Zeit"-Artikel geschil-
derten Mißstände bei der Information über den Jugendaus-
tausch zu beheben? 

Der in dem „Zeit" -Artikel vermittelte Eindruck ist 
nicht richtig. 

Die aus dem Bundesjugendplan unterstützten inter-
nationalen Jugendgemeinschafts- und Sozialdienste 
bieten eine Fülle von kurzfristigen Programmen im In-
und Ausland von drei bis sechs Wochen an, vereinzelt 
auch bis zu drei Monaten, in denen Freiwilligendien-
ste u. a. auch im sozialen Bereich geleistet werden. 

Einsatzmöglichkeiten für langfristige Jugendsozial-
dienste im Ausland von einem Jahr und länger beste-
hen nur in Einzelfällen (jährlich etwa 150 bis 
200 Fälle). Einer Ausweitung stehen vor allem admi-
nistrative und finanzielle Barrieren entgegen wie das 
Erfordernis einer Arbeitserlaubnis und die Unmög-
lichkeit der ausländischen Partnerinstitutionen, die 
Kosten für Kranken- und Sozialversicherung zu über-
nehmen. 

Die Bundesregierung hat jedoch mit den zuständi-
gen britischen Stellen ein Modellprogramm im Rah-
men des Sozialen Jahres eingeleitet und beabsichtigt, 
vergleichbare Erfahrungen mit anderen Ländern, ins- 
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besondere Frankreich, zu sammeln, um dem sozialen 
Engagement Jugendlicher auch international eine 
verstärkte Chance zu geben. Sie wird sich daher auch 
im Rahmen des Deutsch-Französischen Jugendwerks 
für die Entwicklung mittel- und langfristiger Sozial-
dienste zwischen beiden Ländern einsetzen. 

Sie wird im übrigen drauf hinwirken, daß beste-
hende Informationsangebote der freien Träger, die 
auf diesem Gebiet tätig sind, gezielter gefaßt und bes-
ser koordiniert werden. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Fragen 
des Abgeordneten Kuhlwein (SPD) (Drucksache 11/ 
375 Fragen 61 und 62) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Deutsche Bundesbahn die Bemühungen von Kommunen — wie 
etwa der Stadt Ahrensburg — , die Ansiedlung von Spielhallen 
mit Geldautomaten einzuschränken, mit der Einrichtung solcher 
„Vergnügungsstätten" in Bahnhöfen unterläuft? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Bundesbahndi-
rektion Hamburg, daß „Unterhaltungs-Center" wie Spielhallen 
mit Geldspielautomaten „zu einem modernen Service-Angebot 
der Deutschen Bundesbahn zur Überbrückung von Wartezei-
ten" gehören und deshalb auch in Bahnhöfen eingerichtet wer-
den sollten? 

Zu Frage 61: 

Über die Zulassung jedes Spielhallenbetriebes, 
auch unter den Erfordernissen des Jugendschutzes 
und der neuen Spielverordnung, entscheiden die 
kommunalen Gewerbeaufsichtsbehörden. Die Deut-
sche Bundesbahn stellt im Zusammenhang mit der 
Errichtung von Spielhallen in Bahnhöfen lediglich 
geeignete Räumlichkeiten zur Verfügung, nachdem 
die örtlich zuständige Ordnungsbehörde einem 
Unternehmen die erforderliche Konzession erteilt 
hat. 

Dieses Verfahren gilt auch im Falle der Stadt 
Ahrensburg. 

Aufgrund hoher Anforderungen der Deutschen 
Bundesbahn hinsichtlich Standort (Randlage zum 
Passantenstrom) und Mieterauswahl haben sich bis-
her keine negativen Erfahrungen mit Unterhaltungs-
zentren in Bahnhöfen ergeben. 

Zu Frage 62: 

Bahnhöfe haben heute nicht mehr die alleinige 
Funktion eines Zubringers zum Schienenverkehr, 
sondern sind häufig auch attraktive innerstädtische 
Treffpunkte. Bei ihrer Gestaltung bemüht sich die 
Deutsche Bundesbahn deshalb um eine nachfragege-
rechte und ausgewogene Angebotspalette der Gastro-
nomie, des Handels, der Dienstleistung und der 
Unterhaltung. Nach Prüfung durch die kommunalen 
Ordnungsbehörden kann im Einzelfall hierzu auch 
die Errichtung einer Spielhalle gehören. Nach den 
Erfahrungen der Deutschen Bundesbahn ist davon 
auszugehen, daß in Fällen, in denen sie davon 
Abstand nimmt, einen Spielbetrieb zuzulassen, bin-

nen kurzer Zeit andere Spielhallen in der unmittelba-
ren Umgebung des Bahnhofs mit Genehmigung der 
örtlichen Stellen entstehen. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Reschke (SPD) (Drucksache 11/375 
Frage 63): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus dem 
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts, ihre Baulastträgerschaft 
für Straßen- und Autobahnen, die durch Wohnquartiere führen, 
betreffend, hinsichtlich der neufestgestellten Grenzwerte 
55/45 dB für Straßenneubau, und ist die Bundesregierung 
bereit, nach diesem Urteil Lärmschutzanlagen oder nachträgli-
che Abdeckelung von Straßen, die der Bundesrat anläßlich der 
Beratungen über den Verkehrswegeplan 85/90 empfohlen hat, 
erneut in ihre Überlegungen mitaufzunehmen? 

Eine Aussage darüber, ob und gegebenenfalls wel-
che Folgerungen aus dem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom 22. Mai 1987 für den Bund als Bau-
lastträger für die Bundesfernstraßen zu ziehen sind, ist 
erst nach Prüfung der schriftlichen Begründung des 
Urteils möglich; diese liegt noch nicht vor. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schulte auf die Frage des 
Abgeordneten Gansel (SPD) (Drucksache 11/375 
Frage 64) : 

Hat die Bundesregierung Konsequenzen gezogen aus der 
Beförderung von Kriegswaffen und Munition für kriegführende 
Staaten durch Seeschiffe, die die Bundesflagge führen, und ist 
sie bereit, Reeder und Kapitäne auf die einschlägigen gesetzli-
chen Bestimmungen hinzuweisen? 

Die Bestimmungen des Kriegswaffenkontrollgeset-
zes über die Genehmigungspflicht von Waffentrans-
porten sind unter den deutschen Reedern bekannt. 
Soweit Verstöße gegen das Kriegswaffenkontrollge-
setz bekanntgeworden sind, zeigen sie, daß diese 
nicht von deutschen Reedern, sondern von ausländi-
schen Charterern begangen worden sind. 

Der Bundesminister für Verkehr hat bereits in der 
Vergangenheit Gespräche mit den betroffenen Ver-
bänden (Verband Deutscher Reeder und Verband der 
deutschen Küstenschiffseigner) geführt und auf die 
einschlägigen Bestimmungen immer wieder hinge-
wiesen. Der Schutzverein deutscher Reeder hat 
zuletzt Mitte Mai in einem Rundschreiben an seine 
Mitglieder auf die Bestimmungen des Kriegswaffen-
kontrollgesetzes erneut hingewiesen. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus sehr sorg-
fältig die Frage geprüft, ob die zur Verfügung stehen-
den gesetzlichen Maßnahmen ergänzt werden müs-
sen. Sie betrachtet aber im Einvernehmen mit den für 
die Verfolgung zuständigen Staatsanwaltschaften 
die bestehenden Eingriffsmöglichkeiten als ausrei-
chend. 
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Die Bundesregierung wird auch weiterhin genau 
prüfen, ob die Voraussetzungen für die Genehmigung 
eines Waffentransportes eines deutschen Schiffes 
unter deutscher Flagge im Einzelfall vorliegen. In 
allen Fällen, in denen der Verdacht eines illegalen 
Waffentransportes besteht, wird die Bundesregierung 
im Benehmen mit der jeweiligen Staatsanwaltschaft 
dem Verdacht nachgehen. Herr des Verfahrens in die-
sen Fällen bleibt die jeweilige Staatsanwaltschaft. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Drucksache 
11/375 Fragen 65 und 66): 

Wieviel radioaktives Milch-/Molkepulver ist in der Bundesre-
publik Deutschland infolge des Reaktorunfalls von Tschernobyl 
angefallen, und wo befindet es sich derzeit? 

Was soll mit dem noch in der Bundesrepublik Deutschland 
befindlichen verstrahlten Milch-/Molkepulver geschehen, ins-
besondere in welcher Weise kann es durch ein von Prof. Roiner 
aus Hannover vorgeschlagenes Verfahren unschädlich gemacht 
werden? 

Zu Frage 65: 

In der Bundesrepublik Deutschland sind nach dem 
Reaktorunfall von Tschernobyl etwa 20 000 t kontami-
niertes Molkepulver angefallen. 7 000 t davon stam-
men aus der Zeit direkt nach dem Reaktorunfall. 
5 000 t hiervon wiederum wurden am 6. Februar 1987 
von der Bundesregierung in staatliche Obhut über-
nommen. Dieses Molkepulver enthält zwischen etwa 
2 000 und 6 000 Bq Gesamtcäsium pro kg und über-
steigt damit den festgelegten Grenzwert von 1 850 
Bq/kg. Damit ist keine Verkehrsfähigkeit mehr gege-
ben. Dieses Molkepulver lagert derzeit auf der Erpro-
bungsstelle 91 der Bundeswehr in Meppen (etwa 
3 000 t) und auf den Gelände der Gäuboden-Kaserne 
in Mitterharthausen (etwa 2 000 t). Weitere 2 000 t im 
Eigentum der Firma Meggle befindliches Molkepul-
ver lagern in Forsting. Bei diesem liegt die Kontami-
nation etwa im Bereich des Grenzwertes. Weitere 
etwa 13 000 t durch die Winterfütterung kontaminier-
tes Molkepulver sind in anderen Lagern der Firma 
Meggle vorhanden. Dieses Molkepulver liegt unter 
dem Grenzwert von 1 850 Bq/kg. 

Zu Frage 66: 

Es ist beabsichtigt, das in Obhut der Bundesrepu-
blik Deutschland sich befindende Molkepulver nach 
dem Verfahren von Prof. Roiner zu dekontaminieren. 
Derzeit verhandelt der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit mit verschiedenen 
Einrichtungen der Milchwirtschaft, um mit der 
Dekontamination beginnen zu können. Die hierzu 
erforderlichen technischen Vorversuche sind erfolg-
reich abgeschlossen. Das kontaminierte Molkepulver 
soll seinem ursprünglichen Verwendungszweck als 
Tierfutter wieder zugeführt werden. Der bei dem Ver-
fahren entstehende radioaktive Reststoff wird ord-
nungsgemäß endgelagert werden. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Schäfer (Offenburg) (SPD) (Druck-
sache 11/375 Fragen 67 und 68): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß das vor-
gesehene Endlager für radioaktive Abfälle in Gorleben offen-
kundig mehr Schwachstellen aufweist, als die Bundesregierung 
bisher bereit war anzuerkennen? 

Hält die Bundesregierung ihre bisherige Behauptung auf-
recht, die Endlagerung und Beseitigung der radioaktiven 
Abfälle, einschließlich des hochradioaktiven Mülls, sei in der 
Bundesrepublik Deutschland sichergestellt? 

Zu Frage 67: 

Der Unfall im Schacht 1 des Bergwerkes zur Erkun-
dung des Salzstockes Gorleben am 12. Mai 1987 zeigt 
zwar bergbauliche Probleme auf, sagt jedoch nichts 
über die Eignung des Salzstocks als Endlager für 
radioaktive Abfälle aus. Eine Aussage über die Eig-
nung kann erst nach Abteufen der Schächte und nach 
Abschluß der untertägigen Erkundung erfolgen. 

Zur Lösung der bergmännischen Probleme werden 
derzeit Konzepte erarbeitet, die ein sicheres Abteufen 
des Schachtes bis in das standfeste Salz hinein ermög-
lichen sollen. 

Von daher ist es verfehlt, im Zusammenhang mit 
dem bedauerlichen Arbeitsunfall von Schwachstellen 
des vorgesehenen Endlagers zu sprechen. 

Zu Frage 68: 

Wie in der Antwort auf Frage 67 dargelegt, stellt 
sich die Frage der Eignung des Salzstockes Gorleben 
aufgrund des Unfalls am 12. Mai 1987 nicht. Damit 
kann weiterhin von der bereits früher bestätigten Eig-
nungshöffigkeit des Salzstockes Gorleben ausgegan-
gen werden. Die Bundesregierung hält deshalb ihre 
bisherige Aussage aufrecht, daß im Rahmen des Ent-
sorgungskonzepts die Endlagerung und Beseitigung 
der radioaktiven Abfälle, einschließlich der hochra-
dioaktiven Abfälle, gesichert ist, zumal das Entsor-
gungskonzept nicht nur den Salzstock Gorleben, son-
dern auch das geplante Endlager in der ehemaligen 
Eisenerzgrube Konrad bei Salzgitter umfaßt. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Dr. Niehuis (SPD) (Drucksache 
11/375 Fragen 69 und 70): 

In welcher Weise war das Bundesministerium für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit an der Erarbeitung der Position 
der Bundesregierung zu den von der EG-Kommission vorge-
schlagenen Grenzwerten beteiligt, und welche Personen, Orga-
nisationen, Institutionen waren an der von der Bundesregierung 
einberufenen Kommission zur Erarbeitung von Vorschlägen für 
Grenzwerte der Radioaktivität zu Nahrungsmitteln beteiligt? 

Bedeuten die von der EG-Kommission vorgeschlagenen 
Höchstwerte für EG-Produkte eine Heraufsetzung der bisheri-
gen Grenzwerte, wenn ja, auf Grund welcher wissenschaftli-
chen Erkenntnisse ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die von der EG-Kommission vorgeschlagenen Höchstwerte für 
die Gesundheit der Bürger/innen unbedenklich sind, obwohl 
anderslautende wissenschaftliche Aussagen bekannt sind? 
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Zu Frage 69: 

Die Zuständigkeit für die Festlegung von Grenz-
werten der Radioaktivität in Lebensmitteln liegt beim 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. § 6 des Strahlenschutzvorsorgege-
setzes sieht vor, daß der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit durch Verordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Kontaminations-
werte im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit, sowie mit 
den Bundesministern für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten und für Wirtschaft festlegt. 

Bei dem jetzt vorgelegten Vorschlag der EG-Kom-
mission handelt es sich nicht um eine unverrückbare 
Position, sondern lediglich um eine Diskussions-
grundlage. Der Bundesminister für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit ist an den Diskussionen 
innerhalb der Bundesregierung beteiligt. 

Die Zusammensetzung der Kommission, die nach 
§ 6 StrVG Grenzwerte für die Bundesrepublik 
Deutschland erarbeiten soll, bin ich gerne bereit, 
Ihnen schriftlich mitzuteilen. Diese Kommission hat 
bisher noch keine Vorschläge für Grenzwerte 
gemacht. Bei den Beratungen sind die zu beteiligen-
den Ressorts und die Länder vertreten. 

Zu Frage 70: 

Die von der EG-Kommission vorgeschlagenen 
Höchstwerte für EG-Produkte würden eine Heraufset-
zung der bisherigen Grenzwerte der EG-Verordnung 
1707/86 bedeuten. Der Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit hat in seiner Pres-
seerklärung vom 21. Mai 1987 darauf hingewiesen, 
daß im Interesse eines vorbeugenden Gesundheits- 
und Umweltschutzes kein Anlaß besteht, von den bis-
herigen Grenzwerten der EG-Verordnung 1707/86 für 
die Zukunft abzuweichen. Die Bundesregierung hat 
bisher eine abschließende Bewertung der von der EG- 
Kommission vorgeschlagenen Höchstwerte nicht vor-
genommen. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Daniels (Regensburg) (GRÜNEN) 
(Drucksache 11/375 Fragen 73 und 74): 

Wie beurteilt die Bundesregierung auf Grund der Äußerun-
gen des Bundesumweltministers Dr. Töpfer am 20. Mai 1987 auf 
der Fachtagung des Bayerischen Umweltministeriums zur Ent-
sorgung von Atomkraftwerken in München, daß die Bundesre-
gierung am 1979 beschlossenen nuklearen Entsorgungskonzept 
(was Wiederaufarbeitungsanlage und Endlagerung des Atom-
mülls beinhaltet) festhalten wird, die Fortschritte beim Ausbau 
des Endlagers als integralem Bestandteil dieses Konzepts, und 
welche Konsequenzen würden nach Ansicht der Bundesregie-
rung unüberwindbare Probleme beim Bau des Endlagers in Gor-
leben für den Bau der Wiederaufarbeitungsanlage in Wackers-
dorf haben? 

Wo liegen nach Ansicht der Bundesregierung die geologi-
schen Ursachen für den tödlichen Unfa ll  im Schacht I des 
„Erkundungsbergwerkes" Gorleben, und welche Konsequen-
zen erwachsen daraus für die Verfolgung des integ rie rten Ent-
sorgungskonzepts? 

Zu Frage 73: 

In den Antworten zu Frage 67 und 68 des Abgeord-
neten Schäfer wurde dargelegt, daß sich die Frage der 
Eignung des Salzstockes Gorleben aufgrund des 
Unfalls am 12. Mai 1987 nicht stellt und daher weiter-
hin von der Eignungshöffigkeit des Salzstockes Gor-
leben ausgegangen werden kann. Die Bundesregie-
rung hält es für verfehlt, den Unfall am 12. Mai 1987 
zum Anlaß zu nehmen, die Fortschritte seit 1979 bei 
der Verwirklichung der Endlager für radioaktive 
Abfälle zu bestreiten. 

Unüberwindbare Probleme zur Erkundung des 
Salzstockes Gorleben bestehen nach derzeitigem 
Kenntnisstand nicht. In der Antwort zu Frage 68 ist 
bereits gesagt worden, daß die aufgetretenen berg-
baulichen Probleme mit technischen Mitteln gelöst 
werden können. Für den in der Frage unterstellten 
derzeit hypothetischen Fall unüberwindbarer Schwie-
rigkeiten in Gorleben müßte ein Endlager an einem 
anderen Standort, das für die Beseitigung auch wär-
meentwickelnder Abfälle eignungshöffig ist, erkun-
det werden. Konsequenzen für den Bau der Wieder-
aufarbeitungsanlage in Wackersdorf ergeben sich 
nicht. 

Zu Frage 74: 

Nach derzeitiger Kenntnis ist der Unfall am 
Schacht 1 des Erkundungsbergwerks auf den in einer 
Teufe von ca. 230 m, in einer ca. 10 m mächtigen 
Schicht, herrschenden Gebirgsdruck, nicht aber auf 
grundsätzliche geologische Probleme des Salzstockes 
zurückzuführen. Die mit dem Unfall verbundenen 
bergbaulichen Probleme führen zwar zu terminlichen 
Verzögerungen und höheren finanziellen Anforde-
rungen, sie können aber mit der derzeit verfügbaren 
Technik gelöst werden. Die Eignungshöffigkeit des 
Salzstockes Gorleben besteht — wie bereits in der 
Antwort zu Frage 67 dargelegt — weiterhin. Von 
daher ergeben sich aufgrund des Unfalls am 12. Mai 
1987 bis auf die Notwendigkeit der Wahl einer den 
Bedingungen am Schacht 1 angepaßten Abteuf- und 
Schachtausbautechnik, einer terminlichen Verzöge-
rung der Planung von bis etwa sechs Monaten und 
möglicherweise höheren finanziellen Aufwendungen 
keine Konsequenzen für die Verfolgung des integrier-
ten Entsorgungskonzepts. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Wollny (GRÜNEN) (Drucksache 
11/375 Fragen 75 und 76): 

Wie interpretie rt  die Bundesregierung die von Dr. Einfeld 
(Kernphysiker — DWK) in einem am 11. April 1987 in der Elbe-
Jeetzel Zeitung veröffentlichten Inte rview gemachte Äußerung, 
wonach die geplante Pilot-Konditionierungsanlage in Gorleben 
„darüber hinaus der Gewinnung von Erkenntnissen für die Pla-
nung einer Produktionsanlage" dienen soll, und was ist nach 
Ansicht der Bundesregierung unter einer Produktionsanlage zu 
verstehen? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung vor, in wel-
chem Zeitrahmen mit welcher Größenordnung diese Produk-
tionsanlage gebaut werden soll und welchem Zweck diese Pro-
duktionsanlage dienen soll? 
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Zu Frage 75: 

Zu dem am 11. April 1987 in der Elbe-Jeetzel Zei-
tung veröffentlichten Inte rview hat Herr Dr. Einfeld 
von der Deutschen Gesellschaft für Wiederaufarbei-
tung von Kernbrennstoffen (DWK) die Zielsetzungen 
für die geplante Pilot-Konditionierungsanlage für 
radioaktive Reststoffe (PKA) in Gorleben erläutert. 

Demnach ist die PKA ebenso wie jede andere Pilot

-

Anlage ein notwendiges Zwischenglied bei der Über-
tragung eines neuen technischen Verfahrens vom 
Labor- und Technikumsmaßstab in denjenigen einer 
Industrieanlage. Sie dient deshalb vornehmlich der 
Erprobung von Konditionierungsverfahren im Hin-
blick auf eine etwaige spätere direkte Endlagerung 
abgebrannter Brennelemente sowie der Gewinnung 
von Erkenntnissen für die Planung einer Anlage, 
deren Durchsatz an den Bedürfnissen der Praxis 
orientiert ist. Es ist durchaus üblich, eine Anlage die-
ser Art mit dem Ausdruck „Produktionsanlage" zu 
umschreiben. 

Zu Frage 76: 

Die Bundesregierung verfügt über keine Erkennt-
nisse darüber, in welchem Zeitrahmen und gegebe-
nenfalls in welcher Größenordnung eine solche 
Anlage errichtet werden wird. 

Der Zweck einer ggf. später zu errichtenden größe-
ren Anlage kann aus den Aufgaben der Pilot-Kondi-
tionierungsanlage abgeleitet werden, z. B. Herstel-
lung von Endlagergebinden für Brennelemente aus 
Leichtwasserreaktoren und Hochtemperaturreakto-
ren sowie Umladung von Abfallgebinden aus dem 
Ausland. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE) 
(Drucksache 11/375 Fragen 77 und 78): 

Nachdem an Universitäten lehrende Geologen, etwa in Ham-
burg, Kiel und Göttingen, schon immer den Salzstock Gorleben 
für ungeeignet erklärt haben und meines Wissens nur Geologen 
an Bundesinstituten den Salzstock für geeignet halten, kann die 
Bundesregierung auch nur einen Universitätsgeologen benen-
nen, der die Wahl des Salzstockes Gorleben unterstützt? 

Sind der Bundesregierung die neuen Untersuchungen von 
Wissenschaftlern der Universität Utrecht bekannt, nach denen 
Salzformationen gänzlich ungeeignet für ein atomares Endlager 
sind (vgl. „Nature", Bd. 324, S. 554, und Frankfu rter Allgemeine 
Zeitung vom 21. Januar 1987), und welche Konsequenzen zieht 
sie aus diesen Studien? 

Zu Frage 77: 

Die der Frage zugrunde liegende Unterstellung, die 
wissenschaftliche Qualifikation der Geologen an Bun-
desinstituten sei geringer als die der Geologen an Uni-
versitäten, teilt die Bundesregierung nicht. Es ist 
durchaus üblich, daß Geowissenschaftler von Bundes-
instituten zugleich auch an Universitäten oder Hoch-
schulen lehren. Im übrigen ist für die Beurteilung wis-
senschaftlicher Ergebnisse, auch zur Eignung Gorle-
ben, nicht die Quantität der Gegner oder Befürworter 
maßgeblich, sondern die Qualität der wissenschaftli-

chen Argumente. Diese spricht für die von der Bun-
desregierung in Ang riff genommene untertägige 
Erkundung des Salzstockes Gorleben. 

Zu Frage 78: 

Die zitierten Untersuchungen sind der Bundesre-
gierung bekannt. Sie ist allerdings nicht der Auffas-
sung, daß aus den Untersuchungen hervorgeht, Salz-
formationen seien ungeeignet für die Endlagerung 
radioaktiver Abfälle. 

Für die Bundesregierung ist es selbstverständlich, 
erzielte Forschungsergebnisse in die Planungen zur 
Endlagerung einzubeziehen. Sie erinnert in diesem 
Zusammenhang daran, daß u. a. in dem ehemaligen 
Salzbergwerk Asse 2 umfangreiche Untersuchungen 
zur Endlagerung in Salzformationen durchgeführt 
werden und speziell die Bundesanstalt für Geowissen-
schaften und Rohstoffe in Hannover seit Jahren mit 
den in der Studie angesprochenen Fragen — teilweise 
in Zusammenarbeit mit dem Utrechter Institut — 
befaßt ist. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Frage des 
Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksache 11/375 
Frage 79) : 

Welche Staaten hat der Bundesbauminister bei seiner Aus-
sage (Bulletin Nr. 143, Seite 1 189) „Der Durchbruch zu einem 
global ausgeglichenen Wohnungsmarkt ist gelungen" (Duden: 
global = erdumspannend, weltweit) hinsichtlich ihrer Woh-
nungsversorgung einbezogen, und wie erklärt die Bundesregie-
rung diesen Erfolg ihrer Wohnungspolitik auf die Wohnungsver-
sorgung in der ganzen Welt? 

Mit Verwunderung nimmt die Bundesregierung zur 
Kenntnis, daß Sie den Beg riff „global" ausschließlich 
als „erdumspannend" und „weltweit" interpretieren. 
Bei sorgfältigerer Lektüre des Dudens wäre Ihnen 
nicht entgangen, daß „global" auch im übertragenen 
Sinne in der Bedeutung von „gesamt" gebraucht 
wird. Globalzahlen sind nicht notwendigerweise 
Weltzahlen, wie Globalrechnungen nicht die ganze 
Welt umfassen müssen. Selbstverständlich kann 
daher auch der Wohnungsmarkt in der Bundesrepu-
blik Deutschland durchaus global ausgeglichen 
sein. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Echternach auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
11/375 Fragen 80 und 81): 

Bestehen nach Auffassung der Bundesregierung durch das 
unterschiedliche Miet- und Preisrecht im freifinanzierten und im 
öffentlich geförderten Wohnungsbau Unterschiede in den 
Anreizen, energiesparende Investitionen vorzunehmen? 

Sieht die Bundesregierung in diesem Bereich einen Hand-
lungsbedarf? 
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Nach Auffassung der Bundesregierung bestehen 
zwischen dem freifinanzierten und dem öffentlich 
geförderten Wohnungsbau hinsichtlich der Anreize 
zu energiesparenden Investitionen keine gravieren-
den Unterschiede. 

Im Wohnungsbestand erfüllen energiesparende 
Investitionen, d. h. bauliche Maßnahmen, die nach-
haltig die Einsparung von Heizenergie bewirken, 
sowohl bei freifinanzierten Wohnungen wie bei preis-
gebundenen Sozialwohnungen den Tatbestand der 
Modernisierung. 

Bei öffentlich geförderten Wohnungen dürfen die 
hierdurch anfallenden Kosten in der Wirtschaftlich-
keitsberechnung berücksichtigt werden, die die 
Grundlage der Mietenberechnung bildet, wenn die 
Bewilligungsstelle der Modernisierung zugestimmt 
hat. 

Bei freifinanzierten Wohnungen kann der Vermie-
ter bei Durchführung solcher Maßnahmen nach § 3 
des Miethöhegesetzes eine Erhöhung des jährlichen 
Mietzinses um 11 vom Hundert der für die Wohnung 
aufgewendeten Kosten verlangen. 

Trotz unterschiedlicher Berechnungsweise führen 
die berücksichtigungsfähigen Kostenansätze bei 
öffentlich geförderten Sozialwohnungen etwa zum 
gleichen Ergebnis. 

Im Wohnungsneubau sind bei Sozialwohnungen 
wirtschaftlich tragbare energiesparende Investitionen 
in die Förderung des Gesamtvorhabens einbezogen 
und in der preisrechtlich zulässigen Kostenmiete 
berücksichtigt. Im freifinanzierten Wohnungsneubau 
hat der Vermieter die Möglichkeit, entsprechende 
Investitionen über die Mietvereinbarung zu erwirt-
schaften. 

Die Bundesregierung sieht daher keinen Hand-
lungsbedarf. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Abelein (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/375 Frage 83): 

Ist die Bundesregierung bereit, im Zusammenhang mit den 
Abrüstungsverhandlungen eine Initiative für die Wiederherstel-
lung der deutschen Einheit zu unternehmen? 

In der Regierungserklärung des Bundeskanzlers vor 
dem Deutschen Bundestag vom 18. März 1987 heißt 
es: „Wir wollen, daß alle Deutschen eines Tages wie-
der durch gemeinsame Freiheit in einer europäischen 
Friedensordnung vereint sind. " „Uns leitet der Ver-
fassungsauftrag, in einem vereinten Europa in freier 
Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutsch-
lands zu vollenden." 

Die Präambel zum Grundgesetz und der B rief zur 
deutschen Einheit stellen die Lösung der deutschen 
Frage in den europäischen Zusammenhang. Schritte 
zur Verbesserung der Lage in Europa, zu denen auch 
Abrüstungsschritte gehören, bringen uns dem natio-
nalen Ziel näher. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Adam-Schwaetzer auf 
die Fragen des Abgeordneten Duve (SPD) (Druck-
sache 11/375 Fragen 84 und 85): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der Chef der chi-
lenischen Luftwaffe, General Fernando Matthei, derzeit in der 
Bundesrepublik Deutschland aufhält, nachdem er vor wenigen 
Tagen bereits in Spanien mit Unternehmen der Rüstungsindu-
strie Gespräche geführt hat, und welche protokollarischen und 
sicherheitstechnischen Vorkehrungen wurden getroffen anläß-
lich des Besuches eines Mitglieds des höchsten Regierungsor-
gans der chilenischen Diktatur? 

Kann die Bundesregierung ausschließen, daß sich General 
Matthei während seines Besuchs mit Mitgliedern oder Mitarbei-
tern der Bundesregierung und der sie tragenden Parteien oder 
deren Stiftungen zu politischen Gesprächen trifft? 

Zu Frage 84: 

Es ist der Bundesregierung nicht bekannt, daß sich 
General Matthei zur Zeit in der Bundesrepublik 
Deutschland aufhält. 

Zu Frage 85: 

Was Mitglieder der Bundesregierung oder ihrer 
Mitarbeiter anbetrifft, so ist ein Treffen nicht be-
kannt. 

Im übrigen steht chilenischen Staatsangehörigen 
die Einreise in die Bundesrepublik Deutschland ohne 
Erfordernis eines Sichtvermerks frei. Die politischen 
Parteien und Stiftungen sind nicht verpflichtet, die 
Bundesregierung über die Wahl ihrer Gesprächspart-
ner zu unterrichten. 
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